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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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7101

Dritte Verordnung zur Änderung der 
Gewerberechtsverordnung

Vom 17. Dezember 2013

Auf Grund des § 5 Absatz 3 des Landesorganisationsge-
setzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S.  421), der durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. 
S.  462) geändert worden ist, in Verbindung mit §  16 
Absatz  2 Nummer  9 des Geldwäschegesetzes vom 13. 
August 2008 (BGBl.  I S. 1690), verordnet die Landesre-
gierung nach Anhörung der zuständigen Ausschüsse des 
Landtags (Haushalts- und Finanzausschuss, Innenaus-
schuss, Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mit-
telstand und Handwerk):

Artikel 1
Änderung der Gewerberechtsverordnung

Die Anlage zur Gewerberechtsverordnung vom 17. 
November 2009 (GV. NRW. S.  626), die zuletzt durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 11. September 2012 (GV. 
NRW. S. 422) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1.   Der unter I dargestellten „Übersicht zum nachfolgen-
den Verzeichnis“ wird folgende Nummer 4 angefügt:

 „4 Geldwäschegesetz“.

2.   Den unter II dargestellten „Erläuterungen zum nach-
folgenden Verzeichnis“ wird folgende Angabe voran-
gestellt:

 „BezReg Bezirksregierung“.

3.   Dem unter III dargestellten „Verzeichnis“ wird fol-
gende Nummer 4 angefügt:

  „4. Geldwäschegesetz vom 13. August 2008 (BGBl.  I 
S. 1690), das durch Artikel 6 Absatz 12 des Gesetzes 
vom 28. August 2013 (BGBl. I S. 3395) geändert wor-
den ist:

Ausübung der Aufsicht gemäß §  16 Absatz  1 Satz  1, 
Absatz 2 Nummer 9 bezüglich der Verpfl ichteten nach § 2 
Absatz 1 Nummer 3, 5, 9, 10 und 13

zuständig: BezReg“.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

Düsseldorf, den 17. Dezember 2013

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

– GV. NRW. 2013 S. 848

Gesetz 
über die Feststellung des Haushaltsplans 
des Landes Nordrhein-Westfalen für das 

Haushaltsjahr 2014 (Haushaltsgesetz 2014)
Vom 18. Dezember 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans 
des Landes Nordrhein-Westfalen

für das Haushaltsjahr 2014 (Haushaltsgesetz 2014)

Abschnitt 1 
Feststellung des Haushaltsplans

§ 1 
Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
des Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushalts-
jahr  2014 wird in Einnahmen und Ausgaben auf 
62 307 758 300 Euro festgestellt.

Abschnitt 2 
Besondere Regelungen zu den Einnahmen

§ 2 
Kreditmittel

(1) Kreditermächtigung

Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur Deckung 
der Ausgaben des Haushaltsplans 2014 Kreditmittel bis 
zum Höchstbetrag von 2 548 000 000 Euro aufzunehmen. 
Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassen-
lage, den jeweiligen Kapitalmarktverhältnissen und den 
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestimmen.

(2) Umfang der Kreditermächtigung

Der Kreditermächtigung nach Absatz  1 wachsen die 
Beträge zur Tilgung von im Haushaltsjahr 2014 fällig 
werdenden Krediten zu, deren Höhe sich aus Num-
mer  4.2 der Finanzierungsübersicht ergibt. Außerdem 
darf das Finanzministerium über die Ermächtigung nach 
Absatz 1 hinaus Kredite aufnehmen

1.   zur Anschlussfi nanzierung vorzeitig getilgter Darle-
hen und

2.   zur Anschlussfi nanzierung von im Haushaltsjahr 2013 
aufgenommenen kurzfristigen Krediten, die im Haus-
haltsjahr 2014 fällig werden,

soweit diese über die in der Finanzierungsübersicht aus-
gewiesenen Beträge hinausgehen.

(3) Umfang der Kreditermächtigung in besonderen Fäl-
len

Die Kreditermächtigung nach Absatz  1 erhöht sich fer-
ner insoweit, als die Darlehen aus Mitteln des Bundes, 
der Bundesagentur für Arbeit und sonstiger Stellen die 
im Haushaltsplan veranschlagten Beträge überschreiten.

(4) Besondere Kreditgeschäfte

Im Rahmen der Kreditfi nanzierung kann das Finanzmi-
nisterium auch ergänzende Vereinbarungen treffen, die 
der Steuerung von Zinsänderungsrisiken sowie der 
Erzielung günstiger Konditionen und ähnlichen Zwe-
cken bei neuen Krediten und bestehenden Schulden 
 dienen. Das Vertragsvolumen für das laufende Haus-
haltsjahr darf die Summe von 2 000 000 000 Euro nicht 
überschreiten. Auf diese Grenze werden Verträge nicht 
angerechnet, die Zins- oder Währungsrisiken verringern 
oder ganz ausschließen. Im Rahmen von Vereinbarungen 
nach Satz  1 kann das Finanzministerium auch Sicher-
heiten stellen sowie entgegennehmen.

§ 3 
Kreditmittel zur Förderung der Stabilität und des 

Wachstums der Wirtschaft

Das Finanzministerium wird ermächtigt, für Ausgaben 
nach § 6 Absatz 2 in Verbindung mit § 14 Gesetz zur För-
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derung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft 
vom 8. Juni 1967 (BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch 
Artikel 135 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2407), über den im § 2 dieses Gesetzes festge-
setzten Höchstbetrag hinaus weitere Kreditmittel mit 
einem Erlös bis zum Höchstbetrag von 255 000 000 Euro 
aufzunehmen oder entsprechende Einnahmereste zu bil-
den. Das Finanzministerium kann ferner zulassen, dass 
Ausgaben nach § 6 Absatz 2 in Verbindung mit § 14 die-
ses Gesetzes, die bis zum Schluss eines Haushaltsjahres 
nicht geleistet worden sind, als Ausgabereste auf das 
nächste Haushaltsjahr übertragen werden.

§ 4 
Kassenverstärkungskredite

Das Finanzministerium wird ermächtigt, Kassenverstär-
kungskredite bis zur Höhe von 10 vom Hundert des in 
§  1 festgestellten Betrages aufzunehmen. Auf diese 
Grenze wird die Aufnahme von Kassenverstärkungskre-
diten zur Stellung von Sicherheiten im Sinne von §  2 
Absatz  4 Satz  4 nicht angerechnet, soweit sie ein Volu-
men von 2 vom Hundert des in § 1 festgestellten Betrages 
nicht überschreitet.

§ 5 
(frei)

Abschnitt 3 
Besondere Regelungen zu den Ausgaben und 

Verpflichtungsermächtigungen

§ 6 
Planstellen/Stellen

(1) Verbindlichkeit von Planstellen und von Stellen für 
Richterinnen und Richter auf Probe

Planstellen und Stellen für Richterinnen und Richter auf 
Probe sind verbindlich. Von der Verbindlichkeit sind 
Stellen für abgeordnete Beamtinnen und Beamte ausge-
nommen. Im Übrigen können bis zu 10 vom Hundert der 
im Haushaltsplan ausgebrachten Planstellen einer 
Besoldungsgruppe in Planstellen der nächsthöheren Wer-
tigkeit derselben Laufbahngruppe umgewandelt werden, 
soweit andere rechtliche Regelungen dem nicht entge-
genstehen.

(2) Verbindlichkeit von Stellen

Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wer-
den in den Erläuterungen abweichend von § 17 Absatz 6 
Landeshaushaltsordnung in Gruppen ausgewiesen. Die 
in den Erläuterungen zu den Titeln der Gruppe 428 aus-
gewiesenen Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sind hinsichtlich ihrer Gesamtzahl verbindlich.

(3) Verbindlichkeit von Stellen in ausgegliederten Berei-
chen

Die Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
der Landesbetriebe, Sondervermögen sowie in Global-
haushalten sind hinsichtlich ihrer Gesamtzahl verbind-
lich. Eine Überschreitung ist möglich, soweit dies nicht 
im Haushaltsvollzug zu einer Erhöhung des Zuführungs-
betrages oder Absenkung des Abführungsbetrages 
gegenüber dem im Haushaltsplan ausgewiesenen Betrag 
führt. Durch Mehreinnahmen bedingte zusätzliche Stel-
len sind mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ (kw) ein-
zurichten. Der kw-Vermerk wird wirksam, soweit die 
Mehreinnahmen entfallen.

(4) Einrichtung zusätzlicher Planstellen/Stellen

Mit Einwilligung des Finanzministeriums können 
zusätzliche Planstellen/Stellen mit dem Vermerk „künf-
tig wegfallend“ (kw) eingerichtet werden, soweit die Mit-
tel in voller Höhe von Dritten zur Verfügung gestellt wer-
den. Der kw-Vermerk wird wirksam, wenn die 
Kostenerstattung durch Dritte entfällt. Mit Einwilligung 
des Finanzministeriums und des Haushalts- und Finanz-
ausschusses des Landtags können zusätzliche Planstel-
len zur Übernahme geprüfter Beamtenanwärterinnen/
Beamtenanwärter sowie Stellen für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer eingerichtet werden.

(5) Leerstellen

Die Ressorts werden für ihren Geschäftsbereich ermäch-
tigt, Leerstellen einzurichten, soweit Beschäftigte

1.  ohne Dienstbezüge beurlaubt,

2.   zu Stellen außerhalb der Landesverwaltung abgeord-
net oder

3.   im Rahmen des Pilotprojekts Rotation versetzt wer-
den.

Leerstellen im Sinne von Satz  1 Nummer  3 dürfen nur 
mit Einwilligung des Finanzministeriums eingerichtet 
werden.

(6) Einstellungszusagen

Mit Einwilligung des Finanzministeriums und des Haus-
halts- und Finanzausschusses des Landtags können Ein-
stellungszusagen in Anrechnung auf die nächstjährigen 
Einstellungsermächtigungen oder Ausbildungsstellen 
erteilt werden.

(7) Umsetzungen

Mit Einwilligung des Finanzministeriums können in 
begründeten Einzelfällen abweichend von § 50 Absatz 2 
Landeshaushaltsordnung Planstellen, Stellen und Mittel 
von einer Verwaltung in eine andere umgesetzt werden. 

(8) Stellenführung

Planstellen und Stellen können für Zeiträume, in denen 
Stelleninhaberinnen oder Stelleninhabern vorüberge-
hend keine oder keine vollen Bezüge zu gewähren sind, 
im Umfang der nicht in Anspruch genommenen Planstel-
len- oder Stellenanteile für die Beschäftigung von Aus-
hilfskräften in Anspruch genommen werden. Abwei-
chend von § 17 Absatz 5 Satz 4 Landeshaushaltsordnung 
können Landesbedienstete auf mehreren Planstellen 
geführt werden.

(9) Schulformübergreifende Inanspruchnahme von Plan-
stellen

Zur Sicherung der Unterrichtsversorgung können in den 
Kapiteln 05 300 bis 05 410 mit Einwilligung des Finanz-
ministeriums Planstellen der jeweiligen Eingangsämter 
schulformübergreifend in Anspruch genommen und auch 
in Planstellen der Eingangsämter der nächsthöheren 
Laufbahngruppe umgewandelt werden.

(10) Beschäftigung schwerbehinderter Menschen

Von den im Haushaltsjahr freiwerdenden Planstellen 
und Stellen sind 171 zur Förderung der Beschäftigung 
von schwerbehinderten Menschen im Sinne von §  2 
Absatz 2 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch zu verwenden. 
Soweit die Einstellungsverpfl ichtung bis zum Ende des 
Haushaltsjahres nicht erfolgt ist, werden mit Zustim-
mung des Finanzministeriums in diesem Umfang Plan-
stellen und Stellen in den im Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales zu etatisie-
renden Stellenpool umgesetzt und gegebenenfalls umge-
wandelt. Die 171 Planstellen und Stellen teilen sich wie 
folgt auf die Ressorts auf:

Staatskanzlei: 1

Ministerium für Inneres und Kommunales: 40

Justizministerium: 20

Ministerium für Schule und Weiterbildung: 80

Ministerium für Innovation, Wissenschaft und For-
schung: 1

Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und 
Sport: 1

Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Verkehr: 3

Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz: 3

Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales: 1

Finanzministerium: 19

Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittel-
stand und Handwerk: 1

Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und 
Alter: 1.
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(11) Ermächtigung

Das Finanzministerium wird ermächtigt, haushaltsrecht-
liche Maßnahmen zu treffen, die sich aus der Anpassung 
an das Tarifvertragsrecht, an das Besoldungsrecht oder 
an andere den Personalhaushalt betreffende gesetzliche 
Bestimmungen ergeben, insbesondere Stellenpläne und 
Stellenübersichten zu ergänzen sowie Planstellen und 
Stellen umzuwandeln und Ausgaben zu sperren.

§ 7 
Personalausgaben

(1) Deckungsfähigkeiten

Die Ausgaben der Gruppen 422, 427 und 428 sind inner-
halb der einzelnen Kapitel einschließlich der Titelgrup-
pen – mit Einwilligung des Finanzministeriums auch 
kapitelübergreifend innerhalb des Einzelplans – gegen-
seitig deckungsfähig. Die Ausgaben der Gruppen 441 
und 446 sind innerhalb des Einzelplans gegenseitig 
deckungsfähig. Die Ausgaben der Gruppen 412 und 443, 
der Obergruppe 45, der Obergruppen 51 bis 54 (ohne 
Gruppen 529 und 531) und der Obergruppe 81 dürfen bis 
zur Höhe der Einsparungen bei Ausgaben der Gruppen 
422, 427 und 428 innerhalb desselben Kapitels über-
schritten werden.

(2) Verstärkungen

In den einzelnen Kapiteln fl ießen die Einnahmen aus

1.   Zuschüssen für die berufl iche Eingliederung schwer-
behinderter Menschen sowie aus Minderleistungsaus-
gleichen bei der Beschäftigung schwerbehinderter 
Menschen, 

2.  Zuweisungen im Rahmen von Maßnahmen zur Ar-
beitsbeschaffung und

3.   Erstattungen der Europäischen Union im Rahmen des 
PHARE Twinning-Programms

den Ausgaben bei Titeln der Gruppen 422, 427 oder 428 
zu. Die Einnahmen aus dem Rahmenvertrag zur Perso-
nalbereitstellung mit der Deutschen Telekom AG – 
Vivento – (Einzelplan 20 Kapitel 20 020 Titel 282 10) 
dürfen zur Verstärkung der Ansätze für die Personalaus-
gaben bei Titeln der Obergruppe 42 sowie der Ansätze 
für Zuschüsse an Landesbetriebe herangezogen werden.

§ 8 
(frei)

§ 9 
Übertragbarkeit, Behandlung von Ausgaberesten

(1) Übertragbarkeit bei Personalausgabenbudgetierung

Die Ausgaben der Gruppen 422, 427 und 428 sind über-
tragbar. In Höhe von 50 vom Hundert der nach Inan-
spruchnahme der Deckungsfähigkeiten verbleibenden 
Minderausgaben einschließlich der Verstärkungen für 
Besoldungs- und Tariferhöhungen können Ausgabereste 
gebildet werden. 

(2) Übertragbarkeit bei Haushaltsflexibilisierung

Soweit außerhalb der Gesamtausgabenbudgetierung 
nach § 25 Absatz 2 und 3 Ausgaben der Hauptgruppe 5 
durch Haushaltsvermerk für übertragbar erklärt wur-
den, können in Höhe von 50 vom Hundert der nach Inan-
spruchnahme der Deckungsfähigkeiten verbleibenden 
Minderausgaben Ausgabereste gebildet werden. Der hier 
bestimmte Vomhundertsatz zur Höhe der Bildung von 
Ausgaberesten geht entgegenstehenden Haushaltsver-
merken vor (Konkurrenzregel). 

§ 10 
Allgemeine Vorschriften zur Bewirtschaftung von Sach-

ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen

(1) Gegenseitige Deckungsfähigkeit

Mit Einwilligung des Finanzministeriums sind innerhalb 
der einzelnen Kapitel die veranschlagten Ausgaben aller 
Titel der Gruppen 511 bis 527 und 546 sowie 547 der 
sächlichen Verwaltungsausgaben gegenseitig deckungs-
fähig. 

(2) Erstattungen der Bundesagentur für Arbeit

Erstattungen der Bundesagentur für Arbeit im Zusam-
menhang mit der Einrichtung von Zusatzjobs im Sinne 
von §  16d Zweites Buch Sozialgesetzbuch fl ießen den 
Ausgaben bei Titeln der Gruppe 681 zu (§  17 Absatz  3 
Landeshaushaltsordnung). Die Ausgaben dürfen vor 
Eingang der aufkommenden Einnahmen geleistet wer-
den, wenn die Förderzusage der Bundesagentur für 
Arbeit vorliegt.

§ 11 
Umsetzung von Ausgaben und Verpflichtungs-

ermächtigungen

(1) Strukturhilfegesetz

Soweit der Bund einzelne Maßnahmen von der Förde-
rung ausschließt oder vom Bund genehmigte Projekte 
nicht realisiert werden, kann das Finanzministerium auf 
Grund des Strukturhilfegesetzes vom 20. Dezember 1988 
(BGBl. I S. 2358) veranschlagte Ausgaben und Verpfl ich-
tungsermächtigungen für andere förderungsfähige Zwe-
cke umsetzen. Gemäß §  38 Absatz  1 Landeshaushalts-
ordnung wird zugelassen, dass Bewilligungen für 
Strukturhilfemaßnahmen mit Fälligkeiten in künftigen 
Haushaltsjahren aus den übertragenen Ausgaberesten 
ausgesprochen werden.

(2) Erwerb bebauter oder zu bebauender Immobilien

Das Finanzministerium wird für den Fall der Deckung 
des Raumbedarfs des Landes durch Erwerbsmaßnahmen 
von Bauträgern oder sonstigen Investoren, durch Immo-
bilienleasing oder durch Mietkauf ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr Ausgaben und Verpfl ich-
tungsermächtigungen, die für Große Neu-, Um- und 
Erweiterungsbauten (Teilbeträge) in der Hauptgruppe 7 
oder der Gruppe 891 veranschlagt sind, zu einem von 
ihm einzurichtenden Titel der Gruppe 518 – bei Hoch-
schulen im Sinne von § 1 Absatz 2 Hochschulgesetz vom 
31. Oktober 2006 (GV. NRW. S.  474), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. 
NRW. S. 90) sowie Globalhaushalten im Bereich des Ein-
zelplans 06 Titel 685 10 und 894 30 – oder 821 im selben 
Kapitel umzusetzen. Dasselbe gilt für eine Umsetzung 
der bei Kapitel 20 020 Titel 821 70 veranschlagten Ver-
pfl ichtungsermächtigungen zu einem im jeweiligen Ein-
zelplan ausgebrachten Titel der Hauptgruppe 7 oder 
Gruppe 891 für Generalübernehmer-/Generalunterneh-
mermaßnahmen oder der Gruppe 518 – bei Hochschulen 
im Sinne von §  1 Absatz  2 Hochschulgesetz vom 31. 
Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. 
S.  90) sowie Globalhaushalten im Bereich des Einzel-
plans 06 Titel 685 10 und 894 30 – oder 821 für die in 
Satz 1 genannten Erwerbsmaßnahmen. 

(3) Neue Miet- und Baumaßnahmen

Das Finanzministerium wird zur Realisierung neuer 
Miet- und Baumaßnahmen zwecks Deckung des Raum-
bedarfs des Landes ermächtigt, die bei Kapitel 20 020 
Titelgruppe 75 veranschlagten Ausgaben und Verpfl ich-
tungsermächtigungen zu einem im jeweiligen Einzelplan 
ausgebrachten oder dort von ihm noch einzurichtenden 
Titel der Gruppe 518 – bei Hochschulen im Sinne von § 1 
Absatz  2 Hochschulgesetz vom 31. Oktober 2006 (GV. 
NRW. S. 474), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. S. 90) sowie Global-
haushalten im Bereich des Einzelplans 06 Titel 685 10 
und Gruppe 894 –, der Hauptgruppe 7 oder der Gruppe 
891 umzusetzen. Bei der Inanspruchnahme der nach 
Satz  1 umgesetzten Verpfl ichtungsermächtigungen sind 
mit der Maßgabe der Einhaltung des Gesamtvolumens 
Abweichungen von den ursprünglich vorgesehenen Fäl-
ligkeiten zulässig. 

(4) Öffentlich Private Partnerschaften

Das Finanzministerium wird zur Durchführung von Öf-
fentlich Privaten Partnerschaften (ÖPP-Projekten) er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem jeweiligen Ressort 
Ausgaben und Verpfl ichtungsermächtigungen zu einem 
von ihm einzurichtenden Titel der Gruppe 546 oder 823 
im selben Kapitel umzusetzen. Bei der Inanspruchnahme 
der nach Satz 1 umgesetzten Verpfl ichtungsermächtigun-
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gen sind mit der Maßgabe der Einhaltung des Gesamt-
volumens Abweichungen von den ursprünglich vorgese-
henen Fälligkeiten zulässig.

(5) Konzentration der Förderprogramme bei der NRW.
BANK

Das Finanzministerium wird zur Übertragung der fi nan-
ziellen Abwicklung beziehungsweise Durchführung von 
Förderprogrammen auf die NRW.BANK ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem jeweiligen Ressort Ausgaben und 
Verpfl ichtungsermächtigungen zu einem von ihm einzu-
richtenden Festtitel 546 05 im selben Einzelplan umzu-
setzen. 

§ 12 
Ausgleichsabgabe

In den einzelnen Kapiteln fl ießen die Einnahmen aus den 
von den Integrationsämtern für die Einrichtung behin-
dertengerechter Arbeitsplätze aus Mitteln der Aus-
gleichsabgabe gezahlten Zuschüssen den Titeln der 
Hauptgruppen 5, 7 und 8 zu.

Abschnitt 4 
Besondere Festsetzungen und Bewirtschaftungs-

regelungen für den Haushaltsplan

§ 13 
Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen

Beträgt die veranschlagte Verpfl ichtungsermächtigung 
5 000 000 Euro und mehr, bedarf jede Inanspruchnahme 
der Einwilligung des Finanzministeriums.

§ 14 
Über- und außerplanmäßige Ausgaben und 

Verpflichtungsermächtigungen

Der gemäß §  37 Absatz  1 Satz  2 Landeshaushaltsord-
nung zu bestimmende Betrag wird auf 5 000 000 Euro 
festgesetzt, für Verpfl ichtungsermächtigungen gemäß 
§  38 Absatz  1 Satz  2 in Verbindung mit §  37 Absatz  1 
Satz  2 Landeshaushaltsordnung als Jahresbetrag im 
Sinne von §  16 Landeshaushaltsordnung. Für Verpfl ich-
tungsermächtigungen ist maßgeblich, dass der jeweilige 
voraussichtlich kassenwirksame Jahresbetrag in keinem 
Jahr den Betrag von 5 000 000 Euro überschreitet.

§ 15 
Veräußerung und Überlassung der Nutzung 

von Vermögensgegenständen

(1) Wasserstraßen

Die für den Ausbau von Wasserstraßen des westdeut-
schen Kanalnetzes des Bundes und der Weststrecke des 
Mittellandkanals benötigten Grundstücke sind auf 
Grund der zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Land Nordrhein-Westfalen getroffenen Regie-
rungsabkommen dem Bund unentgeltlich zur Verfügung 
zu stellen.

(2) Software

Gemäß §  63 Absatz  3 Satz  2 Landeshaushaltsordnung 
wird zugelassen, dass vom Land entwickelte oder in des-
sen Auftrag erstellte ADV-Betriebs- und Anwenderpro-
gramme (Software) unentgeltlich an juristische Personen 
des öffentlichen Rechts abgegeben werden, soweit Ge-
genseitigkeit besteht. Vertragliche Sondervereinbarungen 
im Rahmen einer Verbundentwicklung bleiben hiervon 
unberührt.

(3) Grundstücke

Mit Zustimmung des Haushalts und Finanzausschusses 
des Landtags dürfen Grundstücke

1.   direkt und ohne öffentliches Ausschreibungsverfahren 
auf der Grundlage einer gutachterlichen Wertermitt-
lung 

 a)   an Gemeinden und Gemeindeverbände oder mehr-
heitlich kommunale Gesellschaften für die Erfül-
lung kommunaler Zwecke oder für die Errichtung 
von öffentlich gefördertem Wohnraum im Sinne 

des Wohnraumförderungsgesetzes vom 13. Septem-
ber 2001 (BGBl. I S. 2376), das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I 
S. 1885) geändert worden ist, oder

 b)   an Studentenwerke (Anstalten öffentlichen Rechts) 
für deren gesetzlich festgelegte Zwecke, insbeson-
dere für die Errichtung von studentischem Wohn-
raum, oder

2.  im öffentlichen Ausschreibungsverfahren

 a)   unter Beschränkung auf Bieter, die sich vertraglich 
zur Realisierung städtebaulich oder wohnungspo-
litisch förderungswürdiger Vorhaben verpfl ichten, 
oder

 b)   mit der Aufl age, dass in angemessenem Umfang 
öffentlich geförderter Wohnraum errichtet wird,

veräußert werden.

§ 16 
Weiterbildungsgesetz

(1) Durchschnittsbeträge für Unterrichtsstunden

Gemäß §  13 Absatz  3 Weiterbildungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. April 2000 (GV. NRW. 
S. 390), zuletzt geändert durch § 129 Nummer 4 Schulge-
setz NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), wer-
den folgende Durchschnittsbeträge festgesetzt:

1.   für eine pädagogisch hauptamtlich oder hauptberuf-
lich besetzte Stelle 51 130 Euro,

2.   für eine gemäß der Verordnung über die Prüfungen 
zum nachträglichen Erwerb schulischer Abschlüsse 
der Sekundarstufe I an Einrichtungen der Weiterbil-
dung vom 13. September 1984 (GV. NRW. S.  575), 
geändert durch Artikel 108 des Gesetzes vom 5. April 
2005 (GV. NRW. S. 274), hauptamtlich oder hauptbe-
rufl ich durchgeführte Unterrichtsstunde 66,50 Euro 
und nebenamtlich beziehungsweise nebenberufl ich 
durchgeführte Unterrichtsstunde 23 Euro,

3.   für eine sonstige im Pfl ichtangebot durchgeführte 
Unterrichtsstunde 19,20 Euro.

(2) Durchschnittsbetrag für den Teilnehmertag

Gemäß § 16 Absatz 4 Satz 2 Weiterbildungsgesetz wird 
der Durchschnittsbetrag für den Teilnehmertag auf 25 
Euro festgesetzt.

(3) Zusammenfassung von Höchstförderbeträgen

Bei Zusammenschlüssen und vergleichbaren Kooperatio-
nen von Einrichtungen werden die jeweiligen Höchstför-
derbeträge zusammengefasst.

(4) Konsolidierungsbeitrag

Der Gesamtbetrag der gemäß §  13 Absatz  4 Weiterbil-
dungsgesetz im Jahr 1999 der Volkshochschule gezahlten 
Landesmittel beziehungsweise des gemäß § 16 Absatz 5 
Weiterbildungsgesetz für die Einrichtung möglichen 
Höchstförderbetrags umfasst den gemäß §  12 Absatz  3 
Haushaltsgesetz 2002 vom 19. Dezember 2001 (GV. NRW. 
S.  876) möglichen Höchstförderbetrag. Die gemäß §  13 
Weiterbildungsgesetz zu zahlende Zuweisung und der 
gemäß §  16 Absatz  5 Weiterbildungsgesetz maßgebliche 
Höchstförderbetrag werden um einen Konsolidierungs-
beitrag von 15 vom Hundert reduziert.

§ 17 
(frei)

Abschnitt 5 
Bürgschaften, Garantien, sonstige Gewährleistungen, 

Haftungsfreistellungen

§ 18 
Bürgschaften zur Wirtschaftsförderung

(1) Ermächtigung

Das Finanzministerium wird ermächtigt, Bürgschaften 
für Kredite an die Wirtschaft und die freien Berufe sowie 
die Land- und Forstwirtschaft bis zu 900 000 000 Euro 
zu übernehmen.
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(2) Einwilligung des Haushalts- und Finanzausschusses 
des Landtags

Zur Übernahme von Bürgschaften auf Grund der 
Ermächtigung in Absatz  1 bedarf es der Einwilligung 
des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags; sie 
gilt für Ausfallbürgschaften im Rahmen der vom Haus-
halts- und Finanzausschuss des Landtags gebilligten 
Bürgschaftsrichtlinien des Landes Nordrhein-Westfalen 
für die Wirtschaft und die freien Berufe sowie die Land- 
und Forstwirtschaft, Runderlass des Finanzministers 
vom 11. August 1988 (MBl. NRW. S. 1314), zuletzt geän-
dert durch Runderlass des Finanzministeriums vom 30. 
Januar 2008 (MBl. NRW. S. 91), als allgemein erteilt. Der 
Haushalts- und Finanzausschuss des Landtags ist zu 
informieren, wenn die Ablehnung eines Bürgschaftsan-
trags von über 2 500 000 Euro beabsichtigt ist.

(3) Übernahme von Bürgschaften

Die Bürgschaften gemäß Absatz 1 dürfen nur für Kredite 
übernommen werden, deren Rückzahlung durch den 
Schuldner bei normalem wirtschaftlichem Ablauf inner-
halb der für den einzelnen Kredit vereinbarten Zah-
lungstermine erwartet werden kann. Das Finanzministe-
rium kann davon Ausnahmen zulassen, insbesondere zur 
Erhaltung von Arbeitsplätzen oder zur Stützung 
gewerblicher Unternehmen in strukturschwachen Gebie-
ten. Der Haushalts- und Finanzausschuss des Landtags 
ist darüber unverzüglich zu unterrichten.

§ 19 
Bürgschaften für Beteiligungen des Landes

Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Zusammen-
hang mit der Finanzierung von Unternehmen, an denen 
das Land mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist, und 
mit der Veräußerung von unmittelbaren oder mittelbaren 
Beteiligungen des Landes Bürgschaften, Garantien und 
sonstige Gewährleistungen bis zu einer Gesamthöhe von 
1 650 000 000 Euro zu übernehmen. Der vom Land ver-
bürgte Anteil an einer Finanzierung darf nicht höher 
sein als der unmittelbare oder mittelbare prozentuale 
Anteil der Beteiligung.

§ 20 
Besondere Bürgschaften, Garantien und sonstige 

 Gewährleistungen

(1) Förderung des Sportstättenbaus

Das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und 
Sport wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium zur Förderung des Sportstättenbaus 
in Nordrhein-Westfalen Bürgschaften und Gewährleis-
tungen zugunsten der NRW.BANK für Darlehen an 
gemeinnützige Sportvereine und -verbände bis zu einer 
Gesamthöhe von 45 000 000 Euro je Haushaltsjahr zu 
übernehmen.

(2) Unterstützung und Begleitung der Energiewende 
durch die NRW.BANK

Das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem 
Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittel-
stand und Handwerk zur Unterstützung und Begleitung 
der Energiewende Gewährleistungen zugunsten der 
NRW.BANK für Haftungsfreistellungen, die diese in Ver-
bindung mit der Finanzierung der Erkundung und Pla-
nungsvorbereitung von Pumpspeicherkraftwerken einge-
räumt hat, bis zu einer Höhe von insgesamt 50 000 000 
Euro zu übernehmen.

(3) Bürgschaftsbank Nordrhein-Westfalen

Das Finanzministerium wird ermächtigt, Gewährleistun-
gen und Rückbürgschaften zugunsten der Bürgschafts-
bank Nordrhein-Westfalen GmbH – Kreditgarantiege-
meinschaft –, Neuss, bis zu 100 000 000 Euro zu 
übernehmen.

(4) Wohnungsbauförderung durch die NRW.BANK

Das Finanzministerium wird ermächtigt, Bürgschaften 
zugunsten der NRW.BANK für Darlehen zur Wohnungs-
bauförderung bis zur Höhe von 5 000 000 Euro, zur Förde-
rung von Eigentumsmaßnahmen im Wohnungsbau und zur 

Gründung von Wohnungsbaugenossenschaften Bürgschaf-
ten bis zur Höhe von 230 000 000 Euro zu übernehmen.

§ 21 
Gewährleistungen

(1) Atomrechtliche Deckungsvorsorge

Das Finanzministerium wird ermächtigt, Gewährleis-
tungsverpfl ichtungen des Landes nach §  14 Absatz  2 
Atomgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 
Juli 1985 (BGBl. I S. 1565), zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), 
sowie nach §  3 Absatz  1 und §  4 Absatz  1 bis 6 Atom-
rechtliche Deckungsvorsorge-Verordnung vom 25. Ja-
nuar 1977 (BGBl. I S. 220), zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 Absatz  12 des Gesetzes vom 23. November 2007 
(BGBl. I S. 2631),

1.   zugunsten der Forschungszentrum Jülich GmbH, 
Jülich, und zugunsten der Arbeitsgemeinschaft Ver-
suchs-Reaktor (AVR) GmbH, Jülich, zu übernehmen. 
Diese Gewährleistungsverpfl ichtungen sind gegen-
über der Forschungszentrum Jülich GmbH auf bis 
zu 10 vom Hundert des zur Erfüllung der Deckungs-
vorsorge festgesetzten Betrages, höchstens bis zu 
201 000 000 Euro und gegenüber der AVR GmbH auf 
bis zu 30 vom Hundert des zur Erfüllung der 
Deckungsvorsorge festgesetzten Betrages, höchstens 
jedoch bis 2 708 700 Euro begrenzt,

2.   zugunsten der Hochschulen im Sinne von § 1 Absatz 2 
Hochschulgesetz vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. 
S. 474), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. S. 90) bis höchstens zu 
einem Betrag von insgesamt 120 000 000 Euro zu 
übernehmen.

(2) Stiftung Zollverein

Das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Verkehr wird ermächtigt, sich gegenüber der Stif-
tung Zollverein für den Fall einer Nichtverlängerung der 
bis zum Jahre 2023 geltenden Finanzierungsvereinba-
rung zum unentgeltlichen Rückerwerb der Grundstücke 
Zeche Zollverein Schächte 1/2/8 und XII in Essen sowie 
zur Tragung der jährlich mit dem Grundstückseigentum 
verbundenen Kosten bis zur Höhe von derzeit 4 500 000 
Euro zu verpfl ichten.

(3) Gegenwerte im Ersatzschulbereich

Das Land übernimmt für Träger von Ersatzschulen 
gemäß §  105 Schulgesetz NRW vom 15. Februar 2005 
(GV. NRW. S.  102), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13. November 2012 (GV. NRW. S. 514), die 
Beteiligte in der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder (VBL) sind, im Fall der Zahlungsunfähigkeit des 
Ersatzschulträgers die Haftung für alle Gegenwerte, die 
aufgrund des Ausscheidens des Ersatzschulträgers bezie-
hungsweise einer von ihm getragenen Ersatzschule aus 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
(VBL) entstehen.

(4) EU-Programm „Europäische territoriale Zusammen-
arbeit“

Das Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mit-
telstand und Handwerk wird ermächtigt, sich im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium im Rahmen einer 
Vereinbarung zum NL-NRW/Nds-EU-Programm „Euro-
päische territoriale Zusammenarbeit“ zu verpfl ichten, 
für die Förderperiode 2014 bis 2020 Gewährleistungen 
gegenüber der EU-Kommission bis zu einem Betrag von 
30 000 000 Euro zu übernehmen.

§ 22 
Garantien

(1) Kunstausstellungen

Das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und 
Sport wird ermächtigt, Verpfl ichtungen zur Abdeckung 
von Ersatzansprüchen

1.   aus der Dauerleihgabe von Kunstwerken an die Stif-
tung Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen bis zur 
Höhe von insgesamt 77 000 000 Euro,
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2.   aus wechselnden Ausstellungen mit Ausstellungsstü-
cken von privaten und öffentlichen Leihgebern aus 
dem In- und Ausland bei der Stiftung Kunstsamm-
lung Nordrhein-Westfalen sowie einmalig im Jahr 
2014 aus der Leihgabe von Kunstwerken und Ausstel-
lungsstücken von privaten und öffentlichen Leihge-
bern aus dem In- und Ausland anlässlich der Durch-
führung von höchstens zwei Ausstellungsvorhaben 
von besonderer Bedeutung, an denen sich das Land 
durch fi nanzielle Zuwendungen beteiligt, bis zur Höhe 
von insgesamt 950 000 000 Euro 

zu übernehmen.

(2) Kunstakademie Düsseldorf; Deutsches Zentrum für 
Luft- und Raumfahrt

Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft und For-
schung wird ermächtigt, 

1.   Verpfl ichtungen zur Abdeckung von Ersatzansprü-
chen aus wechselnden Ausstellungen mit Ausstel-
lungsstücken von privaten und öffentlichen Leih-
gebern aus dem In- und Ausland bei der 
Akademie-Galerie der Kunstakademie Düsseldorf bis 
zur Höhe von insgesamt 10 000 000 Euro zu überneh-
men und 

2.   mit Zustimmung des Finanzministeriums gegenüber 
der Bundesrepublik Deutschland eine Rückgarantie 
entsprechend dem Finanzierungsanteil des Landes an 
den Betriebskosten des Deutschen Zentrums für Luft- 
und Raumfahrt e. V., Köln, höchstens bis 500 000 Euro, 
zu übernehmen, durch die der Bund bei Inanspruch-
nahme aus Schadensereignissen im Zusammenhang 
mit Raketen- und Ballonstarts der mobilen Raketen-
basis des Deutschen Zentrums für Luft- und Raum-
fahrt im Ausland anteilig entlastet wird.

(3) Kapitalversorgung mittelständischer Unternehmen

Das Finanzministerium wird ermächtigt, 

1.   im Interesse der Kapitalversorgung mittelständischer 
Unternehmen Garantien bis zu 50 000 000 Euro für 
die Übernahme von Kapitalbeteiligungen zu überneh-
men. Diese Garantien können auch als Rückgarantien 
gegenüber der Bürgschaftsbank Nordrhein-Westfalen 
GmbH – Kreditgarantiegemeinschaft -, Neuss, über-
nommen werden;

2.   im Interesse der Kapitalversorgung kleiner und mitt-
lerer Unternehmen mit Sitz in Nordrhein-Westfalen 
neue Finanzierungsformen zu unterstützen und Bürg-
schaften, Garantien und sonstige Gewährleistungen 
bis zu 350 000 000 Euro zur Risikoentlastung von 
Kreditinstituten, Fondsgesellschaften und sonstigen 
Kapitalsammelstellen 

zu übernehmen.

§ 23 
Haftungsfreistellungen für Existenzgründungshilfen

Das Finanzministerium wird ermächtigt, im Interesse 
der Existenzgründung und Existenzfestigung von klei-
nen und mittleren Unternehmen sowie im Interesse von 
örtlichen Beschäftigungsinitiativen und Selbsthilfegrup-
pen Haftungsfreistellungen bis zu einer Gesamthöhe von 
80 000 000 Euro zugunsten der NRW.BANK zur Haf-
tungsentlastung von Kreditinstituten für die Hergabe 
von Krediten zu übernehmen.

Abschnitt 6 
Weitere Ermächtigungen

§ 24 
Weitere Ermächtigungen

(1) Influenza-Pandemie

Das Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege 
und Alter wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium und mit Zustimmung des Haushalts- 
und Finanzausschusses des Landtags im Falle einer 
Infl uenza-Pandemie einen Pandemie-Impfstoff, das not-
wendige Impfzubehör sowie ergänzende Impfl eistungen 
bis zu dem für die Versorgung der Bevölkerung des Lan-

des Nordrhein-Westfalen erforderlichen Umfang zu 
beschaffen. 

(2) Bergschäden

Das Finanzministerium wird ermächtigt, beim Erwerb 
von Grundstücken aus Haushaltsmitteln bei Kapitel 14 
500 Titel 821 10 die auf diesen Grundstücken ruhenden 
Verpfl ichtungen zur Abdeckung von Bergschäden bis zur 
Höhe von 25 500 000 Euro zu übernehmen.

(3) Flughafen Essen/Mülheim

Das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Verkehr wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium das Land Nordrhein-Westfalen zu 
verpfl ichten, bilanzielle Verluste bei der Flughafen 
Essen/Mülheim GmbH, Mülheim an der Ruhr, die sich 
aus der beabsichtigten Einstellung des motorisierten 
Flugbetriebs ergeben, seinem Gesellschaftsanteil ent-
sprechend zu übernehmen.

Abschnitt 7 
Haushaltsentwicklung

§ 25 
Modernisierung des Haushalts- und Rechnungswesens

(1) Umsetzung des Programms EPOS.NRW

Zur Umsetzung der Modernisierung des Haushalts- und 
Rechnungswesens wird in der Landesverwaltung schritt-
weise die Integrierte Verbundrechnung mit den Kompo-
nenten Vermögensrechnung, Ergebnisrechnung, Kosten- 
und Leistungsrechnung sowie Finanzrechnung als Basis 
einer produktorientierten Haushaltssteuerung einge-
führt. Die Landesregierung legt hierfür die entsprechen-
den Bereiche der Landesverwaltung fest (Budgeteinhei-
ten). Die Landesregierung bestimmt auch die Bereiche, 
die an dem EPOS.NRW-Modellversuch zur Erprobung 
des fachlichen Rahmenkonzeptes zur Einführung der 
Integrierten Verbundrechnung teilnehmen (Modellbehör-
den).

(2) Gesamtausgabenbudgetierung

In den Budgeteinheiten und Modellbehörden sind die 
Ausgaben bei den Titeln der Hauptgruppen 4 und 5 mit 
Ausnahme der Gruppen 529 und 531 sowohl innerhalb 
der Hauptgruppen als auch zwischen diesen Hauptgrup-
pen gegenseitig deckungsfähig. Die Deckungsfähigkeit 
umfasst – mit Einwilligung des Finanzministeriums und 
im Einvernehmen mit den beteiligten Ressorts – auch 
diejenigen Ausgaben bei Titeln in anderen Kapiteln und 
Einzelplänen, die von der Budgeteinheit im Haushalts-
vollzug bewirtschaftet werden. Die Ausgaben bei den 
Titeln der Obergruppe 81 dürfen bis zur Höhe der Ein-
sparungen bei den Titeln der Hauptgruppen 4 und 5 
überschritten werden. Mehrausgaben dürfen bis zur 
Höhe der Mehreinnahmen geleistet werden.

(3) Übertragbarkeit

In den Budgeteinheiten sind die Ausgaben bei den Titeln 
der Hauptgruppen 4 und 5 übertragbar. In Höhe von 50 
vom Hundert der nach Inanspruchnahme der Deckungs-
fähigkeiten verbleibenden Minderausgaben einschließ-
lich der Verstärkungen für Besoldungs- und Tariferhö-
hungen können Ausgabereste gebildet werden. Bei den 
Modellbehörden ist für Minderausgaben der Haupt-
gruppe 5 ein reduzierter Vomhundertsatz von 25 anzu-
wenden.

(4) Grundsätze der staatlichen doppelten Buchführung

In den Budgeteinheiten und Modellbehörden wird das 
Rechnungswesen nach den Grundsätzen der staatlichen 
doppelten Buchführung gemäß §  7 a des Haushalts-
grundsätzegesetzes vom 19. August 1969 (BGBl.  I 
S. 1273), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. 
Mai 2010 (BGBl. I S. 671) geändert worden ist, gestaltet. 
Die Aufstellung, Bewirtschaftung und Rechnungslegung 
kann mit Zustimmung des Finanzministeriums abwei-
chend von den Vorschriften der Landeshaushaltsordnung 
und den Vorschriften dieses Gesetzes nach Konten und 
Produktstrukturen erfolgen. 
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(5) Datenabruf

§  17a Absatz  3 Satz  1 Landeshaushaltsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 (GV. 
NRW. S.  158), zuletzt geändert durch Artikel VII des 
Gesetzes vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 284), ist entspre-
chend anzuwenden.

(6) Ermächtigung des Finanzministeriums

Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur Umsetzung 
der Absätze 1 bis 4 Verwaltungsvorschriften zu erlassen.

Abschnitt 8 
Besondere Regelungen für landesunmittelbare 
juristische Personen des öffentlichen Rechts, 

Sondervermögen, Landesbetriebe und Beteiligungen

§ 26 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes 

Nordrhein-Westfalen

(1) Kreditermächtigung

Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes Nord-
rhein-Westfalen (BLB NRW) wird ermächtigt, zur 
Deckung der eigenfi nanzierten Investitionen Kredite bis 
zur Höhe von 626 368 800 Euro aufzunehmen. Darüber 
hinaus wird das Finanzministerium ermächtigt, dem 
BLB NRW für Investitionen, die nicht zu einer über die 
veranschlagten Verpfl ichtungsermächtigungen hinausge-
henden weiteren Mietbelastung im Landeshaushalt füh-
ren, und für Investitionsmaßnahmen, deren Abwicklung 
schneller als geplant verläuft, eine weitere Kreditauf-
nahme bis zur Höhe von 100 000 000 Euro zu gestatten, 
soweit die Summe der Ausgaben für eigenfi nanzierte 
Investitionen den im Finanzplan des BLB NRW vorgese-
henen Betrag überschreitet.

(2) Abschluss von Mietverträgen

Abweichend von § 38 Absatz 1 Landeshaushaltsordnung 
bedarf es zum Abschluss von Mietverträgen keiner 
 Verpfl ichtungsermächtigung, soweit die Summe der in 
dem  jeweiligen Einzelplan bei den Festtiteln 518 01 
und 518 04 veranschlagten Ausgabemittel ausreicht, um 
die Verpfl ichtung zur Leistung von Ausgaben in künfti-
gen Haushaltsjahren abzudecken und zuvor das Beneh-
men mit dem Finanzministerium hergestellt wurde. 
Satz 1 gilt für Titel 685 10 der Hochschulen im Sinne von 
§ 1 Absatz 2 Hochschulgesetz vom 31. Oktober 2006 (GV. 
NRW. S. 195), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. S. 90) sowie für Glo-
balhaushalte im Bereich des Einzelplans 06 mit der 
Maßgabe, dass es der Herstellung des Benehmens mit 
dem Finanzministerium nicht bedarf. Weitergehende 
Ausnahmen bedürfen der Einwilligung des Finanzminis-
teriums.

(3) Einnahmen aus Untervermietungen

Einnahmen aus Untervermietungen beim BLB NRW 
angemieteter Gebäude, die über den im jeweiligen Haus-
halt veranschlagten Ansatz hinausgehen, dürfen für 
Mehrausgaben – mit Ausnahme von Personalausgaben – 
herangezogen werden.

(4) Erweiterung der Zweckbestimmung des Festtitels 
519 03

Die bei Festtitel 519 03 veranschlagten Ausgaben dürfen 
auch für Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten ein-
gesetzt werden.

§ 27 
Überlassung der Nutzung von Vermögensgegenständen 

im Hochschulbereich

Abweichend von § 63 Absatz 3 und 4 Landeshaushalts-
ordnung wird zugelassen, dass Vermögensgegenstände 
des Landes, die den früheren Medizinischen Einrichtun-
gen der Hochschulen zugeordnet waren, den Univer-
sitätskliniken im Sinne des §  31a Hochschulgesetz vom 
31. Oktober 2006 (GV. NRW. S.  474), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. 
NRW. S. 90), unentgeltlich zur Nutzung überlassen wer-
den können.

Abschnitt 9 
Besondere Regelungen für Zuwendungen 

und die fachbezogene Pauschale

§ 28 
Zuwendungen

(1) Sperrung von Zuwendungen

Ausgaben und Verpfl ichtungsermächtigungen für 
Zuwendungen im Sinne von §  23 Landeshaushaltsord-
nung zur Deckung der gesamten Ausgaben oder eines 
nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben einer Stelle 
außerhalb der Landesverwaltung (institutionelle Förde-
rung) sind gesperrt, bis der Haushalts- oder Wirtschafts-
plan der Zuwendungsempfängerin/des Zuwendungs-
empfängers von der Bewilligungsbehörde gebilligt 
worden ist. Abweichungen von Haushalts- und Wirt-
schaftsplänen, die vom Finanzministerium der Veran-
schlagung der Ausgabe für die Zuwendung zugrunde 
gelegt worden sind, bedürfen vor Aufhebung der Sperre 
dessen Einwilligung.

(2) Besserstellungsverbot

Die in Absatz 1 genannten Zuwendungen zur institutio-
nellen Förderung dürfen nur mit der Aufl age bewilligt 
werden, dass die Zuwendungsempfängerin/der Zuwen-
dungsempfänger ihre/seine Beschäftigten nicht besser 
stellt als vergleichbare Arbeitnehmerinnen/Arbeitneh-
mer des Landes; vorbehaltlich einer abweichenden tarif-
vertraglichen Regelung dürfen keine günstigeren 
Arbeitsbedingungen vereinbart werden als sie für 
Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer des Landes jeweils 
vorgesehen sind. Entsprechendes gilt bei Zuwendungen 
zur Projektförderung, wenn die Gesamtausgaben der 
Zuwendungsempfängerin/des Zuwendungsempfängers 
überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand 
bestritten werden. Das Finanzministerium kann bei Vor-
liegen zwingender Gründe Ausnahmen zulassen. Sind 
vergleichbare Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer des 
Landes nicht vorhanden, ist die Zustimmung des Finanz-
ministeriums zum Abschluss des Anstellungs- oder 
Arbeitsvertrages erforderlich. Dieser Absatz gilt nicht 
für die Universitätskliniken im Sinne des §  31a Hoch-
schulgesetz vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. S.  474), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31. 
Januar 2012 (GV. NRW. S. 90).

(3) Ausnahmen von der Erbringung des kommunalen 
Eigenanteils

Abweichend von Nr. 2.3.3 und Nr. 2.4 VVG zu § 44 LHO 
(Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung – 
Runderlass des Finanzministeriums vom 30. September 
2003, zuletzt geändert durch Runderlass des Finanzmi-
nisteriums vom 24. September 2007, MBl. NRW 
2007 S. 688) kann der Förderrahmen bis zu 90 vom Hun-
dert der zuwendungsfähigen Ausgaben betragen. Zweck-
gebundene Spenden und eingeworbene Sponsorenmittel 
können für die Bemessung der Zuwendung außer 
Betracht bleiben und insoweit den verbleibenden Eigen-
anteil des Zuwendungsempfängers ersetzen. Die Rege-
lungen nach den Sätzen 1 und 2 gelten ausschließlich für 
Kommunen ohne ausgeglichenen Haushalt und ohne 
genehmigtes Haushaltssicherungskonzept (Nothaus-
haltskommunen einschließlich überschuldeter Kommu-
nen), für Kommunen ohne ausgeglichenen Haushalt mit 
genehmigtem Haushaltssicherungskonzept und für Kom-
munen, die Konsolidierungshilfen nach dem Stärkungs-
paktgesetz erhalten, in den folgenden Förderbereichen:

1.  Städtebauförderung – Unterpunkt Soziale Stadt

2.  Ökologie-Programm Emscher Lippe (ÖPEL)

3.  REGIONALEN

4.  Wasserrahmenrichtlinie

5.  Luftqualität

6.  Förderung von Kulturbauten

7.  Progres.nrw – European Energy Award

8.  Breitbandversorgung

9.   Kulturförderung – Unterpunkte „Kultur und Schule“ 
und „Musikalische Grundbildung/Jedem Kind ein 
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Instrument“ (UT 4 zu Kapitel 07 050 Titel 633 60 und 
UT 8 zu Kapitel 07 050 Titel 685 60).

Diese Regelung geht abweichenden Bestimmungen 
bezüglich der Erbringung des kommunalen Eigenanteils 
in den Förderrichtlinien zu den vorstehenden Förderbe-
reichen vor.

§ 29 
Fachbezogene Pauschale

(1) Fachbezogene Pauschale

Zum eigenverantwortlichen Mitteleinsatz für die kom-
munale Selbstverwaltung werden den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden für die Durchführung bestimmter 
Aufgaben veranschlagte Mittel in pauschalierter Form 
zur Verfügung gestellt (fachbezogene Pauschale).

(2) Regelung im Haushaltsplan

Die fachbezogenen Pauschalen werden nach objektivier-
baren Kriterien, die im Haushaltsplan verbindlich fest-
gelegt sind, an die Gemeinden und Gemeindeverbände 
verteilt. § 41 Landeshaushaltsordnung bleibt unberührt.

(3) Auszahlung der fachbezogenen Pauschale

Die Pauschalmittel werden den Gemeinden und Gemein-
deverbänden ohne Antrag zu festgelegten Terminen aus-
gezahlt. Die Gemeinden und Gemeindeverbände haben 
die gewährten Pauschalmittel in dem jeweiligen Aufga-
benbereich einzusetzen.

(4) Nachweis der Verwendung

Die Gemeinden oder Gemeindeverbände weisen den 
Einsatz der Pauschalmittel nach Abschluss des Haus-
haltsjahres unverzüglich durch rechtsverbindliche 
Bestätigung nach. Auf besondere Anforderung ist der 
Nachweis listenmäßig je Aufgabenbereich oder entspre-
chend der verbindlichen Gliederung des kommunalen 
Haushaltsplans durch Auszug aus den betreffenden 
Abschnitten oder Unterabschnitten der Jahresrechnung 
zu führen.

(5) Rückzahlung

Die Gemeinden oder Gemeindeverbände haben nicht 
verbrauchte oder nicht nachgewiesene Pauschalmittel 
bis zum 31. März des Folgejahres unaufgefordert an die 
Landeskasse zurückzuzahlen. Nicht fristgemäß zurück-
gezahlte Beträge sind mit 3 vom Hundert über dem 
Basiszinssatz zu verzinsen. Das Land kann seinen Rück-
zahlungsanspruch mit Forderungen der Gemeinde oder 
des Gemeindeverbandes aufrechnen. Die aus der Feuer-
schutzsteuer gewährte Investitionspauschale ist abwei-
chend von Satz  1 nicht zurückzuzahlen. Nicht ver-
brauchte Pauschalmittel sind entsprechend der 
Zweckbestimmung in den Folgejahren zu verwenden.

(6) Vorrang der fachbezogenen Pauschale

Werden Landesmittel als fachbezogene Pauschale 
gewährt, treten alle insoweit bisher geltenden Förderre-
gelungen außer Kraft.

(7) Träger der freien Jugendhilfe

Zur Erfüllung von Aufgaben in der Kinder- und Jugend-
politik können fachbezogene Pauschalen auch den nach 
§ 75 Achtes Buch Sozialgesetzbuch anerkannten Trägern 
der freien Jugendhilfe gewährt werden. Die Absätze 1 bis 
4, 5 Satz 1 bis 3 und Absatz 6 sind entsprechend anzu-
wenden.

§ 30 
Förderung gemeinnütziger Zwecke durch 

Glücksspieleinnahmen

(1) Zweckgebundene Verausgabung von Glücksspielein-
nahmen

Aus den Einnahmen aus dem Fußball-Toto, der Lotterie 
„KENO“, der Lotterie „Eurojackpot“, der Losbriefl otterie 
mit sofortigem Gewinnentscheid, den Zusatzlotterien 
„Spiel 77“ und „PLUS 5“ wird für Zwecke im Sinne von 
§  10 Ausführungsgesetz NRW Glücksspielstaatsvertrag 
vom 13. November 2012 (GV. NRW. S. 524) und aus den 
Einnahmen aus Oddset-Wetten wird für Zwecke im 
Sinne von §  21 Absatz  2 Ausführungsgesetz NRW 

Glücksspielstaatsvertrag vom 13. November 2012 (GV. 
NRW. S. 524) ein Festbetrag in Höhe von 86 134 000 Euro 
zweckgebunden verausgabt.

(2) Regelung im Haushaltsplan

In den Erläuterungen zu den jeweiligen Einnahmetiteln 
sind die zweckgebundene Verausgabung, der Vorwegab-
zug an die Hilfeeinrichtungen für Spielsüchtige, die Des-
tinatäre sowie der Verteilungsschlüssel verbindlich fest-
zulegen.

(3) Verweisung

Die Ausgaben können entsprechend §  29 Absatz  3, 4, 5 
Satz 4 und 5 sowie Absatz 6 zur Verfügung gestellt wer-
den.

(4) Eigenmittel

Die Ausgaben gelten bei den Destinatären als Eigenmit-
tel.

Abschnitt 10 
Schlussvorschriften

§ 31 
Weitergeltung

Die Abschnitte 2 bis 9 gelten nach Ablauf des 31. Dezem-
ber 2014 bis zur Verkündung des Haushaltsgesetzes 2015 
weiter.

§ 32 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

Düsseldorf, den 18. Dezember 2013

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore K r a f t

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich auch 
für die Ministerin für Schule und Weiterbildung

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

zugleich auch 
für die Ministerin für Bundesangelegenheiten, 

Europa und Medien

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l
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Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 
zugleich auch 

für die Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pfl ege und Alter

Ute  S c h ä f e r
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Anlage zum
Haushaltsgesetz

Haushaltsplan
des Landes Nordrhein-Westfalen
für das Haushaltsjahr

2014

Gesamtplan

Haushaltsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 1 LHO)

Finanzierungsübersicht (§ 13 Abs. 4 Nr. 2 LHO)

Kreditfinanzierungsplan (§ 13 Abs. 4 Nr. 3 LHO)
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 Einzelplan Einnahmen Einnahmen Ausgaben Verpflich- Ausgaben
tungsermäch-

tigungen
2014 2013* 2014 2014 2013*

(TEUR) (TEUR) (TEUR) (TEUR) (TEUR)

01 Landtag 336,6 336,6 123.604,6 1.420,0 122.104,9

02 Ministerpräsidentin 802,5 802,5 120.469,7 23.410,0 119.299,5

03 Ministerium für Inneres und Kommunales 310.403,8 299.597,5 5.051.435,1 371.970,5 4.844.827,6

04 Justizministerium 1.149.141,5 1.306.590,9 3.796.955,0 55.770,5 3.666.166,1

05 Ministerium für Schule und Weiterbildung 195.001,1 198.591,2 15.592.528,6 244.608,6 15.132.075,3

06 Ministerium für Innovation, Wissenschaft und 
Forschung

1.131.189,8 1.024.510,1 7.930.813,1 414.170,0 7.411.819,0

07 Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und 
Sport

166.832,7 163.552,0 2.905.654,0 107.278,1 2.656.606,1

09 Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Verkehr

1.865.815,8 1.886.787,3 3.087.806,9 1.353.559,1 3.110.609,1

10 Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

262.167,7 271.946,0 921.537,6 1.213.865,6 917.970,2

11 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales 2.750.487,8 2.333.309,3 3.592.347,5 152.919,5 3.178.046,8

12 Finanzministerium 741.464,4 742.877,6 2.053.338,2 22.300,0 1.988.706,0

13 Landesrechnungshof 417,9 248,1 40.515,9 0,0 39.970,6

14 Ministerium für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk

258.252,0 292.580,5 759.254,6 266.195,6 796.800,2

15 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und 
Alter

224.347,7 229.084,7 993.258,5 134.483,0 973.274,9

20 Allgemeine Finanzverwaltung 53.251.097,0 51.688.716,5 15.338.239,0 263.752,0 15.481.254,5

62.307.758,3 60.439.530,8 62.307.758,3 4.625.702,5 60.439.530,8

* Stand: Nachtrag 2013 (ohne Umsetzungen im Vollzug)

Hinweis:
Die Abweichungen in den Summen ergeben sich durch kaufmännisches Runden.

Haushaltsübersicht

Zusammen
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( Mio EUR )

I. 62.307,8

II.
1. Ausgaben 61.792,6

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zuführungen an Rücklagen und für Fehlbeträge aus Vorjahren
und haushaltstechnische Verrechnungen)

2. Einnahmen 59.757,0
(ohne Einnahmen aus Kreditmarktmitteln,
Entnahmen aus Rücklagen und Überschüssen aus Vorjahren
und haushaltstechnische Verrechnungen)

3. Finanzierungssaldo -2.035,5 

III.
4. Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt
4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt (brutto) 20.928,7
4.2 abzüglich Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 18.380,7
4.3 Nettoneuverschuldung am Kreditmarkt 2.548,0
5. zuzüglich Entnahmen aus Rücklagen 0,0
6. abzüglich Zuführung an Rücklagen 513,0
7. zuzüglich Überschüsse aus Vorjahren 0,5
8. abzüglich Fehlbeträge aus Vorjahren 0,0
9. Finanzierungssaldo -2.035,5 

IV.

2.548,0
18.380,7
20.928,7

( Mio EUR )

I.
0,0

20.928,7

20.928,7

II.
151,6

18.380,7

18.532,3

III.
-151,6 

2.548,0

2.396,4

Abweichungen in den Summen durch Runden.

F I N A N Z I E R U N G S Ü B E R S I C H T

ZUSAMMENSETZUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS

HAUSHALTSVOLUMEN

ERMITTLUNG DES FINANZIERUNGSSALDOS

NACHRICHTLICH
ERMITTLUNG DER KREDITERMÄCHTIGUNG FÜR KREDITMARKTMITTEL
Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt (netto)
zuzüglich Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt
Kreditermächtigung (brutto)

NETTO-NEUVERSCHULDUNG insgesamt

am Kreditmarkt
bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw.

K R E D I T F I N A N Z I E R U N G S P L A N

EINNAHMEN AUS KREDITEN

Zusammen

Zusammen

am Kreditmarkt
bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw.
TILGUNGSAUSGABEN FÜR KREDITE

Zusammen

vom Kreditmarkt (brutto)
bei Gebietskörperschaften, Sondervermögen usw.

– GV. NRW. 2013 S. 848
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Gesetz 
zur Regelung der Zuweisungen des Landes 

Nordrhein-Westfalen 
an die Gemeinden und Gemeindeverbände 

im Haushaltsjahr 2014 
(Gemeindefinanzierungsgesetz 2014 – GFG 2014)

Vom 18. Dezember 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen

an die Gemeinden und Gemeindeverbände 
im Haushaltsjahr 2014

(Gemeindefinanzierungsgesetz 2014 – GFG 2014)

Inhaltsübersicht

Teil 1
Grundlagen

§ 1   Zuweisungen des Landes an die Gemeinden und 
Gemeindeverbände

Teil 2
Steuerverbund

§ 2  Ermittlung der Finanzausgleichsmasse 

§ 3  Vorwegabzug 

§ 4   Aufteilung der verteilbaren Finanzausgleichs-
masse

§ 5  Grundsätze für die Schlüsselzuweisungen

§ 6  Aufteilung der Schlüsselmasse 

§ 7   Festsetzung der Schlüsselzuweisungen für die 
Gemeinden

§ 8   Ermittlung der Ausgangsmesszahl für die 
Gemeinden

§ 9   Ermittlung der Steuerkraftmesszahl für die 
Gemeinden

§ 10   Festsetzung der Schlüsselzuweisungen für die 
Kreise 

§ 11   Ermittlung der Ausgangsmesszahl für die Kreise 
und die Städteregion Aachen

§ 12   Ermittlung der Umlagekraftmesszahl für die 
Kreise und die Städteregion Aachen

§ 13   Festsetzung der Schlüsselzuweisungen für die 
Landschaftsverbände

§ 14  Ermittlung der Ausgangsmesszahl für die Land-
schaftsverbände

§ 15  Ermittlung der Umlagekraftmesszahl für die 
Landschaftsverbände

§ 16    Investitionspauschalen und Tilgung des Sonder-
vermögens nach dem Zukunftsinvestitions- und 
 Tilgungsfondsgesetz 

§ 17  Schulpauschale/Bildungspauschale

§ 18  Sportpauschale

§ 19   Zuweisungen an Gemeinden und Gemeinde-
verbände zur Überwindung außergewöhnlicher 
oder unvorhersehbarer Belastungssituationen

Teil 3
Zuweisungen außerhalb des

Steuerverbundes

§ 20   Zuweisungen für die Lastenausgleichsverwaltung 
beim Rhein-Kreis Neuss

§ 21   Kompensationsleistungen an die Gemeinden für 
Verluste durch die Neuregelung des Familienleis-
tungsausgleichs 

§ 21a   Kompensationsleistungen an die Gemeinden für 
Verluste in Zusammenhang mit dem Steuerverein-
fachungsgesetz 2011

§ 22   Zuweisungen nach Maßgabe des Haushaltsplans 
des Landes

Teil 4
Umlagegrundlagen, Umlagen

§ 23  Umlagegrundlagen für Schlüsselzuweisungen

§ 24  Kreisumlage

§ 25  Landschaftsumlage

§ 26  Verbandsumlage des Regionalverbandes Ruhr

Teil 5
Gemeinsame Vorschriften und Verfahren

§ 27   Grundlagen für die Erhebung und die Anwendung 
von Daten zur Berechnung von Zuweisungen aus 
dem Steuerverbund

§ 28   Verfahrensregelungen zur Ermittlung, Festsetzung 
und Auszahlung der Zuweisungen aus dem Steu-
erverbund

§ 29   Ausgleich fehlerhafter Zuweisungen aus dem 
Steuerverbund

§ 30  Bewirtschaftung der Mittel des Steuerverbundes

§ 31   Abschlagszahlungen für Verluste durch die Neure-
gelung des Familienleistungsausgleichs und in 
Zusammenhang mit dem Steuervereinfachungsge-
setz 2011

§ 32   Förderungsgrundsätze für zweckgebundene 
Zuweisungen nach Maßgabe des Haushaltsplans 
des Landes

§ 33  Kürzungsermächtigung

Teil 6
Inkrafttreten

§ 34  Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlagen

Anlage 1 Ableitung der Finanzausgleichsmasse 2014

Anlage 2 Hauptansatzstaffel

Anlage 3  Bevölkerung in den Gemeinden des 
Landes Nordrhein-Westfalen zum Stichtag 
31. Dezember 2012

Anlage 4 Kurortehilfe 2014

Anlage 5 Abwassergebührenhilfe 2014

Anlage 6 Gaststreitkräftestationierungshilfe 2014

Teil 1
Grundlagen

§ 1 
Zuweisungen des Landes an die Gemeinden 

und Gemeindeverbände

(1) Die Gemeinden und Gemeindeverbände tragen die 
Kosten ihrer eigenen und der ihnen übertragenen Aufga-
ben, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten 
vom Land im Wege des Finanz- und Lastenausgleichs 
zur Ergänzung ihrer eigenen Erträge allgemeine und 
zweckgebundene Zuweisungen für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben.

(3) Die Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten 
einen Anteil am Steueraufkommen des Landes (Steuer-
verbund) gemäß §§ 2 bis 19.

(4) Die Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten fer-
ner Zuweisungen nach näherer Bestimmung dieses 
Gesetzes (§§ 20, 21, 21a) sowie nach Maßgabe des Haus-
haltsplans des Landes (§ 22).

(5) Soweit den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
Zuwendungen auf Grund besonderer Gesetze gewährt 
werden, bleiben diese unberührt.
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(6) Die Städteregion Aachen gemäß § 1 Absatz 1 Städte-
region Aachen Gesetz vom 26. Februar 2008 (GV. NRW. 
S. 162) ist ein Gemeindeverband im Sinne dieses Geset-
zes. Soweit in diesem Gesetz nichts anderes geregelt ist, 
gelten für die Städteregion Aachen die Regelungen für 
Kreise und für die regionsangehörigen Gemeinden 
gemäß § 4 Absatz 1 Satz 3 und § 5 Städteregion Aachen 
Gesetz die Regelungen für kreisangehörige Gemeinden.

Teil 2
Steuerverbund

§ 2 
Ermittlung der Finanzausgleichsmasse

(1) Das Land stellt den Gemeinden und Gemeindever-
bänden 23 Prozent (Verbundsatz) seines Anteils an der 
Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und der 
Umsatzsteuer (Gemeinschaftsteuern) zur Verfügung. Fer-
ner beteiligt das Land die Gemeinden und Gemeindever-
bände in Höhe des Verbundsatzes an vier Siebteln seiner 
Einnahmen aus der Grunderwerbsteuer. Der Verbundsatz 
enthält 1,17 Prozentpunkte zur vorläufi gen pauschalen 
Abgeltung von Ausgleichsansprüchen aus der Beteili-
gung der Gemeinden und Gemeindeverbände an den 
fi nanziellen Belastungen des Landes aus der Deutschen 
Einheit im Haushaltsjahr 2014.

(2) Der Berechnung nach Absatz 1 liegt das Ist-Aufkom-
men der jeweiligen Steuer im Zeitraum vom 1. Oktober 
des dem Haushaltsjahr vorvorhergehenden Jahres bis 
zum 30. September des dem Haushaltsjahr vorhergehen-
den Jahres (Verbundzeitraum) zugrunde. Dabei wird das 
insgesamt im Verbundzeitraum ermittelte Ist-Aufkom-
men

1.   erhöht oder vermindert um die Einnahmen oder Aus-
gaben des Landes im Länderfi nanzausgleich nach den 
Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Finanzaus-
gleichsgesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBl.  I 
S. 3955, 3956), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 15. Juli 2013 (BGBl. I S. 2401) geändert wor-
den ist, und aus den allgemeinen Bundesergänzungs-
zuweisungen nach §  11 Absatz  2 des Finanzaus-
gleichsgesetzes;

2.   vermindert um den für Kompensationsleistungen an 
die Gemeinden für Verluste aus der Neuregelung des 
Familienleistungsausgleichs gemäß § 1 Sätze 5 bis 15, 
18 und 19 Finanzausgleichsgesetz ausgezahlten Be-
trag;

3.   erhöht um den als interkommunalen Entlastungsaus-
gleich zugunsten der Kommunen der neuen Länder 
im Verbundzeitraum enthaltenen Anteil des Landes 
am Minderaufkommen der Umsatzsteuer (§  1 Satz  5 
Finanzausgleichsgesetz in Verbindung mit Artikel 30 
Nummer 1 des Vierten Gesetzes für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt vom 24. Dezember 2003 
(BGBl.  I S.  2954) und Artikel 24 des Beitreibungs-
richtlinie-Umsetzungsgesetzes vom 7. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2592)); 

4.   vermindert um den als Kompensationsleistung für 
Einnahmeausfälle des Landes aus der Spielbankab-
gabe im Verbundzeitraum erhaltenen Anteil des Lan-
des am Mehraufkom men der Um satzsteuer (§ 1 Satz 5 
Finanzausgleichsgesetz in Verbindung mit Artikel 3 
Nummer 3 Haushaltsbegleitgesetz 2006 vom 29. Juni 
2006 (BGBl. I S. 1402));

5.   vermindert um den als Beteiligung des Bundes zur 
Aufgabenerfüllung im Bereich der Förderung von 
Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und 
in der Kindertagespfl ege im Verbundzeitraum erhalte-
nen Anteil des Landes am Mehraufkom men der 
Um satzsteuer (§  1 Satz  5 Finanzausgleichsgesetz in 
Verbindung mit Artikel 2 Kinderförderungsgesetz 
vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2403) und in Ver-
bindung mit dem Gesetz über Finanzhilfen des Bun-
des zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder vom 
10. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2403, 2407), geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes zur zusätzlichen Förde-
rung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrich-
tungen und in Kindertagespfl ege vom 15. Februar 
2013 (BGBl. I S. 250));

6.   vermindert um den für Kompensationsleistungen an 
die Gemeinden für Verluste durch das Steuervereinfa-
chungsgesetz 2011 ausgezahlten Betrag (§  1 Satz  5 
Finanzausgleichsgesetz in Verbindung mit Artikel 13 
Steuervereinfachungsgesetz 2011 vom 1. November 
2011 (BGBl. I S. 2131)).

(3) Die Ermittlung der Finanzausgleichsmasse nach den 
Absätzen 1 und 2 sowie § 3 ergibt sich aus Anlage 1 zu 
diesem Gesetz.

§ 3 
Vorwegabzug

Von der nach §  2 ermittelten Finanzausgleichsmasse 
werden 

1.   für die im Haushaltsjahr 2014 vom Land für die 
Gemeinden und Gemeindeverbände auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften und vertraglicher Vereinba-
rungen zu entrichtenden Tantiemen Mittel in Höhe 
von 3 852 000 Euro und 

2.   für die kommunale Beteiligung an der Finanzierung 
der Konsolidierungshilfen nach §  2 Absatz  3 Stär-
kungspaktgesetz vom 9. Dezember 2011 (GV. NRW. 
S. 662), geändert durch Gesetz vom 16. Juli 2013 (GV. 
NRW. S. 489), Mittel in Höhe von 115 000 000 Euro 

abgezogen.

§ 4 
Aufteilung der verteilbaren Finanzausgleichsmasse

Die sich aus den Berechnungen nach den §§  2 und 3 
ergebende verteilbare Finanzausgleichsmasse wird auf 
Schlüsselzuweisungen, Investitionspauschalen, fachbe-
zogene Sonderpauschalen und Bedarfszuweisungen auf-
geteilt. 

§ 5 
Grundsätze für die Schlüsselzuweisungen

(1) Die Gemeinden und die Gemeindeverbände erhalten 
Schlüsselzuweisungen, deren Höhe sich für die einzelne 
Gebietskörperschaft nach ihrer durchschnittlichen Auf-
gabenbelastung und nach ihrer Steuer- oder Umlage-
kraft bemisst. Besonders berücksichtigt werden Belas-
tungen,

1.   die Gemeinden und Kreisen durch die Trägerschaft 
von Schulen,

2.  die Gemeinden auf Grund hoher Soziallasten,

3.  die Gemeinden durch Zentralitätsfunktionen und

4.   die Gemeinden infolge großer Flächen im Verhältnis 
zu ihrer Einwohnerzahl

entstehen.

(2) Die Schlüsselzuweisung wird aus der Gegenüberstel-
lung einer Ausgangsmesszahl (§§ 8, 11 und 14) und einer 
Steuerkraftmesszahl (§  9) oder Umlagekraftmesszahl 
(§§ 12 und 15) berechnet.

§ 6 
Aufteilung der Schlüsselmasse

Für Schlüsselzuweisungen wird insgesamt ein Betrag 
von 8 030 755 200 Euro zur Verfügung gestellt. Dieser 
Betrag wird aufgeteilt auf die Schlüsselmasse für

1.  Gemeinden mit  6 302 670 300 Euro,
2.  Kreise mit  940 055 000 Euro, 
3.  Landschaftsverbände mit  788 029 900 Euro.

§ 7 
Festsetzung der Schlüsselzuweisungen 

für die Gemeinden

(1) Jede Gemeinde erhält als Schlüsselzuweisung 90 Pro-
zent des Unterschiedsbetrages zwischen der maßgebli-
chen Ausgangsmesszahl (§  8) und der maßgeblichen 
Steuerkraftmesszahl (§ 9).

(2) Erreicht oder überschreitet die Steuerkraftmesszahl 
die Ausgangsmesszahl, so erhält die Gemeinde keine 
Schlüsselzuweisung.



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 45 vom 30. Dezember 2013862

§ 8 
Ermittlung der Ausgangsmesszahl für die Gemeinden

(1) Die Ausgangsmesszahl einer Gemeinde wird ermit-
telt, indem der Gesamtansatz mit dem einheitlichen 
Grundbetrag gemäß §  28 Absatz  1 Satz  2 vervielfältigt 
wird.

(2) Der Gesamtansatz wird aus dem Hauptansatz unter 
Berücksichtigung von Einwohnerveränderungen, dem 
Schüleransatz, dem Soziallastenansatz, dem Zentrali-
tätsansatz und dem Flächenansatz gebildet.

(3) Der Hauptansatz wird den Gemeinden nach dem 
relevanten Einwohnerwert gewährt. Zur Ermittlung und 
Festsetzung des relevanten Einwohnerwertes wird die 
Zahl der Einwohner nach § 27 Absatz 3 Satz 1 mit der 
durchschnittlichen Zahl der Einwohner nach §  27 
Absatz 3 Satz 2 verglichen. Der höhere Wert wird ange-
setzt. Für die Berücksichtigung im Hauptansatz wird 
dieser Wert nach der Gemeindegröße gewichtet (Haupt-
ansatzstaffel – Anlage 2). 

Liegt der Einwohnerwert einer Gemeinde zwischen zwei 
Stufen der Staffelklasse, so wird der Prozentsatz mit den 
dazwischen liegenden Werten angesetzt; der Prozentsatz 
wird auf eine Dezimalstelle hinter dem Komma aufge-
rundet.

(4) Der Schüleransatz wird den Gemeinden für jeden 
erfassten Schüler nach § 27 Absatz 5 an Schulen in eige-
ner Trägerschaft gewährt. Für die Berücksichtigung im 
Schüleransatz wird die Zahl der Schüler gewichtet nach 
Schülern, die

1.  im Ganztagsbetrieb beschult werden, mit 2,02
2.  im Halbtagsbetrieb beschult werden, mit 0,62.
Soweit Zweckverbände Schulträger sind, werden die 
Schüler den dem Zweckverband angehörenden Gemein-
den entsprechend dem Anteil an der Umlage zugerech-
net. Erfolgt die Übertragung der Schulträgerschaft 
durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung, werden die 
Schüler den beteiligten Kommunen entsprechend dem in 
dieser Vereinbarung geregelten Finanzierungsanteil 
zugerechnet.

Der Schüleransatz wird den Städten Düren und 
Gütersloh zur Hälfte auch für Schüler gewährt, die die 
Stiftischen Gymnasien in diesen Gemeinden besuchen.

(5) Der Soziallastenansatz wird den Gemeinden für die 
erfassten Bedarfsgemeinschaften im Sinne von §  7 
Absatz 3 Zweites Buch Sozialgesetzbuch – Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende – in der Fassung der Bekannt-
machung vom 13. Mai 2011 (BGBl.  I S.  850, 2094), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1167) geändert worden ist, nach § 27 Absatz 6 
gewährt. Für die Berücksichtigung im Soziallastenansatz 
wird die Zahl der Bedarfsgemeinschaften mit 13,85 mul-
tipliziert.

(6) Der Zentralitätsansatz wird den Gemeinden für die 
erfassten sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten nach 
§ 27 Absatz 7 gewährt. Für die Berücksichtigung im Zen-
tralitätsansatz wird die Zahl der sozialversicherungs-
pfl ichtig Beschäftigten mit 0,46 multipliziert.

(7) Der Flächenansatz wird den Gemeinden gewährt, die 
eine über dem Landesdurchschnitt liegende Fläche pro 
Einwohner aufweisen. Dieser Flächenanteil einer 
Gemeinde wird mit 0,14 multipliziert. Landesdurch-
schnitt ist das arithmetische Mittel aus der Gesamtheit 
der gemeindlichen Fläche-Einwohner-Relationen. Bei 
der Ermittlung des Flächenansatzes wird die Fläche 
einer Gemeinde nach § 27 Absatz 9 und die Einwohner 
einer Gemeinde nach §  27 Absatz  3 Satz  1 berücksich-
tigt.

§ 9 
Ermittlung der Steuerkraftmesszahl für die Gemeinden

(1) Die Steuerkraftmesszahl ergibt sich aus der Summe 
der für die Gemeinden geltenden Steuerkraftzahlen der 
Gewerbesteuer, der Grundsteuern, des Gemeindeanteils 
an der Einkommensteuer und des Gemeindeanteils an 
der Umsatzsteuer abzüglich der Steuerkraftzahl der 
Gewerbesteuerumlage in der Referenzperiode nach § 27 
Absatz 8.

(2) Als Steuerkraftzahlen werden zugrunde gelegt

1.   bei der Gewerbesteuer das Ist-Aufkommen des ersten 
Halbjahres der Referenzperiode, geteilt durch den im 
ersten Halbjahr der Referenzperiode tatsächlich fest-
gesetzten Hebesatz, addiert zu dem Ist-Aufkommen des 
zweiten Halbjahres der Referenzperiode, geteilt durch 
den im zweiten Halbjahr der Referenzperiode tatsäch-
lich festgesetzten Hebesatz, multipliziert mit 412;

2.   bei der Grundsteuer A das Ist-Aufkommen des ersten 
Halbjahres der Referenzperiode, geteilt durch den im 
ersten Halbjahr der Referenzperiode tatsächlich fest-
gesetzten Hebesatz, addiert zu dem Ist-Aufkommen 
des zweiten Halbjahres der Referenzperiode, geteilt 
durch den im zweiten Halbjahr der Referenzperiode 
tatsächlich festgesetzten Hebesatz, multipliziert mit 
209;

3.   bei der Grundsteuer B das Ist-Aufkommen des ersten 
Halbjahres der Referenzperiode, geteilt durch den im 
ersten Halbjahr der Referenzperiode tatsächlich fest-
gesetzten Hebesatz, addiert zu dem Ist-Aufkommen des 
zweiten Halbjahres der Referenzperiode, geteilt durch 
den im zweiten Halbjahr der Referenzperiode tatsäch-
lich festgesetzten Hebesatz, multipliziert mit 413;

4.   bei dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer das 
Ist-Aufkommen in der Referenzperiode

 a)   zuzüglich der in der Referenzperiode angefallenen 
Kompensationsleistungen an die Gemeinden für 
Verluste aus der Neuregelung des Familienleis-
tungsausgleichs, unter Berücksichtigung der in 
diesem Zeitraum angefallenen Abrechnungsbe-
träge;

 b)   zuzüglich der in der Referenzperiode angefallenen 
Kompensationsleistungen an die Gemeinden für 
Verluste im Zusammenhang mit dem Steuerverein-
fachungsgesetz 2011 vom 1. November 2011 
(BGBl. I S. 2131);

5.   bei dem Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer das Ist-
Aufkommen in der Referenzperiode;

6.   bei der Gewerbesteuerumlage das Ist-Aufkommen der 
Gewerbesteuer im ersten Halbjahr der Referenzperi-
ode, geteilt durch den im ersten Halbjahr der Refe-
renzperiode tatsächlich festgesetzten Hebesatz, multi-
pliziert mit den im ersten Halbjahr der 
Referenzperiode festgesetzten Vervielfältigern für die 
Gewerbesteuerumlage zuzüglich des Ist-Aufkommens 
im zweiten Halbjahr der Referenzperiode, geteilt 
durch den im zweiten Halbjahr der Referenzperiode 
tatsächlich festgesetzten Hebesatz, multipliziert mit 
den im zweiten Halbjahr der Referenzperiode festge-
setzten Vervielfältigern für die Gewerbesteuerumlage.

§ 10 
Festsetzung der Schlüsselzuweisungen für die Kreise

(1) Jeder Kreis erhält als Schlüsselzuweisung den Unter-
schiedsbetrag zwischen der maßgeblichen Ausgangs-
messzahl (§ 11) und der maßgeblichen Umlagekraftmess-
zahl (§ 12).

(2) Erreicht oder überschreitet die Umlagekraftmesszahl 
die Ausgangsmesszahl, so erhält der Kreis keine Schlüs-
selzuweisung.

§ 11 
Ermittlung der Ausgangsmesszahl für die Kreise 

und die Städteregion Aachen

(1) Die Ausgangsmesszahl eines Kreises wird ermittelt, 
indem der Gesamtansatz mit dem einheitlichen Grund-
betrag gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 vervielfältigt wird.

(2) Der Gesamtansatz wird aus dem Hauptansatz und 
dem Schüleransatz gebildet.

(3) Der Hauptansatz der Kreise entspricht der Zahl der 
Einwohner im Kreis nach §  27 Absatz  3 Satz  1. Der 
Hauptansatz der Städteregion Aachen entspricht der 
Zahl der Einwohner in der Städteregion Aachen ohne die 
Zahl der Einwohner der Stadt Aachen jeweils nach § 27 
Absatz 3 Satz 1.
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(4) Der Schüleransatz wird den Kreisen für jeden gemel-
deten Schüler nach § 27 Absatz 5 an Schulen in eigener 
Trägerschaft gewährt. Die Regelung in § 8 Absatz 4 gilt 
entsprechend. Bevor der so ermittelte Wert in den 
Gesamtansatz einfl ießt, wird dieser Wert mit dem Kreis-
faktor vervielfältigt. Das Ministerium für Inneres und 
Kommunales setzt den Kreisfaktor fest.

§ 12 
Ermittlung der Umlagekraftmesszahl für die Kreise 

und die Städteregion Aachen

Die Umlagekraftmesszahl wird ermittelt, indem die in 
§  23 Nummer  1 und 2 festgelegten Umlagegrundlagen 
mit einem einheitlichen Umlagesatz von 40,61 Prozent 
vervielfältigt werden.

§ 13 
Festsetzung der Schlüsselzuweisungen 

für die Landschaftsverbände

(1) Jeder Landschaftsverband erhält als Schlüsselzuwei-
sung den Unterschiedsbetrag zwischen der maßgebli-
chen Ausgangsmesszahl (§  14) und der maßgeblichen 
Umlagekraftmesszahl (§ 15).

(2) Erreicht oder überschreitet die Umlagekraftmesszahl 
die Ausgangsmesszahl, so erhält der Landschaftsverband 
keine Schlüsselzuweisung.

§ 14 
Ermittlung der Ausgangsmesszahl 

für die Landschaftsverbände

Die Ausgangsmesszahl eines Landschaftsverbandes wird 
ermittelt, indem die maßgebliche Einwohnerzahl nach 
§ 27 Absatz 3 Satz 1 mit dem einheitlichen Grundbetrag 
gemäß § 28 Absatz 1 Satz 2 vervielfältigt wird.

§ 15 
Ermittlung der Umlagekraftmesszahl 

für die Landschaftsverbände

Die Umlagekraftmesszahl wird ermittelt, indem die in 
§  23 Nummer  3 festgelegten Umlagegrundlagen mit 
einem einheitlichen Umlagesatz von 15,4 Prozent ver-
vielfältigt werden.

§ 16 
Investitionspauschalen und Tilgung 

des Sondervermögens nach dem Zukunftsinvestitions- 
und Tilgungsfondsgesetz

(1) Zur pauschalen Förderung investiver Maßnahmen 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden stehen Mittel 
in Höhe von 749 526 300 Euro bereit.

(2) Von dem Betrag nach Absatz  1 wird ein Betrag in 
Höhe von 36 576 000 Euro als kommunale Beteiligung an 
den Zins- und Tilgungsleistungen des Sondervermögens 
„Zukunftsinvestitions- und Tilgungsfonds Nordrhein-
Westfalen“ gemäß §  6 Zukunftsinvestitions- und Til-
gungsfondsgesetz vom 2. April 2009 (GV. NRW. S.  187) 
abgezogen. Für Investitionspauschalen nach Absatz  3 
bis  5 verbleibt ein verteilbarer Betrag in Höhe von 
712 950 300 Euro.

(3) Von dem Betrag nach Absatz  2 Satz  2 werden den 
Gemeinden 601 258 600 Euro für eine allgemeine Inves-
titionspauschale zur Verfügung gestellt. Davon werden 
sieben Zehntel nach der maßgeblichen Einwohnerzahl 
nach §  27 Absatz  3 Satz  1 und drei Zehntel nach der 
maßgeblichen Gebietsfl äche verteilt.

(4) Von dem Betrag nach Absatz  2 Satz  2 werden 
60 757 200 Euro für eine Investitionspauschale zur Ver-
fügung gestellt, die in erster Linie für Maßnahmen zur 
Verbesserung der Altenhilfe und -pfl ege einzusetzen ist. 
Dieser Betrag wird auf die kreisfreien Städte und Kreise 
nach der Zahl der mit Hauptwohnsitz gemeldeten Ein-
wohner nach §  27 Absatz  4, die über 65 Jahre alt sind, 
verteilt.

(5) Von dem Betrag nach Absatz  2 Satz  2 werden 
50 934 500 Euro für eine Investitionspauschale zur Ver-

fügung gestellt, die in erster Linie für investive Maß-
nahmen im Zusammenhang mit der Eingliederungshilfe 
einzusetzen ist. Dieser Betrag wird auf die Landschafts-
verbände nach der maßgeblichen Einwohnerzahl nach 
§ 27 Absatz 3 Satz 1 verteilt.

(6) Die Euro-Beträge je Einwohner, je tausend Quadrat-
meter Gebietsfl äche und je Einwohner über 65 Jahre 
werden vom Ministerium für Inneres und Kommunales 
und dem Finanzministerium ermittelt und festgesetzt.

§ 17 
Schulpauschale/Bildungspauschale

(1) Zur Unterstützung kommunaler Aufgabenerfüllung 
im Schulbereich sowie kommunaler Investitionsmaßnah-
men im Bereich der frühkindlichen Bildung wird den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden insgesamt ein 
Betrag von 600 000 000 Euro zur Verfügung gestellt. Die 
Mittel können für den Neu-, Um- und Erweiterungsbau, 
den Erwerb, die Modernisierung und für raumbildende 
Ausbauten sowie für die Einrichtung und Ausstattung 
von Schulgebäuden und kommunalen Kindertagesein-
richtungen eingesetzt werden. Mit den Mitteln der 
Schulpauschale/Bildungspauschale können darüber hin-
aus Instandsetzungen von Schulgebäuden sowie Mieten 
und Leasingraten für Schulgebäude fi nanziert werden.

(2) Die Verteilung der Mittel erfolgt auf der Basis der 
Schülerzahl gemäß §  27 Absatz  5 für die allgemeinbil-
denden und berufsbildenden Schulen. Die Regelungen in 
§  8 Absatz  4 Satz  3 bis 5 fi nden entsprechend Anwen-
dung.

(3) Bei der Verteilung der Mittel nach Absatz  2 ist zu 
berücksichtigen, dass jeder Gemeinde, die Schulträger 
ist, ein Mindestbetrag von 200 000 Euro, jedem Kreis, 
der Schulträger ist, ein Mindestbetrag von 340 000 Euro 
und jedem Landschaftsverband als Schulträger ein Min-
destbetrag von 1 700 000 Euro gewährt wird.

§ 18 
Sportpauschale

(1) Zur Unterstützung kommunaler Aufgabenerfüllung 
im Sportbereich wird den Gemeinden insgesamt ein 
Betrag von 50 000 000 Euro zur Verfügung gestellt. Die 
Mittel sind von den Gemeinden für den Neu-, Um- und 
Erweiterungsbau, den Erwerb, sowie für die Neuanlagen, 
Wiederaufbauten, Modernisierung, raumbildende Aus-
bauten und für die Einrichtung und Ausstattung von 
Sportstätten einzusetzen. Mit den Mitteln der Sportpau-
schale können darüber hinaus Instandsetzungen von 
Sportstätten sowie Mieten und Leasingraten für Sport-
stätten fi nanziert werden.

(2) Die Verteilung der Mittel erfolgt nach der Einwoh-
nerzahl gemäß § 27 Absatz 3 Satz 1.

(3) Bei der Verteilung der Mittel nach Absatz  2 ist zu 
berücksichtigen, dass jeder Gemeinde ein Mindestbetrag 
von 40 000 Euro gewährt wird.

§ 19 
Zuweisungen an Gemeinden und Gemeinde-

verbände zur Überwindung außergewöhnlicher oder 
unvorher sehbarer Belastungssituationen

(1) Zur Überwindung außergewöhnlicher oder unvorher-
sehbarer fi nanzieller Belastungssituationen, die im Rah-
men des Schlüsselzuweisungssystems keine oder nur 
unzureichende Berücksichtigung fi nden, werden insge-
samt 33 811 400 Euro zur Verfügung gestellt.

(2) Die Mittel nach Absatz 1 sind bestimmt für

1.   pauschale Zuweisungen an Gemeinden, die durch ihre 
Funktion als anerkannter Kurort außergewöhnliche 
Belastungen tragen (Kurortehilfe), in Höhe von bis zu 
7 885 500 Euro; die empfangsberechtigten Gemeinden 
und der für die jeweilige Gemeinde festgesetzte 
Betrag ergeben sich aus der Anlage 4 zu diesem 
Gesetz;

2.   pauschale Zuweisungen an Gemeinden zum Ausgleich 
außergewöhnlicher Härten bei der Erhebung von 
Abwassergebühren (Abwassergebührenhilfe) in Höhe 
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von bis zu 5 017 600 Euro; die empfangsberechtigten 
Gemeinden und der für die jeweilige Gemeinde fest-
gesetzte Betrag ergeben sich aus der Anlage 5 zu die-
sem Gesetz; die Zuweisungen bleiben bei der Ermitt-
lung der ansatzfähigen Kosten nach §  6 Absatz  2 
Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S.  712), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 
(GV. NRW. S. 687), außer Betracht;

3.   pauschale Zuweisungen an Gemeinden zur Milderung 
von Belastungen im Zusammenhang mit der Statio-
nierung von Gaststreitkräften (Gaststreitkräftestatio-
nierungshilfe) in Höhe von bis zu 5 800 400 Euro; die 
empfangsberechtigten Gemeinden und der für die 
jeweilige Gemeinde festgesetzte Betrag ergeben sich 
aus der Anlage 6 zu diesem Gesetz;

4.   pauschale Zuweisungen an die Landschaftsverbände 
zur Milderung von Belastungen, die durch die land-
schaftliche Kulturpfl ege nach § 5 Absatz 1 Buchstabe 
b der Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.  657), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Okto-
ber 2012 (GV. NRW. S.  474), entstehen, in Höhe von 
8 794 100 Euro; der Betrag wird zu jeweils der Hälfte 
auf den Landschaftsverband Westfalen-Lippe sowie 
den Landschaftsverband Rheinland aufgeteilt;

5.   Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
zur Milderung von Härten, die sich aus der Durchfüh-
rung des Finanzausgleichs ergeben, oder zur Über-
windung außergewöhnlicher oder unvorhersehbarer 
fi nanzieller Belastungssituationen in Höhe von 
6 313 800 Euro.

(3) Die Mittel nach Absatz 2 Nummer 5 können auch für 
Zuweisungen an Kommunen eingesetzt werden, mit 
denen Maßnahmen der Weiterentwicklung der kommu-
nalen Selbstverwaltung oder der Einführung und Ver-
breitung neuer Techniken bei der Durchführung kommu-
naler Aufgaben unterstützt werden.

Teil 3 
Zuweisungen außerhalb des Steuerverbundes

§ 20 
Zuweisungen für die Lastenausgleichsverwaltung 

beim Rhein-Kreis Neuss

Die Kosten der vom Rhein-Kreis Neuss mit landesweiter 
Zuständigkeit wahrgenommenen Aufgaben auf dem 
Gebiet des Lastenausgleichs werden entsprechend dem 
Haushaltsplan bis zu einem Höchstbetrag von 500 000 
Euro erstattet. Einzelheiten der Zuweisung regelt das 
Finanzministerium.

§ 21 
Kompensationsleistungen an die Gemeinden 

für  Verluste durch die Neuregelung des Familien-
leistungsausgleichs

(1) Den Gemeinden wird zum Ausgleich ihrer zusätzli-
chen Belastungen aus der Neuregelung des Familienleis-
tungsausgleichs ein Anteil von 26 Prozent des Mehrauf-
kommens der Umsatzsteuer zugewiesen, das dem Land 
gemäß §  1 Finanz ausgleichsgesetz zusteht. Der auf die 
Gemeinden zu verteilende Betrag wird vorläufi g auf 
725 000 000 Euro festgesetzt. Nach Ablauf des Haus-
haltsjahres wird der den Gemeinden zustehende Anteils-
betrag auf der Grundlage der vorläufi gen Abrechnung 
der Umsatzsteuerverteilung und des Finanzausgleichs 
unter den Ländern abschließend ermittelt (Abrech-
nungsbetrag) und festgesetzt.

(2) Der auf die Gemeinden entfallende Betrag nach 
Absatz  1 wird nach dem Schlüssel verteilt, der in der 
jeweils geltenden Verordnung über die Aufteilung und 
Auszahlung des Gemeindeanteils an der Einkommen-
steuer und Abführung der Gewerbesteuerumlage festge-
setzt ist.

(3) Der auf die Gemeinden entfallende Betrag nach 
Absatz  1 Satz  2 wird mit einem Viertel zu den in der 
jeweils geltenden Verordnung über die Aufteilung und 

Auszahlung des Gemeindeanteils an der Einkommen-
steuer und Abführung der Gewerbesteuerumlage für die 
entsprechenden Haushaltsjahre genannten Terminen für 
die Abschlagszahlungen beziehungsweise Vorauszahlung 
auf die Schlussabrechnung ausgezahlt. Der Abrech-
nungsbetrag nach Absatz  1 Satz  3 wird nach Anrech-
nung der geleisteten Abschlagszahlungen mit der 
nächstmöglichen Abschlagszahlung ausgeglichen.

(4) Einzelheiten der Ermittlung und Zahlbarmachung 
der Zuweisungen regeln das Finanzministerium und das 
Ministerium für Inneres und Kommunales.

§ 21a 
Kompensationsleistungen an die Gemeinden 

für  Verluste in Zusammenhang mit dem Steuer-
vereinfachungsgesetz 2011

(1) Den Gemeinden wird zum Ausgleich ihrer zusätzli-
chen Belastungen in Zusammenhang mit dem Steuerver-
einfachungsgesetz 2011 vom 1. November 2011 (BGBl.  I 
S. 2131) ein Anteil von 26 Prozent des Mehraufkommens 
der Umsatzsteuer zugewiesen, das dem Land gemäß § 1 
Finanzausgleichsgesetz zum Ausgleich der ertragsteuer-
lichen Mindereinnahmen zusteht. Der auf die Gemein-
den zu verteilende Betrag wird auf 18 106 000 Euro fest-
gesetzt.

(2) Der auf die Gemeinden entfallende Betrag nach 
Absatz  1 wird nach dem Schlüssel verteilt, der in der 
jeweils geltenden Verordnung über die Aufteilung und 
Auszahlung des Gemeindeanteils an der Einkommen-
steuer und Abführung der Gewerbesteuerumlage festge-
setzt ist.

(3) Der auf die Gemeinden entfallende Betrag nach 
Absatz 1 wird mit einem Viertel zu den in der jeweils gel-
tenden Verordnung über die Aufteilung und Auszahlung 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer und 
Abführung der Gewerbesteuerumlage für die entspre-
chenden Haushaltsjahre genannten Terminen für die 
Abschlagszahlungen bzw. Vorauszahlung auf die 
Schlussabrechnung ausgezahlt.

(4) Einzelheiten der Ermittlung und Zahlbarmachung 
der Zuweisungen regeln das Finanzministerium und das 
Ministerium für Inneres und Kommunales.

§ 22 
Zuweisungen nach Maßgabe des Haushaltsplans 

des Landes

Die haushaltsmäßige Zuordnung, die Zweckbestimmung 
der Zuweisungen und die Haushaltsansätze der Zuwei-
sungen nach Maßgabe des Haushaltsplans des Landes 
(§ 1 Absatz 4) werden vom Ministerium für Inneres und 
Kommunales und dem Finanzministerium jährlich be-
kanntgegeben.

Teil 4 
Umlagegrundlagen, Umlagen

§ 23 
Umlagegrundlagen für Schlüsselzuweisungen

Die Umlagegrundlagen zur Ermittlung der normierten 
Ertragskraft im Zusammenhang mit der Berechnung der 
Schlüsselzuweisungen sind

1.  für die Kreise

 a)   die Steuerkraftmesszahlen der kreisangehörigen 
Gemeinden und

 b)   die zu veranschlagenden Schlüsselzuweisungen 
der kreisangehörigen Gemeinden;

2.  für die Städteregion Aachen

 a)   die Steuerkraftmesszahlen der regionsangehörigen 
Gemeinden und

 b)   die zu veranschlagenden Schlüsselzuweisungen 
der regionsangehörigen Gemeinden

 abzüglich
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 c)  der Steuerkraftmesszahl der Stadt Aachen und

 d)   der zu veranschlagenden Schlüsselzuweisungen 
der Stadt Aachen;

3.  für die Landschaftsverbände

 a)  die Steuerkraftmesszahlen der Gemeinden und

 b)   die zu veranschlagenden Schlüsselzuweisungen 
der Gemeinden und Kreise.

§ 24 
Kreisumlage

(1) Die Kreisumlage wird in Prozentsätzen der festge-
setzten Umlagegrundlagen nach §  23 Nummer  1 und 2 
festgesetzt.

Für die Festsetzung einer ausschließlichen Belastung 
oder einer Mehr- oder Minderbelastung einzelner Teile 
des Kreises gilt Satz 1 entsprechend.

(2) Für die Festsetzung der Regionsumlage nach dem 
Städteregion Aachen Gesetz gilt Absatz 1.

§ 25 
Landschaftsumlage

Die Landschaftsumlage wird in Prozentsätzen der fest-
gesetzten Umlagegrundlagen nach § 23 Nummer 3 fest-
gesetzt. 

§ 26 
Verbandsumlage des Regionalverbandes Ruhr

Für die Verbandsumlage des Regionalverbandes Ruhr gilt 
§ 25 entsprechend.

Teil 5
Gemeinsame Vorschriften und Verfahren

§ 27 
Grundlagen für die Erhebung und die Anwendung 

von Daten zur Berechnung von 
Zuweisungen aus dem Steuerverbund

(1) Die zur Berechnung der Zuweisungen nach den §§ 5 
bis 19 erforderlichen Daten werden den folgenden amtli-
chen Statistiken entnommen. Die Daten der amtlichen 
Statistiken sind für die Ermittlung der Zuweisungen aus 
dem Steuerverbund für die Zuweisungsempfänger bin-
dend. Für diese Daten fi ndet das Berichtigungsverfahren 
nach § 29 keine Anwendung.

(2) Soweit Daten von Gemeinden und Gemeindeverbän-
den erforderlich sind, die nicht aus amtlichen Statistiken 
entnommen werden können, werden diese unmittelbar 
bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden oder den 
zuständigen Stellen erhoben.

Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind unter 
Beachtung der kommunalverfassungsrechtlichen Vertre-
tungsregelungen verpfl ichtet, den zuständigen obersten 
Landesbehörden, dem Landesbetrieb Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) und den Auf-
sichtsbehörden alle zur Errechnung und Festsetzung 
erforderlichen Auskünfte fristgerecht und vollständig zu 
erteilen. Werden die notwendigen Auskünfte nicht oder 
nicht rechtzeitig erteilt, so können das Ministerium für 
Inneres und Kommunales und das Finanzministerium 
bestimmen, dass geschätzte Zahlen zugrunde gelegt wer-
den oder die Berücksichtigung entsprechender Ansätze 
für die betroffenen Gemeinden und Gemeindeverbände 
für den Finanzausgleich unterbleibt. § 29 fi ndet in diesen 
Fällen keine Anwendung.

(3) Als Einwohnerzahl im Sinne dieses Gesetzes gilt die 
in Anlage 3 festgesetzte Bevölkerungszahl. Für die 
Ermittlung der durchschnittlichen Zahl der Einwohner 
der Gemeinden nach §  8 Absatz  3 werden die von IT.
NRW fortgeschriebene Bevölkerungszahl aus dem Jahr 
1987 zu den Stichtagen 31. Dezember der Jahre 2010 und 
2011 sowie die Bevölkerungszahl nach Anlage 3 für das 
Jahr 2012 herangezogen.

(4) Als Zahl der über 65-jährigen Einwohner wird die 
von IT.NRW fortgeschriebene gegliederte Bevölkerungs-
zahl aus dem Jahr 1987 zum Stichtag 31. Dezember 2012 
herangezogen.

(5) Als Zahl der Schüler im Sinne des § 8 Absatz 4, des 
§ 11 Absatz 4 und des § 17 Absatz 2 gilt die in der von 
IT.NRW geführten Schulstatistik festgesetzte Schüler-
zahl zum Stichtag 15. Oktober 2012. Dieser Stichtag ist 
auch für die Zurechnung des Anteils an der Umlage 
gemäß §  8 Absatz  4 Satz  3 sowie des Finanzierungsan-
teils gemäß §  8 Absatz  4 Satz  4 für das Haushaltsjahr 
2012 maßgeblich.

(6) Als Zahl der Bedarfsgemeinschaften im Sinne des § 8 
Absatz  5 gilt die von der Bundesagentur für Arbeit 
ermittelte Zahl zum Stichtag 31. Dezember 2012.

(7) Als Zahl der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftig-
ten im Sinne des § 8 Absatz 6 gilt die von der Bundes-
agentur für Arbeit vorläufi g ermittelte Zahl der sozial-
versicherungspfl ichtig Beschäftigten in den Gemeinden 
am Arbeitsort zum Stichtag 31. Dezember 2012 unter 
Berücksichtigung von Abweichungen auf Grund der von 
der Bundesagentur für Arbeit endgültig festgesetzten 
Ergebnisse früherer Stichtage. Abweichungen zu dem 
von der Bundesagentur für Arbeit nach Ablauf von drei 
Jahren endgültig festgesetzten Ergebnis werden bei der 
Berechnung des Zentralitätsansatzes künftiger Steuer-
verbünde berücksichtigt. Das Berichtigungsverfahren 
nach § 29 fi ndet keine Anwendung.

(8) Die Referenzperiode für die Ermittlung der Steuer-
kraft nach § 9 wird auf den Zeitraum 1. Juli 2012 bis 30. 
Juni 2013 festgesetzt.

(9) Als Gebietsfl äche im Sinne des § 8 Absatz 7 und des 
§  16 Absatz  3 gilt der Gebietsstand zum Stichtag 31. 
Dezember 2012, der im Jahresabschluss des Liegen-
schaftskatasters ermittelt und an IT.NRW abgegeben 
wurde.

(10) Bei der Berechnung der pauschalen Zuweisungen 
nach § 19 Absatz 2 Nummer 1 an Gemeinden, die durch 
ihre Funktion als anerkannter Kurort besondere Belas-
tungen zu tragen haben, werden die Übernachtungszah-
len aus der amtlichen Beherbergungsstatistik Nord-
rhein-Westfalen im Zeitraum 1. Juli 2012 bis 30. Juni 
2013 zugrunde gelegt.

(11) Bei der Berechnung der pauschalen Zuweisungen 
an Gemeinden zum Ausgleich besonderer Härten bei der 
Erhebung von Abwassergebühren nach §  19 Absatz  2 
Nummer 2 wird ein fi ktiver Höchstbetrag von 5,90 Euro 
je Kubikmeter unter Zugrundelegung der Erhebungen 
der Bezirksregierungen im Jahr 2013 festgesetzt.

(12) Bei der Berechnung der pauschalen Zuweisungen 
an Gemeinden zur Milderung von Belastungen im 
Zusammenhang mit der Stationierung von Gaststreit-
kräften nach § 19 Absatz 2 Nummer 3 werden die Ergeb-
nisse der Erhebung des Ministerium für Inneres und 
Kommunales bei den zuständigen Stellen der Gaststreit-
kräfte über die Anzahl der außerhalb der Kasernen woh-
nenden Personen und ihrer Angehörigen zum Stichtag 
31. Dezember 2012 zugrunde gelegt.

(13) Das Ministerium für Inneres und Kommunales und 
das Finanzministerium werden ermächtigt, Daten nach 
den Absätzen 1 bis 12, die der Berechnung von Zuwei-
sungen aus dem Steuerverbund zugrunde zu legen sind, 
ausnahmsweise für einzelne Gemeinden und Gemeinde-
verbände abweichend festzusetzen, wenn sie den Grund-
sätzen des Finanz- und Lastenausgleichs nicht angemes-
sen gerecht werden oder zu unzumutbaren Härten bei 
der Durchführung des Finanz- und Lastenausgleichs 
führen.

§ 28 
Verfahrensregelungen zur Ermittlung, Festsetzung 

und Auszahlung der Zuweisungen 
aus dem Steuerverbund

(1) Die auf die Gemeinden und Gemeindeverbände ent-
fallenden Zuweisungen nach den §§  5 bis 19 werden 
jährlich durch das Ministerium für Inneres und Kommu-
nales und das Finanzministerium errechnet und fest-
gesetzt. Diese setzen zudem die einheitlichen Grund-
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beträge in der Weise fest, dass die jeweils für 
Schlüsselzuweisungen zur Verfügung gestellten Beträge 
aufgebraucht werden.

(2) Das Ministerium für Inneres und Kommunales und 
das Finanzministerium werden ermächtigt, die für die 
jeweiligen Haushaltsjahre ermittelten Ansätze zur Fest-
legung des fi ktiven Bedarfs nach den §§ 8, 11 und 14 und 
zur Festlegung der normierten Ertragskraft nach den 
§§ 9, 12 und 15, die der Berechnung der Schlüsselzuwei-
sungen zugrunde zu legen sind, ausnahmsweise für ein-
zelne Gemeinden und Gemeindeverbände abweichend 
festzusetzen, wenn sie den Grundsätzen des Finanz- und 
Lastenausgleichs nicht angemessen gerecht werden.

Das Ministerium für Inneres und Kommunales und das 
Finanzministerium können eine auf Dauer angelegte 
Beteiligung von Gemeinden und Gemeindeverbänden an 
interkommunalen Gewerbegebieten berücksichtigen, 
wenn dies erforderlich ist, um eine den Grundsätzen 
eines verteilungsgerechten Finanzausgleichs entspre-
chende Anrechnung der Steuerkraft sicherzustellen.

(3) Die Schlüsselzuweisungen nach § 6, die Investitions-
pauschalen nach § 16, die Schulpauschale/Bildungspau-
schale nach § 17 und die Sportpauschale nach § 18 wer-
den zu einem Achtel im Januar, jeweils zu einem Viertel 
im März, Juni und September am jeweils vorletzten 
Bankarbeitstag in Frankfurt am Main, sowie zu einem 
Achtel im Dezember am vorletzten Bankarbeitstag in 
Frankfurt am Main vor dem 24. Dezember ausgezahlt.

(4) Das Ministerium für Inneres und Kommunales und 
das Finanzministerium leisten Abschlagszahlungen auf 
der Basis aktueller Proberechnungen von IT.NRW, wenn 
die Festsetzung der Schlüsselzuweisungen nach § 6, der 
Investitionspauschalen nach §  16, der Schulpauschale/
Bildungspauschale nach §  17 und der Sportpauschale 
nach § 18 für das Jahr 2014 nicht vor dem nächstmögli-
chen Auszahlungstermin gemäß Absatz  3 erfolgt ist. In 
besonderen Fällen können das Ministerium für Inneres 
und Kommunales und das Finanzministerium die Höhe 
der Abschlagszahlung für einzelne Gemeinden gesondert 
festsetzen. Die Abschlagszahlungen werden nach der 
endgültigen Festsetzung mit der ersten ordentlichen 
Zahlung nach der Festsetzung auf Grund dieses Gesetzes 
verrechnet.

(5) Die Auszahlungstermine der Mittel für Zuweisungen 
nach §  19 werden vom Ministerium für Inneres und 
Kommunales und dem Finanzministerium festgesetzt.

(6) Leistungen nach diesem Gesetz an die Gemeinden 
und Kreise werden durch Bescheide der Bezirksregierun-
gen festgesetzt. Das Ministerium für Inneres und Kom-
munales und das Finanzministerium können bestimmen, 
dass die Bescheide der Bezirksregierungen den Gemein-
den und Kreisen unmittelbar durch IT.NRW zuzuleiten 
sind.

Leistungen nach diesem Gesetz an die Landschaftsver-
bände werden für das jeweilige Haushaltsjahr durch 
Erlass vom Ministerium für Inneres und Kommunales 
und dem Finanzministerium festgesetzt.

(7) Nach näherer Bestimmung des Ministeriums für In-
neres und Kommunales und des Finanzministeriums 
können im Haushaltsjahr 2015 für Schlüsselzuweisun-
gen, für Investitionspauschalen, für die Schulpauschale/
Bildungspauschale und für die Sportpauschale Ab-
schlagszahlungen auf der Basis aktueller Proberechnun-
gen von IT.NRW zu den Terminen des Absatzes 3 geleis-
tet werden, wenn dies bereits vor Verkündung des für das 
Jahr 2015 geltenden Gemeindefi nanzierungsgesetzes er-
forderlich ist. Die Abschlagszahlungen sind mit der ers-
ten ordentlichen Zahlung nach Verkündung des neuen 
Gemeindefi nanzierungsgesetzes und der Festsetzung der 
Zuweisungen aus dem Steuerverbund zu verrechnen.

§ 29 
Ausgleich fehlerhafter Zuweisungen aus 

dem Steuerverbund

(1) Stellen sich bis längstens drei Jahre nach Festsetzung 
der Schlüsselzuweisungen nach §  6 und der Schulpau-
schale/Bildungspauschale nach §  17 Unrichtigkeiten 
heraus, die nicht auf Daten aus amtlichen Statistiken 
zurückzuführen sind, so können diese auf Antrag der 

Zuweisungsempfänger berichtigt werden, wenn die 
Summe der Berichtigungen eines Jahres den Betrag von 
12 800 Euro übersteigt.

(2) Die für Berichtigungen erforderlichen Beträge wer-
den vorab mit den zur Verfügung gestellten Schlüsselzu-
weisungen nach § 6 und den Mitteln der Schulpauschale/
Bildungspauschale nach § 17 verrechnet.

(3) Berichtigungen nach Absatz 1 können mit allen Leis-
tungen aus dem Steuerverbund verrechnet werden.

§ 30 
Bewirtschaftung der Mittel des Steuerverbundes

(1) Die Bewirtschaftung der Mittel aus dem Steuerver-
bund nach den §§  4 bis 19 regeln das Ministerium für 
Inneres und Kommunales und das Finanzministerium.

(2) Die Bewirtschaftung der im Steuerverbund verblie-
benen Reste bei den Zuweisungen

1.   nach §§  21 bis 27 Gemeindefi nanzierungsgesetz 
2004/2005 vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S.  42), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Dezember 2005 
(GV. NRW. S. 936), regeln die jeweils fachlich zustän-
digen Ministerien;

2.   nach §  28 Gemeindefi nanzierungsgesetz 2004/2005 
und §  23 Gemeindefi nanzierungsgesetz 1992 vom 18. 
Dezember 1991 (GV. NRW. S.  577) regeln die jeweils 
fachlich zuständigen Ministerien im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Inneres und Kommunales 
und dem Finanzministerium;

3.   nach §  22 Gemeindefi nanzierungsgesetz 2001 vom 3. 
April 2001 (GV. NRW. S. 172) regeln das Ministerium 
für Inneres und Kommunales und das Finanzministe-
rium.

§ 31 
Abschlagszahlungen für Verluste 

durch die Neuregelung des Familienleistungs-
ausgleichs und in Zusammenhang mit dem 

teuervereinfachungs gesetz 2011

(1) Das Ministerium für Inneres und Kommunales und 
das Finanzministerium leisten Abschlagszahlungen auf 
der Basis aktueller Proberechnungen von IT.NRW, wenn 
die Festsetzung der Kompensationsleistungen an die Ge-
meinden für Verluste

1.   durch die Neuregelung des Familienleistungsaus-
gleichs nach § 21 und

2.   in Zusammenhang mit dem Steuervereinfachungsge-
setz 2011 nach § 21a

für das Jahr 2014 nicht vor dem nächstmöglichen Aus-
zahlungstermin nach § 3 der Verordnung über die Auftei-
lung und Auszahlung des Gemeindeanteils an der Ein-
kommensteuer und die Abführung der Gewerbesteuer-
umlage für die Haushaltsjahre 2012, 2013 und 2014 vom 
12. Juni 2012 (GV. NRW. S. 208) erfolgt ist.

(2) Die Abschlagszahlungen werden nach der endgülti-
gen Festsetzung mit der ersten ordentlichen Zahlung 
nach der Festsetzung auf Grund dieses Gesetzes verrech-
net.

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für das Haus-
haltsjahr 2015, wenn dies bereits vor Verkündung des für 
das Jahr 2015 geltenden Gemeindefi nanzierungsgesetzes 
erforderlich ist.

§ 32 

Förderungsgrundsätze für zweckgebundene Zuweisun-
gen nach Maßgabe des Haushaltsplans des Landes

(1) Bei allen zweckgebundenen Zuweisungen an Ge-
meinden und Gemeindeverbände stellen die zuständigen 
Ministerien sicher, dass bei der Bewilligung der Zuwei-
sungen auch die fi nanzielle Leistungsfähigkeit der Ge-
bietskörperschaften und ihre Beteiligung am Finanz- 
und Lastenausgleich berücksichtigt werden.

(2) Förderprogramme bedürfen der Zustimmung des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales, soweit sie 
Zuweisungen zu Maßnahmen von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden enthalten, die ihrer gesetzlichen 
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Verpfl ichtung zum Haushaltsausgleich nicht nachkom-
men. Die Förderung von Einzelmaßnahmen der Gemein-
den und Gemeindeverbände bedarf in diesen Fällen 
der  kommunalaufsichtlichen Zustimmung durch die 
Bezirksregierung, soweit diese Maßnahmen nicht bereits 
von einer Genehmigung zur Verringerung der allgemei-
nen Rücklage erfasst oder in einem genehmigten Haus-
haltssicherungskonzept enthalten sind.

§ 33 
Kürzungsermächtigung

Das Ministerium für Inneres und Kommunales und das 
Finanzministerium werden ermächtigt, Zuweisungen aus 
dem Steuerverbund um den Betrag solcher fälligen For-
derungen zu kürzen, auf die das Land nach den zur Zeit 
geltenden Bestimmungen einen Anspruch hat.

Teil 6 
Inkrafttreten

§ 34 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft und mit 
dem Inkrafttreten eines neuen Gemeindefi nanzierungs-
gesetzes außer Kraft.

Düsseldorf, den 18. Dezember 2013

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

(L. S.) Hannelore  K r a f t

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

zugleich auch 
für die Ministerin für Schule und Weiterbildung

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

zugleich auch 
für die Ministerin für Bundesangelegenheiten, 

Europa und Medien

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  R e m m e l

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 
zugleich auch 

für die Ministerin für Gesundheit, Emanzipation, 
Pfl ege und Alter

Ute  S c h ä f e r
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Anlage 1 zu § 2 Absatz 3 GFG 2014

Ableitung der Finanzausgleichsmasse 2014

Euro

Obligatorischer Steuerverbund

Gemeinschaftsteuern 

– Lohnsteuer 14 455 957 118

– veranlagte Einkommensteuer 3 781 885 292

– nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2 045 201 489

– Körperschaftsteuer 2 405 379 176

– Umsatzsteuer 11 985 743 485

– Einfuhrumsatzsteuer 4 821 497 965

– Abgeltungssteuer  842 297 358

Fakultativer Steuerverbund

– Grunderwerbsteuer (4/7tel Anteil)  988 785 765

Summe Verbundsteuern 41 326 747 648

Bereinigung Verbundsteuern (§ 2 Absatz 2 GFG)

– Länderfi nanzausgleich 1 100 834 584

– Familienleistungsausgleich – 726 169 306

– Entlastungsausgleich Ost/ Soziallastenausgleich neue Länder  155 102 150

– Kompensation Spielbankabgabe – 13 098 000

– Kompensation Betriebskosten KiFöG – 144 129 164

– Kompensation Steuervereinfachungsgesetz 2011 – 34 310 414

Verbundgrundlagen insgesamt 41 664 977 498

Verbundsatz in Prozent (§ 2 Absatz 1 Satz 1 GFG) 23,00

Originäre Finanzausgleichsmasse (§ 2 Absatz 1 GFG) 9 582 944 900

–  Prozentpunkte im Verbundsatz für pauschalierten Belastungsausgleich im Rahmen 
der  kommunalen Einheitslastenbeteiligung (§ 2 Absatz 1 GFG)

1,17

–  in der originären Finanzausgleichsmasse enthaltener pauschaler Belastungsausgleich 
im  Rahmen der kommunalen Einheitslastenbeteiligung (§ 2 Absatz 1 GFG)

 487 480 237

Vorwegabzüge (§ 3 GFG)

– Tantiemen – 3 852 000

– Konsolidierungshilfe – 115 000 000

Verteilbare Finanzausgleichsmasse 9 464 092 900
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Anlage 2 zu § 8 Absatz 3 GFG 2014

Hauptansatzstaffel

 Staffelklasse  Hauptansatz
 (Einwohner)  (Prozent) 

 25 000 100,0 
 39 500 103,0 
 58 000 106,0 
 79 000 109,0 
 104 000 112,0 
 132 500 115,0 
 164 000 118,0 
 199 000 121,0 
 237 500 124,0 
 279 000 127,0 
 24 000 130,0 
 372 500 133,0 
 424 500 136,0 
 480 000 139,0 
 538 500 142,0 
 600 500 145,0 

Für Gemeinden mit mehr als 600 500 Einwohnern 
beträgt der Ansatz 148,0 Prozent.

Anlage 3 zu § 27 Absatz 3 Satz 1 GFG 2014

Bevölkerung in den Gemeinden des Landes Nordrhein-
Westfalen zum Stichtag 31. Dezember 2012

Basierend auf dem Ergebnis der Fortschreibung des Be-
völkerungsstandes nach dem Zensus vom 9. Mai 2011

Gebietskörperschaft Bevölkerung

Aachen, Stadt  240 086

Ahaus, Stadt  38 578

Ahlen, Stadt  51 877

Aldenhoven  13 709

Alfter  22 941

Alpen  12 629

Alsdorf, Stadt  46 326

Altena, Stadt  17 869

Altenbeken  9 233

Altenberge  10 041

Anröchte  10 408

Arnsberg, Stadt  73 897

Ascheberg  15 059

Attendorn, Stadt  24 399

Augustdorf  9 533

Bad Berleburg, Stadt  19 472

Bad Driburg, Stadt  18 431

Bad Honnef, Stadt  24 832

Bad Laasphe, Stadt  14 039

Bad Lippspringe, Stadt  15 091

Bad Münstereifel, Stadt  17 395

Bad Oeynhausen, Stadt  48 354

Bad Salzufl en, Stadt  52 180

Bad Sassendorf  11 523

Bad Wünnenberg, Stadt  12 112

Baesweiler, Stadt  26 445

Balve, Stadt  11 566

Gebietskörperschaft Bevölkerung

Barntrup, Stadt  8 918

Beckum, Stadt  36 062

Bedburg, Stadt  22 930

Bedburg-Hau  12 625

Beelen  6 300

Bergheim, Stadt  59 297

Bergisch Gladbach, Stadt  109 138

Bergkamen, Stadt  48 534

Bergneustadt, Stadt  18 897

Bestwig  11 446

Beverungen, Stadt  13 548

Bielefeld, krfr. Stadt  328 314

Billerbeck, Stadt  11 460

Blankenheim  8 534

Blomberg, Stadt  15 509

Bocholt, Stadt  71 080

Bochum, krfr. Stadt  362 213

Bönen  18 023

Bonn, krfr. Stadt  309 869

Borchen  13 144

Borgentreich, Stadt  9 002

Borgholzhausen, Stadt  8 633

Borken, Stadt  41 455

Bornheim, Stadt  46 365

Bottrop, krfr. Stadt  116 498

Brakel, Stadt  16 722

Breckerfeld, Stadt  8 942

Brilon, Stadt  25 644

Brüggen  15 482

Brühl, Stadt  43 875

Bünde, Stadt  45 189

Burbach  14 453

Büren, Stadt  21 577

Burscheid, Stadt  18 120

Castrop-Rauxel, Stadt  74 123

Coesfeld, Stadt  35 693

Dahlem  4 163

Datteln, Stadt  34 507

Delbrück, Stadt  30 542

Detmold, Stadt  73 602

Dinslaken, Stadt  67 379

Dörentrup  8 084

Dormagen, Stadt  62 379

Dorsten, Stadt  76 030

Dortmund, krfr. Stadt  572 087

Drensteinfurt, Stadt  15 122

Drolshagen, Stadt  11 787

Duisburg, krfr. Stadt  486 816

Dülmen, Stadt  46 071

Düren, Stadt  88 768

Düsseldorf, krfr. Stadt  593 682

Eitorf  18 665

Elsdorf, Stadt  20 781

Emmerich am Rhein, Stadt  30 038
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Gebietskörperschaft Bevölkerung

Emsdetten, Stadt  35 448

Engelskirchen  19 269

Enger, Stadt  20 285

Ennepetal, Stadt  29 931

Ennigerloh, Stadt  19 558

Ense  12 255

Erftstadt, Stadt  49 164

Erkelenz, Stadt  42 901

Erkrath, Stadt  43 786

Erndtebrück  7 242

Erwitte, Stadt  15 679

Eschweiler, Stadt  54 775

Eslohe (Sauerland)  8 936

Espelkamp, Stadt  24 592

Essen, krfr. Stadt  566 862

Euskirchen, Stadt  55 502

Everswinkel  9 326

Extertal  11 653

Finnentrop  17 025

Frechen, Stadt  50 607

Freudenberg, Stadt  17 953

Fröndenberg/Ruhr, Stadt  20 698

Gangelt  11 452

Geilenkirchen, Stadt  26 420

Geldern, Stadt  33 009

Gelsenkirchen, krfr. Stadt  257 607

Gescher, Stadt  16 889

Geseke, Stadt  20 588

Gevelsberg, Stadt  31 080

Gladbeck, Stadt  74 002

Goch, Stadt  32 894

Grefrath  14 863

Greven, Stadt  34 924

Grevenbroich, Stadt  61 530

Gronau (Westf.), Stadt  45 590

Gummersbach, Stadt  49 722

Gütersloh, Stadt  94 973

Haan, Stadt  29 848

Hagen, krfr. Stadt  186 243

Halle (Westf.), Stadt  21 228

Hallenberg, Stadt  4 435

Haltern am See, Stadt  37 246

Halver, Stadt  16 300

Hamm, krfr. Stadt  176 440

Hamminkeln, Stadt  26 284

Harsewinkel, Stadt  23 862

Hattingen, Stadt  54 286

Havixbeck  11 574

Heek  8 459

Heiden  8 050

Heiligenhaus, Stadt  25 502

Heimbach, Stadt  4 359

Heinsberg, Stadt  40 913

Hellenthal  8 168

Gebietskörperschaft Bevölkerung

Hemer, Stadt  35 487

Hennef (Sieg), Stadt  45 455

Herdecke, Stadt  22 754

Herford, Stadt  65 113

Herne, krfr. Stadt  154 563

Herscheid  7 228

Herten, Stadt  61 001

Herzebrock-Clarholz  15 875

Herzogenrath, Stadt  46 478

Hiddenhausen  19 602

Hilchenbach, Stadt  15 189

Hilden, Stadt  54 736

Hille  15 900

Holzwickede  16 725

Hopsten  7 510

Horn-Bad Meinberg, Stadt  17 182

Hörstel, Stadt  19 610

Horstmar, Stadt  6 409

Hövelhof  15 706

Höxter, Stadt  29 812

Hückelhoven, Stadt  38 593

Hückeswagen, Stadt  15 139

Hüllhorst  13 106

Hünxe  13 526

Hürtgenwald  8 606

Hürth, Stadt  56 435

Ibbenbüren, Stadt  50 560

Inden  6 922

Iserlohn, Stadt  93 799

Isselburg, Stadt  10 819

Issum  11 801

Jüchen  22 379

Jülich, Stadt  32 044

Kaarst, Stadt  42 156

Kalkar, Stadt  13 727

Kall  11 306

Kalletal  14 006

Kamen, Stadt  43 496

Kamp-Lintfort, Stadt  37 093

Kempen, Stadt  34 825

Kerken  12 481

Kerpen, Stadt  63 650

Kevelaer, Stadt  27 565

Kierspe, Stadt  16 139

Kirchhundem  11 938

Kirchlengern  16 040

Kleve, Stadt  47 826

Köln, krfr. Stadt 1 024 373

Königswinter, Stadt  39 908

Korschenbroich, Stadt  32 193

Kranenburg  10 191

Krefeld, krfr. Stadt  222 026

Kreuzau  17 163

Kreuztal, Stadt  30 827
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Gebietskörperschaft Bevölkerung

Kürten  19 489

Ladbergen  6 382

Laer  6 467

Lage, Stadt  34 636

Langenberg  8 113

Langenfeld (Rhld.), Stadt  56 993

Langerwehe  13 469

Legden  6 936

Leichlingen (Rhld.), Stadt  27 437

Lemgo, Stadt  40 808

Lengerich, Stadt  21 867

Lennestadt, Stadt  26 139

Leopoldshöhe  15 930

Leverkusen, krfr. Stadt  159 926

Lichtenau, Stadt  10 528

Lienen  8 542

Lindlar  21 071

Linnich, Stadt  12 594

Lippetal  11 866

Lippstadt, Stadt  66 100

Lohmar, Stadt  29 550

Löhne, Stadt  39 479

Lotte  13 848

Lübbecke, Stadt  25 467

Lüdenscheid, Stadt  73 336

Lüdinghausen, Stadt  23 569

Lügde, Stadt  9 990

Lünen, Stadt  84 798

Marienheide  13 595

Marienmünster, Stadt  5 230

Marl, Stadt  84 055

Marsberg, Stadt  20 110

Mechernich, Stadt  26 776

Meckenheim, Stadt  23 574

Medebach, Stadt  7 876

Meerbusch, Stadt  54 592

Meinerzhagen, Stadt  20 814

Menden (Sauerland), Stadt  53 876

Merzenich  9 911

Meschede, Stadt  30 358

Metelen  6 355

Mettingen  11 708

Mettmann, Stadt  37 564

Minden, Stadt  79 853

Moers, Stadt  103 504

Möhnesee  10 916

Mönchengladbach, krfr. Stadt  255 087

Monheim am Rhein, Stadt  40 205

Monschau, Stadt  11 967

Morsbach  10 435

Much  14 106

Mülheim an der Ruhr, krfr. St.  166 654

Münster, krfr. Stadt  296 599

Nachrodt-Wiblingwerde  6 608

Gebietskörperschaft Bevölkerung

Netphen, Stadt  23 185

Nettersheim  7 475

Nettetal, Stadt  41 438

Neuenkirchen  13 578

Neuenrade, Stadt  12 011

Neukirchen-Vluyn, Stadt  26 924

Neunkirchen  13 724

Neunkirchen-Seelscheid  19 537

Neuss, Stadt  151 486

Nideggen, Stadt  9 864

Niederkassel, Stadt  36 734

Niederkrüchten  15 008

Niederzier  13 714

Nieheim, Stadt  6 382

Nordkirchen  9 483

Nordwalde  9 354

Nörvenich  10 412

Nottuln  19 295

Nümbrecht  16 598

Oberhausen, krfr. Stadt  210 005

Ochtrup, Stadt  19 077

Odenthal  14 764

Oelde, Stadt  28 983

Oer-Erkenschwick, Stadt  30 503

Oerlinghausen, Stadt  16 654

Olfen, Stadt  12 134

Olpe, Stadt  24 663

Olsberg, Stadt  14 786

Ostbevern  10 537

Overath, Stadt  26 809

Paderborn, Stadt  143 575

Petershagen, Stadt  25 662

Plettenberg, Stadt  25 968

Porta Westfalica, Stadt  35 347

Preußisch Oldendorf, Stadt  12 593

Pulheim, Stadt  53 080

Radevormwald, Stadt  22 236

Raesfeld  11 102

Rahden, Stadt  15 509

Ratingen, Stadt  86 821

Recke  11 259

Recklinghausen, Stadt  115 385

Rees, Stadt  21 300

Reichshof  18 765

Reken  14 320

Remscheid, krfr. Stadt  109 352

Rheda-Wiedenbrück, Stadt  46 858

Rhede, Stadt  19 052

Rheinbach, Stadt  26 639

Rheinberg, Stadt  30 684

Rheine, Stadt  73 285

Rheurdt  6 670

Rietberg, Stadt  28 583

Rödinghausen  9 723
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Gebietskörperschaft Bevölkerung

Roetgen  8 231

Rommerskirchen  12 510

Rosendahl  10 716

Rösrath, Stadt  27 561

Ruppichteroth  10 234

Rüthen, Stadt  10 448

Saerbeck  7 055

Salzkotten, Stadt  24 627

Sankt Augustin, Stadt  54 109

Sassenberg, Stadt  13 943

Schalksmühle  10 665

Schermbeck  13 408

Schieder-Schwalenberg, Stadt  8 868

Schlangen  8 943

Schleiden, Stadt  12 892

Schloß Holte-Stukenbrock, Stadt  26 329

Schmallenberg, Stadt  25 149

Schöppingen  7 136

Schwalmtal  18 895

Schwelm, Stadt  28 139

Schwerte, Stadt  46 376

Selfkant  9 916

Selm, Stadt  25 697

Senden  20 033

Sendenhorst, Stadt  12 853

Siegburg, Stadt  39 103

Siegen, Stadt  99 261

Simmerath  15 015

Soest, Stadt  46 685

Solingen, krfr. Stadt  155 316

Sonsbeck  8 655

Spenge, Stadt  14 681

Sprockhövel, Stadt  25 230

Stadtlohn, Stadt  20 069

Steinfurt, Stadt  33 327

Steinhagen  20 197

Steinheim, Stadt  12 848

Stemwede  13 607

Stolberg (Rhld.), Stadt  56 089

Straelen, Stadt  15 578

Südlohn  8 902

Sundern (Sauerland), Stadt  28 165

Swisttal  17 497

Tecklenburg, Stadt  8 839

Telgte, Stadt  18 879

Titz  8 181

Tönisvorst, Stadt  29 322

Troisdorf, Stadt  72 784

Übach-Palenberg, Stadt  24 052

Uedem  8 082

Unna, Stadt  59 015

Velbert, Stadt  80 902

Velen, Stadt  12 987

Verl, Stadt  24 892

Gebietskörperschaft Bevölkerung

Versmold, Stadt  20 817

Vettweiß  8 935

Viersen, Stadt  74 952

Vlotho, Stadt  19 035

Voerde (Niederrhein), Stadt  36 729

Vreden, Stadt  22 395

Wachtberg  19 786

Wachtendonk  7 884

Wadersloh  12 386

Waldbröl, Stadt  18 947

Waldfeucht  8 734

Waltrop, Stadt  28 926

Warburg, Stadt  23 391

Warendorf, Stadt  37 006

Warstein, Stadt  25 504

Wassenberg, Stadt  17 101

Weeze  10 306

Wegberg, Stadt  27 745

Weilerswist  15 824

Welver  12 126

Wenden  19 572

Werdohl, Stadt  18 310

Werl, Stadt  30 455

Wermelskirchen, Stadt  34 679

Werne, Stadt  29 578

Werther (Westf.), Stadt  11 264

Wesel, Stadt  60 241

Wesseling, Stadt  34 973

Westerkappeln  10 903

Wetter (Ruhr), Stadt  27 725

Wettringen  7 822

Wickede (Ruhr)  11 476

Wiehl, Stadt  25 266

Willebadessen, Stadt  8 343

Willich, Stadt  50 663

Wilnsdorf  20 249

Windeck  18 769

Winterberg, Stadt  12 918

Wipperfürth, Stadt  21 392

Witten, Stadt  96 136

Wülfrath, Stadt  21 040

Wuppertal, krfr. Stadt  342 885

Würselen, Stadt  37 421

Xanten, Stadt  21 273

Zülpich, Stadt  19 689
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Anlage 4 zu § 19 Absatz 2 Nummer 1 GFG 2014

Kurortehilfe 2014 

Gemeinden Betrag EUR

Aachen  157 644

Bad Berleburg  317 590

Bad Driburg  662 661

Bad Laasphe  157 644

Bad Lippspringe  335 933

Bad Münstereifel  157 644

Bad Oeynhausen  651 236

Bad Salzufl en  454 518

Bad Sassendorf  554 458

Bad Wünnenberg  161 382

Brakel  39 411

Brilon  78 822

Detmold  78 822

Erwitte  216 665

Eslohe  75 505

Freudenberg  39 411

Heimbach  73 621

Horn-Bad Meinberg  494 286

Kirchhundem  39 411

Lage  39 411

Lennestadt  39 411

Lippstadt  157 644

Marienmünster  39 411

Monschau  73 756

Nieheim  78 822

Nümbrecht  95 466

Olsberg  122 205

Petershagen  39 411

Porta Westfalica  78 822

Preußisch Oldendorf  172 432

Reichshof  78 822

Rödinghausen  39 411

Schieder-Schwalenberg  78 822

Schleiden  80 862

Schmallenberg  573 625

Sundern  39 411

Tecklenburg  149 423

Vlotho  39 411

Warburg  39 411

Willebadessen  39 411

Winterberg 1 043 436

Summe 7 885 500

Anlage 5 zu § 19 Absatz 2 Nummer 2 GFG 2014

Abwassergebührenhilfe 2014  

Gemeinden Betrag EUR

Altena  282 178

Anröchte  7 011

Barntrup  36 167

Bergneustadt  131 001

Dörentrup  53 081

Elsdorf  14 767

Engelskirchen  150 260

Hellenthal  242 766

Kall  148 714

Lindlar  73 399

Lohmar  343 116

Mechernich  363 573

Möhnesee  18 432

Monschau  191 951

Morsbach  35 451

Much  62 739

Nachrodt-Wiblingwerde  12 270

Neunkirchen-Seelscheid  238 187

Nieheim  12 032

Nümbrecht  105 449

Overath  453 798

Porta Westfalica  137 896

Reichshof  22 736

Roetgen  112 349

Rommerskirchen  83 342

Rösrath  20 340

Schleiden  271 727

Siegburg  307 886

Simmerath  271 437

Stemwede  35 801

Titz  82 665

Waldbröl  299 295

Welver  84 173

Windeck  274 074

Zülpich  37 537

Summe 5 017 600

Anlage 6 zu § 19 Absatz 2 Nummer 3 GFG 2014

Gaststreitkräftestationierungshilfe 2014 

Gemeinde Betrag EUR

Bad Lippspringe  338 343

Gangelt  308 405

Geilenkirchen  445 812

Gütersloh 1 420 203

Harsewinkel  496 221

Niederkrüchten  565 820

Paderborn 1 861 596

Selfkant  182 000

Uedem  182 000

Summe 5 800 400

– GV. NRW. 2013 S. 860
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Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Bereinigung des 

in Nordrhein-Westfalen 
geltenden preußischen Rechts

Vom 19. Dezember 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Bereinigung des in Nordrhein-

Westfalen geltenden preußischen Rechts

Artikel 1
Änderung des Gesetzes zur Bereinigung des in 

 Nordrhein-Westfalen geltenden preußischen Rechts

Das Gesetz zur Bereinigung des in Nordrhein-Westfalen 
geltenden preußi schen Rechts vom 7. November 1961 
(GV. NRW. S.  325), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 25. Oktober 2011 (GV. NRW. S. 498), wird 
wie folgt geändert:

1.   In § 3 werden die Wörter „Die nicht in die Anlage I zu 
diesem Gesetz aufgenommenen“ durch die Wörter 
„Nicht in die Anlage I zu diesem Gesetz aufgenom-
mene oder im Nachgang im Zuge der Bereinigung 
aufgehobene“ ersetzt.

2.  § 5 wird aufgehoben.

3.  § 6 Satz 2 wird aufgehoben.

4.   Alle in der Anlage I – Sonderband der „Sammlung 
des in Nordrhein-Westfalen geltenden preußischen 
Rechts – PrGS. NRW. 1806 – 1945“ zu § 1 – genannten 
Gesetze und Verordnungen werden mit folgenden Aus-
nahmen aufgehoben:

 a)  Gliederungsnummer 2170

   Gesetz zur Ausführung des § 7 Abs. 2 des Reichs-
gesetzes betreffend die Unfallfürsorge für Gefan-
gene vom 28. Juli 1902 (PrGS. NRW. S. 57)

 b)  Gliederungsnummer 2170

   Ausführungsverordnung zur Verordnung über die 
Fürsorgepfl icht vom 13. Februar 1924 (PrGS. NRW. 
S. 57)

 c)  Gliederungsnummer 2170

   Verordnung über Fürsorgeleistungen vom 20. De-
zember 1924 (PrGS. NRW. S. 60)

 d)  Gliederungsnummer 2170

   Verordnung über die Festsetzung von Ordnungs-
strafen im Fürsorgeermittlungsverfahren vom 27. 
Juli 1931 (PrGS. NRW. S. 60)

 e)  Gliederungsnummer 2170

   Verordnung über die Einwirkung der Kleinsied-
lung auf die Fürsorgebelastung kreisangehöriger 
Gemeinden vom 4. Juni 1932 (PrGS. NRW. S. 60)

 f)  Gliederungsnummer 321

   Ausführungsgesetz zur Konkursordnung vom 6. 
März 1879 (PrGS. NRW. S.  82), zuletzt geändert 
durch Artikel 51 des Gesetzes vom 18. Mai 2004 
(GV. NRW. S. 248)

 g)  Gliederungsnummer 40

   Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
vom 20. September 1899 (PrGS. NRW. S.  105), 
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 498)

 h)  Gliederungsnummer 40

   Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs vom 16. November 1899 (PrGS. NRW. 
S.  113), zuletzt geändert durch Artikel 62 des 
Gesetzes vom 18. Mai 2004 (GV. NRW. S. 248)

 i)  Gliederungsnummer 40

   Gesetz über Rentengüter vom 27. Juni 1890 (PrGS. 
NRW. S. 104) , zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 18. Dezember 2012 (GV. NRW. S. 673)

 j)  Gliederungsnummer 7134

   Gesetz betreffend die Ergänzung der Gesetze über 
die Errichtung von Marksteinen vom 7. Oktober 
1865 und vom 7. April 1869 vom 24. Mai 1901 
(PrGS. NRW. S. 161), zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 des Gesetzes vom 25. Oktober 2011 (GV. NRW. 
S. 498)

 k)  Gliederungsnummer 75

   Gesetz wegen Verwaltung der Bergbauhilfskassen 
vom 5. Juni 1863 (PrGS. NRW. S.  163), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. 
Dezember 2008 (GV. NRW. S. 778)

 l)  Gliederungsnummer 75

   Allgemeines Berggesetz vom 24. Juni 1865 (PrGS. 
NRW. S. 164), zuletzt geändert durch Artikel 88 des 
Gesetzes vom 18. Mai 2004 (GV. NRW. S. 248)

 m) Gliederungsnummer 780

   Gesetz über Landeskulturbehörden vom 3. Juni 
1919 (PrGS. NRW. S.  222), zuletzt geändert durch 
Artikel 33 des Gesetzes vom 11. Dezember 2007 
(GV. NRW. S. 662)

5.  Die Anlage II wird aufgehoben.

6.   Der Anhang „C. Vorschriften, die im Lande Lippe ein-
geführt sind“ wird wie folgt geändert:

  Alle Rechtsvorschriften mit Ausnahme der nachfol-
gend genannten werden aufgehoben:

 –  Gesetz wegen Verwaltung der Bergbauhilfskassen 
vom 5. Juni 1863 (PrGS. NRW. S.  163), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. 
Dezember 2008 (GV. NRW. S. 778)

 –  Allgemeines Berggesetz vom 24. Juni 1865 (PrGS. 
NRW. S. 164), zuletzt geändert durch Artikel 88 des 
Gesetzes vom 18. Mai 2004 (GV. NRW. S. 248)

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 19. Dezember 2013

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung in eigener 
Ressortzuständigkeit 

sowie zugleich 
für den Minister für Klimaschutz, Umwelt, 

Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

und die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, 

Pfl ege und Alter

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t er - B o r j a n s

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 45 vom 30. Dezember 2013 875

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

zugleich auch für 
die Ministerin für Bundesangelegenheiten, 

Europa und Medien

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2013 S. 874

20020
2251

Gesetz zur Änderung 
des Korruptionsbekämpfungsgesetzes 

und weiterer Gesetze
Vom 19. Dezember 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
des Korruptionsbekämpfungsgesetzes 

und weiterer Gesetze

20020

Artikel 1
Gesetz zur Änderung 

des Korruptionsbekämpfungsgesetzes 
vom 16. Dezember 2004

Das Korruptionsbekämpfungsgesetz vom 16. Dezember 
2004 (GV. NRW. 2005 S. 8), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. 
S. 566), wird wie folgt geändert:

 1.  § 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

   „(1) Dieses Gesetz regelt, soweit im Einzelnen 
nichts anderes bestimmt ist, die Korruptionsbe-
kämpfung und die Errichtung und Führung eines 
Vergaberegisters für:

  1.   öffentliche Stellen und für die in diesen Stellen 
Beschäftigten, auf die das Beamtenrecht, das 
Tarifrecht des öffentlichen Dienstes oder 
Dienstvertragsrecht Anwendung fi ndet,

  2.  die Mitglieder der Landesregierung,

  3.   die Mitglieder in den Organen und Ausschüs-
sen der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
die Mitglieder in den Bezirksvertretungen, die 
Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher sowie 
die sachkundigen Bürgerinnen und Bürger ge-
mäß § 58 Absatz 3 Gemeindeordnung, § 41 Ab-
satz 5 Kreisordnung oder § 13 Absatz 3 Land-
schaftsverbandsordnung,

  4.   die Mitglieder der Organe der sonstigen der 
Aufsicht des Landes unterstellten Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts,

  5.   die juristischen Personen und Personenvereini-
gungen, bei denen die absolute Mehrheit der 
Anteile oder die absolute Mehrheit der Stim-
men den öffentlichen Stellen zusteht oder de-
ren Finanzierung zum überwiegenden Teil 
durch Zuwendungen solcher Stellen erfolgt,

  6.   die natürlichen und juristischen Personen und 
Personenvereinigungen, die sich um öffentliche 
Aufträge bei öffentlichen Stellen oder den 
Stellen nach Nummer 5 bewerben.“

 b)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

  „(2) Öffentliche Stellen sind

  1.   die Behörden, Einrichtungen, Landesbetriebe 
und Sondervermögen des Landes, soweit sie 
Verwaltungsaufgaben wahrnehmen auch der 
Landesrechnungshof, die oder der Landesbe-
auftragte für Datenschutz und Informations-
freiheit sowie die Organe der Rechtspfl ege 
 (Gerichte, Staatsanwaltschaften, Vollzugsan-
stalten, Jugendarrestanstalten und Gnaden-
stellen),

  2.   die Gemeinden und Gemeindeverbände sowie 
die sonstigen der Aufsicht des Landes unter-
stellten Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts.“

 c)   Der bisherige Absatz  2 wird Absatz  3 und wie 
folgt geändert:

   Nach dem Wort „Weltanschauungsgemeinschaf-
ten“ werden die Wörter „und die ihnen zugehöri-
gen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen“ 
eingefügt.

 2.  § 2 wird wie folgt geändert:

 a)   Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen und 
der Absatz wie folgt gefasst:

   „Prüfeinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind 
der Landesrechnungshof einschließlich seiner 
staatlichen Rechnungsprüfungsämter, die kom-
munalen Rechnungsprüfungsämter, die Gemein-
deprüfungsanstalt, die Innenrevisionen in ihrem 
jeweiligen Zuständigkeitsbereich sowie für die 
landesunmittelbaren Träger der Sozialversiche-
rung die jeweils zuständige Aufsichtsbehörde.“

 b)  Absatz 2 wird aufgehoben.

 3.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

  „§ 4 
  Vergaberegister“.

 b)   In Absatz  2 Satz  2 werden vor dem Punkt die 
Wörter „sowie der Landeskartellbehörde“ einge-
fügt.

 4.  § 5 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In dem Satzteil vor Nummer 1 wird vor dem 
Wort „Person“ das Wort „natürliche“ einge-
fügt und die Angabe „(§ 4 Abs. 3 Nr. 1)“ ge-
strichen.

  bb)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

     „1. Straftaten nach §§ 331 – 335 (Vorteilsan-
nahme, Bestechlichkeit, Vorteilsgewährung, 
Bestechung), 261 (Geldwäsche; Verschleie-
rung unrechtmäßig erlangter Vermögenswer-
te), 263 (Betrug), 264 (Subventionsbetrug), 
265b (Kreditbetrug), 266 (Untreue), 266a 
(Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeits-
entgelt), 298 (Wettbewerbsbeschränkende 
Absprachen bei Ausschreibungen), 299 (Be-
stechlichkeit und Bestechung im geschäft-
lichen Verkehr), 108e (Abgeordnetenbeste-
chung) StGB und nach §  370 der 
Abgabenordnung.“

  cc)   In Nummer 2 wird nach der Angabe „2.“ das 
Wort „Straftaten“ eingefügt.
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  dd)   In Nummer 3 wird der letzte Halbsatz gestri-
chen.

  ee)   In Nummer  5 wird die Angabe „§  6 Arbeit-
nehmer-Entsendegesetz“ durch die Angabe 
„§ 21 Arbeitnehmer-Entsendegesetz“ ersetzt.

  ff)   Nach Nummer  5 wird folgende Nummer  6 
eingefügt:

     „6. Verstöße, die zu einem Ausschluss nach 
§ 13 Absatz 1 und 2 oder § 16 Absatz 1 Ta-
riftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-West-
falen führen,“.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   Nach der Angabe „Absatz  1“ werden die 
Wörter „Nummer 1 bis 5“ eingefügt.

  bb)   Den Nummern 1 bis 4 wird ein Komma ange-
fügt.

  cc)   Der Nummer  5 wird das Wort „oder“ ange-
fügt.

  dd)   Folgender Satz wird angefügt: „Ein Eintrag 
im Sinne des Absatzes 1 Nummer  6 richtet 
sich nach §§ 13 Absatz 3, 16 Absatz 4 Satz 2 
und 3 Tariftreue- und Vergabegesetz Nord-
rhein-Westfalen.“

 5.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 werden die Wörter „Stellen im Sinne 
von §  1 Abs.  1 Nr.  1, 2 und 7 sind verpfl ichtet,“ 
durch die Wörter „Öffentliche Stellen und Stellen 
nach § 1 Absatz 1 Nummer 5 melden“ ersetzt und 
die Wörter „zu melden“ gestrichen.

 b)  Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben.

 6.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Nummer 1 werden die Wörter „Ansprech-
partnerin oder Ansprechpartner“ durch das 
Wort „Ansprechperson“ ersetzt.

  bb)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

     „2. Name und Adresse der gemeldeten natür-
lichen oder juristischen Person oder Perso-
nenvereinigung, bei natürlichen Personen 
auch Geburtsdatum und Geburtsort.“

  cc)   In Nummer 3 und 5 wird das Komma hinter 
den Wörtern „natürlichen Person“ gestrichen 
und das Wort „oder“ eingefügt.

 b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

     „2. wenn die Stelle, die den Ausschluss oder 
den Hinweis nach § 6 Absatz 1 mitgeteilt hat, 
die Wiederherstellung der Zuverlässigkeit 
meldet.“

  bb)   In Nummer  4 wird das Komma durch das 
Wort „oder“ ersetzt.

 c)  Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   Die Wörter „der/des von der Meldung Betrof-
fenen“ werden durch die Wörter „der von der 
Meldung betroffenen natürlichen oder juris-
tischen Person oder Personenvereinigung“ 
ersetzt.

  bb)   Vor dem Wort „Schaden“ werden die Wörter 
„durch die Verfehlung entstandene“ einge-
fügt.

 7.  § 8 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

   „(1) Anfragen, ob Eintragungen hinsichtlich der 
Bieterin oder des Bieters oder der Bewerberin 
oder des Bewerbers, die/der den Zuschlag erhal-
ten soll, vorliegen, sind bei Vergabeverfahren von 
Liefer- und Dienstleistungen mit einem Gesamt-
auftragswert über 25.000,– € oder bei Bauleistun-
gen 50.000,– €, jeweils ohne Umsatzsteuer, von 
der Vergabestelle vor Erteilung eines öffentlichen 
Auftrages – bei Vergabeverfahren oberhalb der 

EU-Schwellenwerte bereits vor Absendung der 
Information nach § 101a des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen – an die Informations-
stelle zu richten.

   Unterhalb der genannten Wertgrenzen steht die 
Anfrage im pfl ichtgemäßen Ermessen der Verga-
bestelle oder öffentlichen Stelle.“

 b)   In Absatz  2 werden in Satz  1 hinter dem Wort 
„Staatsanwaltschaften“ ein Komma und die Wör-
ter „die Landeskartellbehörde“ eingefügt und 
 folgender Satz angefügt: „Zu Anfragen an die In-
formationsstelle berechtigt sind auch die Zuwen-
dungsempfänger, die hierzu durch Nebenbestim-
mung zum Bewilligungsbescheid verpfl ichtet 
worden sind.“

 c)   In Absatz 3 werden nach der Angabe „50.000 €“ 
die Wörter „ohne Umsatzsteuer“ eingefügt.

 d)  Folgender Absatz 4 wird angefügt:

   „(4) Die Anfrage erfolgt unter Angabe der in § 7 
Absatz 1 Nummer 2, 3 und 6 benannten Daten.“

 8.   In § 9 Absatz 1 Satz 1 werden die Angabe „Abs. 1 bis 
3“ und die Wörter „, die in der Anfrage genannt wer-
den“ gestrichen.

 9.  § 10 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach Absatz 1 wird folgender Absatz eingefügt: 

   „(2) Im Rahmen der Zweckbestimmung des §  4 
Absatz  2 können abweichend von Absatz  1 An-
fragen nach §  8 auch im automatisierten Ab-
rufverfahren verarbeitet werden, soweit sie die 
Auskunft betreffen, dass keine Eintragungen vor-
liegen. Das für das Finanzwesen zuständige Mi-
nisterium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem für Inneres und Kommunales zuständigen 
Ministerium durch Rechtsverordnung die Über-
mittlung der in den §§ 8 und 9 genannten Daten 
zuzulassen, soweit die dort genannten Vorausset-
zungen erfüllt sind. Es hat hierbei die Form der 
zu übermittelnden Daten und das bei der Über-
mittlung einzuhaltende Verfahren festzulegen.“

 b)  Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

10.  § 12 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Liegen Tatsachen vor, die Anhaltspunkte für die 
Begehung einer der in §  5 Absatz  1 Nummer  1 be-
zeichneten Straftaten durch eine natürliche Person 
oder im Zusammenhang mit der Dienstausübung 
durch eine bei einer öffentlichen Stelle beschäftigten 
Person darstellen können, zeigt die für die Leitung 
der öffentlichen Stelle (§ 1 Absatz 2) verantwortliche 
Person diese dem Landeskriminalamt an. Das Glei-
che gilt für das für die Prüfung zuständige Mitglied 
des Landesrechnungshofs, die Leiterinnen oder Lei-
ter der kommunalen Rechnungsprüfungsämter, die 
Leiterin oder den Leiter der Gemeindeprüfungsan-
stalt und die von der nach § 90 SGB IV zuständigen 
Aufsichtsbehörde für die Prüfung benannte Person, 
wenn bei den Prüfungen Anhaltspunkte nach Satz 1 
festgestellt werden; in diesem Fall ist in der Regel die 
Leiterin oder der Leiter der betroffenen Behörde 
oder Einrichtung über die Anzeige unverzüglich zu 
unterrichten. 

  Richten sich die Anhaltspunkte für Verfehlungen ge-
gen die in Satz 1   bezeichneten, für die Leitung der 
öffentlichen Stellen verantwortlichen Personen, ob-
liegt der dienstvorgesetzten Stelle die Anzeigepfl icht 
gegenüber dem Landeskriminalamt.

  Bei Hauptverwaltungsbeamten und Vorständen von 
Anstalten des öffentlichen Rechts nach §  114a Ge-
meindeordnung und von gemeinsamen Kommunal-
unternehmen nach den §§  27, 28 des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit sowie den Organen 
der landesunmittelbaren Träger der Sozialversiche-
rung im Sinne von § 31 SGB IV ist dienstvorgesetzte 
Stelle die zuständige Aufsichtsbehörde.“

11.   In § 15 Satz 1 wird die Angabe „Mitglieder nach § 1 
Abs. 1 Nr. 4 bis 6“ durch die Angabe „Personen nach 
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 bis 4“ ersetzt.
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12.  § 16 wird aufgehoben.

13.  Der bisherige § 17 wird § 16 und wie folgt geändert:

 a)   In dem Satzteil vor Nummer  1 wird die Angabe 
„Nr.  4“ durch die Angabe „Nummer  2“, die An-
gabe „Nr. 5“ durch die Angabe „Nummer 3“ und 
die Angabe „Nr.6“ durch die Angabe „Num-
mer 4“ ersetzt.

 b)   In Nummer 2 wird die Angabe „Satz 3“ durch die 
Angabe „Satz 5“ ersetzt.

 c)  Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

   „Abweichend von Satz  1 sind die Mitglieder des 
Verwaltungsrates einer Anstalt öffentlichen 
Rechts nach § 114a Gemeindeordnung und eines 
gemeinsamen Kommunalunternehmens nach den 
§§ 27, 28 des Gesetzes über Kommunale Gemein-
schaftsarbeit gegenüber der Leiterin oder dem 
Leiter der Aufsichtsbehörde auskunftspfl ichtig.“

 d)  Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

14.  Der bisherige § 18 wird § 17 und wie folgt geändert:

  In Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „wegen des Er-
reichens der Altersgrenze innerhalb eines Zeitrau-
mes von drei Jahren, für alle anderen Fälle“ gestri-
chen.

15.   Der bisherige § 19 wird § 18 und in Absatz 1 werden 
nach dem Wort „Versorgungsbezüge“ ein Komma 
und die Wörter „gesetzliche oder betriebliche Ren-
ten“ eingefügt.

16.   Nach der Überschrift „Abschnitt 5 „Vorschriften zur 
Vorbeugung“ wird folgender § 19 eingefügt:

 „§ 19 
 Grundsatz der Vorbeugung; 
 korruptionsgefährdete Bereiche

  (1) Die Leiterinnen und Leiter der öffentlichen Stel-
len sind verpfl ichtet, dem Grad der jeweils gegebe-
nen Korruptionsgefährdung entsprechende Maßnah-
men zur Prävention zu treffen.

  (2) Dazu sind die korruptionsgefährdeten Bereiche 
in den öffentlichen Stellen und die entsprechenden 
Arbeitsplätze intern festzulegen. Korruptionsgefähr-
dete Bereiche sind insbesondere dort anzunehmen, 
wo auf Aufträge, Fördermittel oder auf Genehmigun-
gen, Gebote oder Verbote Einfl uss genommen werden 
kann.“ 

17.  § 20 wird wie folgt gefasst:

 „§ 20 
 Vieraugenprinzip

  Die Entscheidung über die Vergabe von Aufträgen, 
deren Wert 500  € ohne Umsatzsteuer übersteigt, ist 
von mindestens zwei Personen innerhalb der öffent-
lichen Stelle zu treffen. In sonstigen korruptionsge-
fährdeten Arbeitsgebieten soll entsprechend verfah-
ren werden.“

18.  § 21 wird wie folgt gefasst:

 „§ 21
 Rotation

  (1) Beschäftigte der öffentlichen Stellen sollen in be-
sonders korruptionsgefährdeten Bereichen gemäß 
§  19  Absatz  2 Satz  2 in der Regel nicht länger als 
fünf Jahre ununterbrochen eingesetzt werden. Das 
Rotationsgebot fi ndet auf kreisangehörige Gemein-
den, die nicht große oder mittlere kreisangehörige 
Städte sind, keine Anwendung.

  (2) Von Absatz 1 darf nur aus zwingenden Gründen 
abgewichen werden. Soweit eine Rotation aus tat-
sächlichen oder rechtlichen Gründen im Einzelfall 
nicht möglich ist, sind diese Gründe sowie die zur 
Kompensation getroffenen Maßnahmen zu dokumen-
tieren und der zuständigen Aufsichtsbehörde mitzu-
teilen.“

19.  § 22 wird aufgehoben.

20.  Der bisherige § 23 wird § 22 und wie folgt gefasst:

 „§ 22 
 Inkrafttreten

 Dieses Gesetz tritt am 1. März 2005 in Kraft.“

2251

Artikel 2
Änderung des WDR-Gesetzes

In § 55b des WDR-Gesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. April 1998 (GV. NRW. S.  265), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2011 (GV. 
NRW. S.  348) geändert worden ist, wird die Angabe 
„§ 17“ durch die Angabe „§ 16“ ersetzt.

2251

Artikel 3
Änderung des Landesmediengesetzes 

Nordrhein-Westfalen

In § 95 Absatz 4 des Landesmediengesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 2. Juli 2002, das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S.  728) 
geändert worden ist, wird die Angabe „§ 17“ durch die 
Angabe „§ 16“ ersetzt.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 19. Dezember 2013

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 
in eigener Ressortzuständigkeit 

sowie zugleich für 
den Minister für Klimaschutz, Umwelt, 

Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

und 
die Ministerin 

für Gesundheit, Emanzipation, 
Pfl ege und Alter

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

zugleich auch für 
die Ministerin 

für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k
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Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2013 S. 875

2005
780

Gesetz zur Änderung 
der gesetzlichen Befristungen im Bereich der 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen im 
Zuständigkeitsbereich des Ministeriums für 

Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

Vom 19. Dezember 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz zur Änderung 
der gesetzlichen Befristungen im Bereich der 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen im 
Zuständigkeitsbereich des Ministeriums für 

Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz

780

Artikel 1
Änderung des Landwirtschaftskammergesetzes

§  27 des Landwirtschaftskammergesetzes vom 11. Feb-
ruar 1949 (GV. NRW. S. 53), zuletzt geändert durch Arti-
kel I des Gesetzes vom 9. Dezember 2008 (GV. NRW. 
S. 771), wird aufgehoben.

780

Artikel 2
Änderung des Umlagegesetzes

§  16 des Umlagegesetzes vom 17. Juli 1951 (GV. NRW. 
S. 87), zuletzt geändert durch Artikel II des Gesetzes vom 
9. Dezember 2008 (GV. NRW. S.  771), wird wie folgt 
gefasst:

„§ 16 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 in Kraft.“

780

Artikel 3
Änderung der LK-Wahlordnung

§ 41 der LK-Wahlordnung vom 20. April 2005 (GV. NRW. 
S.  569), geändert durch Artikel III des Gesetzes vom 9. 
Dezember 2008 (GV. NRW. S. 771), wird wie folgt gefasst:

„§ 41 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die Errichtung von Landwirtschafts-
kammern im Land Nordrhein-Westfalen (LK-Wahlord-
nung) vom 6. Mai 1999 (GV. NRW. S. 182) außer Kraft.“

2005

Artikel 4
Änderung der Verordnung 

über die Bestimmung der Sitze und Bezirke 
der Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer 
der Kreisstellen der Landwirtschaftskammer 

Nordrhein-Westfalen als Landesbeauftragte im Kreise

§ 2 der Verordnung über die Bestimmung der Sitze und 
Bezirke der Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer 
der Kreisstellen der Landwirtschaftskammer Nordrhein-
Westfalen als Landesbeauftragte im Kreise vom 8. 
November 2005 (GV. NRW. S. 836), geändert durch Arti-
kel IV des Gesetzes vom 9. Dezember 2008 (GV. NRW. 
S. 771), wird wie folgt gefasst:

„Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnung über die 
Bestimmung der Sitze und Bezirke der Geschäftsführer 
der Kreisstellen der Landwirtschaftskammer Rheinland 
als Landesbeauftragte im Kreise vom 13. Februar 1990 
(GV. NRW. S. 66, ber. S. 223) und die Verordnung über die 
Bestimmung der Sitze und Bezirke der Geschäftsführer 
der Kreisstellen der Landwirtschaftskammer Westfalen-
Lippe als Landesbeauftragte im Kreise vom 13. Februar 
1990 (GV. NRW. S. 66) außer Kraft.“

Artikel 5
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 19. Dezember 2013

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 
sowie für 

den Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz

(L. S.)  Sylvia  L ö h r m a n n

– GV. NRW. 2013 S. 878

2021
2023

Gesetz 
zur Weiterentwicklung der politischen 

Partizipation in den Gemeinden 
und zur Änderung kommunalverfassungs-

rechtlicher Vorschriften
Vom 19. Dezember 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Weiterentwicklung der politischen Partizipation 

in den Gemeinden und zur Änderung 
kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften

2023

Artikel 1
Änderung der Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S.  564), 
wird wie folgt geändert:

1.  Dem § 7 wird folgender Absatz 7 angefügt:

  „(7) Die Gemeinden bestimmen in ihrer Hauptsat-
zung die Form der öffentlichen Bekanntmachung für 
die nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschrif-
ten vorgeschriebenen sonstigen öffentlichen Bekannt-
machungen, soweit nicht andere Gesetze hierüber 
besondere Regelungen enthalten. Für die Form und 
den Vollzug der Bekanntmachung gilt die Rechtsver-
ordnung nach Absatz 5 entsprechend.“
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2.  § 27 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Absätze 1 bis 4 werden wie folgt gefasst:

  „(1) In einer Gemeinde, in der mindestens 5 000 aus-
ländische Einwohner ihre Hauptwohnung haben, ist 
ein Integrationsrat zu bilden.

  In einer Gemeinde, in der mindestens 2 000 ausländi-
sche Einwohner ihre Hauptwohnung haben, ist ein 
Integrationsrat zu bilden, wenn mindestens 200 Wahl-
berechtigte gemäß Absatz 3 Satz 1 es beantragen.

  In anderen Gemeinden kann ein Integrationsrat gebil-
det werden.

  Der Integrationsrat wird gebildet, indem die Mitglie-
der nach Absatz 2 Satz 1 gewählt werden und die vom 
Rat nach Absatz  2 Satz  4 bestellten Ratsmitglieder 
hinzutreten. Die Zahl der nach Absatz  2 Satz  1 zu 
wählenden Mitglieder muss die Zahl der nach 
Absatz 2 Satz 4 zu bestellenden Ratsmitglieder über-
steigen.

  (2) In allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahl werden für die Dauer der Wahlperiode 
des Rates die Mitglieder nach Listen oder als Einzel-
bewerber gewählt. Für die Mitglieder nach Listen und 
die Einzelbewerber können Stellvertreter gewählt 
werden.

  Die Wahl der Mitglieder fi ndet am Tag der Kommu-
nalwahl statt; in den Fällen des Absatz 1 Satz 2 und 3 
ist auch eine spätere Wahl zulässig.

  Für den Integrationsrat bestellt der Rat aus seiner 
Mitte die weiteren Mitglieder. Die Bestellung von 
Stellvertretern ist zulässig.

  Nach Ablauf der Wahlperiode üben die bisherigen 
Mitglieder und Ratsmitglieder im Integrationsrat  
ihre Tätigkeit bis zum Zusammentritt eines neuge-
wählten Integrationsrates weiter aus, es sei denn, der 
Rat hat nach Absatz 1 Satz 3 beschlossen, künftig kei-
nen Integrationsrat zu bilden.

 (3) Wahlberechtigt ist, wer

 1.   nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
Absatz 1 des  Grundgesetzes ist,

 2.  eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt,

 3.   die deutsche Staatsangehörigkeit durch Einbürge-
rung erhalten hat oder

 4.   die deutsche Staatsangehörigkeit nach §  4 Ab-
satz  3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
102-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Au-
gust 2013 (BGBl. I S. 3458), erworben hat.

 Darüber hinaus muss die Person am Wahltag

 1.  16 Jahre alt sein,

 2.   sich seit mindestens einem Jahr im Bundesgebiet 
rechtmäßig aufhalten und

 3.   mindestens seit dem sechzehnten Tag vor der Wahl 
in der Gemeinde ihre Hauptwohnung haben.

  Wahlberechtigte Personen nach Satz  1 Nummern 3 
und 4 müssen sich bis zum zwölften Tag vor der Wahl 
in das Wählerverzeichnis eintragen lassen.

 (4) Nicht wahlberechtigt sind Ausländer

 1.   auf die das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl.  I 
S. 162), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Geset-
zes vom 17. Juni 2013 (BGBl.  I S. 1555), nach sei-
nem § 1 Absatz 2 Nummer 2 oder 3 keine Anwen-
dung fi ndet oder

 2.  die Asylbewerber sind.“

  b)   In Absatz  5 Satz  1 werden die Wörter „Num-
mern 1 und 2“ gestrichen.

  c)   In Absatz  6 wird die Angabe „Nummer  1“ 
gestrichen.

  d)  Die Absätze 7 bis 10 werden wie folgt gefasst:

    „(7) Für die Rechtsstellung der nach Absatz  2 
Satz 1 gewählten Mitglieder gelten die §§ 30, 31, 
32 Absatz 2, 33, 43 Absatz 1, 44 und 45 mit Aus-
nahme des Absatzes 5 Nummer 1 entsprechend.

    Der Integrationsrat wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellver-
treter.

    Der Integrationsrat regelt seine inneren Angele-
genheiten durch eine Geschäftsordnung.

    (8) Rat und Integrationsrat sollen sich über die 
Themen und Aufgaben der Integration in der 
Gemeinde abstimmen. Der Integrationsrat kann 
sich darüber hinaus mit allen Angelegenheiten 
der Gemeinde befassen. Auf Antrag des Integra-
tionsrates ist eine Anregung oder Stellung-
nahme des Integrationsrates dem Rat, einer 
Bezirksvertretung oder einem Ausschuss vorzu-
legen. Der Vorsitzende des Integrationsrates  
oder ein anderes vom Integrationsrat  benann-
tes Mitglied ist berechtigt, bei der Beratung die-
ser Angelegenheit an der Sitzung teilzunehmen; 
auf sein Verlangen ist ihm dazu das Wort zu 
erteilen.

    (9) Der Integrationsrat soll zu Fragen, die ihm 
vom Rat, einem Ausschuss, einer Bezirksvertre-
tung oder vom Bürgermeister vorgelegt werden, 
Stellung nehmen.

    (10) Dem Integrationsrat sind die zur Erledi-
gung seiner Aufgaben erforderlichen Mittel zur 
Verfügung zu stellen. Der Rat kann nach Anhö-
rung des Integrationsrates den Rahmen festle-
gen, innerhalb dessen der Integrationsrat über 
ihm vom Rat zugewiesene Haushaltsmittel ent-
scheiden kann.“

  e)  Absatz 11 wird wie folgt geändert:

   aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst

     „Für die Wahl zum Integrationsrat nach 
Absatz 2 Satz 1 gelten die §§ 2, 5 Absatz 1, 
§§ 9 bis 13, 24 bis 27, 30, 34 bis 46, 47 Satz 1 
und §  48 des Kommunalwahlgesetzes ent-
sprechend; §  29 Kommunalwahlgesetz gilt 
entsprechend, soweit die Gemeinden keine 
abweichenden Regelungen treffen.“

   bb)   In Satz 2 werden die Wörter „den Wahltag,“ 
gestrichen.

3.   In §  44 Absatz  3 Satz  3 werden die Wörter „§  45 
Absatz 1 bis 3“ durch die Wörter „§ 45 Absatz 1 bis 4“ 
ersetzt.

4.   In §  45 Absatz  4 Satz  2 wird nach der Angabe 
„Absatz 2“ die Angabe „oder 3“ eingefügt.

5.   § 52 Absatz 3 wird aufgehoben.

6.   In § 65 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „neuen“ gestri-
chen.

2021

Artikel 2
Änderung der Kreisordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S.  564), wird wie 
folgt geändert:

1.  Dem § 5 wird folgender Absatz 7 angefügt:

  „(7) Die Kreise bestimmen in ihrer Hauptsatzung die 
Form der öffentlichen Bekanntmachung für die nach 
diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften vorge-
schriebenen sonstigen öffentlichen Bekanntmachun-
gen, soweit nicht andere Gesetze hierüber besondere 
Regelungen enthalten. Für die Form und den Vollzug 
der Bekanntmachung gilt die Rechtsverordnung nach 
Absatz 5 entsprechend.“

2.   In §  29 Absatz  3 Satz  3 werden die Wörter „§  30 
Absatz 1 bis 3“ durch die Wörter „§ 30 Absatz 1 bis 4“ 
ersetzt.
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3.   In §  30 Absatz  4 Satz  2 wird nach der Angabe 
„Absatz 2“ die Angabe „oder 3“ eingefügt.

4.  § 37 Absatz 3 wird aufgehoben.

5.   In § 44 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „neuen“ gestri-
chen.

Artikel 3
Übergangsregelung

Für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bereits bestehenden Integrationsräte und Integrations-
ausschüsse ist § 27 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der bis dahin geltenden Fassung 
bis zum Ende der laufenden Wahlperiode weiter anzu-
wenden.

Artikel 4
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 19. Dezember 2013

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales

Guntram  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2013 S. 878

20302 
20320
20323
204

Zweites Gesetz 
zur Änderung der gesetzlichen Befristungen 

im Zuständigkeitsbereich 
des Finanzministeriums

Vom 19. Dezember 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Zweites Gesetz 
zur Änderung der gesetzlichen Befristungen 

im Zuständigkeitsbereich 
des Finanzministeriums

20302

Artikel 1
Änderung des Gesetzes über die 

Gewährung einer Zulage für freiwillige, erhöhte 
wöchentliche Regelarbeitszeit 

im feuerwehrtechnischen Dienst in 
Nordrhein-Westfalen

In § 2 des Gesetzes über die Gewährung einer Zulage für 
freiwillige, erhöhte wöchentliche Regelarbeitszeit im 
feuerwehrtechnischen Dienst in Nordrhein-Westfalen 
vom 19. Juni 2007 (GV. NRW. S.  203), das durch Gesetz 
vom 21. Dezember 2010 (GV. NRW. S. 690) geändert wor-
den ist, wird die Angabe „31. Dezember 2013“ durch die 
Angabe „31. Dezember 2016“ ersetzt.

20320

Artikel 2
Änderung des Besoldungs- 

und Versorgungsanpassungsgesetzes 2009/2010 
Nordrhein-Westfalen

§ 4 des Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetzes 
2009/2010 Nordrhein-Westfalen vom 10. November 2009 
(GV. NRW. S. 570) wird wie folgt gefasst:

„§ 4 
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am 1. März 2009 in Kraft.“

20323

Artikel 3
Änderung des Versorgungslastenverteilungsgesetzes

§  5 des Versorgungslastenverteilungsgesetzes vom 18. 
November 2008 (GV. NRW. S. 706), das durch Artikel 22 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S.  765) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 5 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“

204

Artikel 4
Änderung des Ausschußmitglieder-

Entschädigungsgesetzes

§ 9 des Ausschußmitglieder-Entschädigungsgesetzes vom 
13. Mai 1958 (GV. NRW. S. 193), das zuletzt durch Gesetz 
vom 9. Dezember 2008 (GV. NRW. S. 771) geändert wor-
den ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 9 
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1958 in Kraft.“

20320

Artikel 5
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Februar 2005 (GV. NRW. S. 154), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Juli 
2013 (GV. NRW. S.  482) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a)   In der Besoldungsgruppe B 4 wird bei der Amtsbe-
zeichnung „Leitender Ministerialrat“ nach dem Spie-
gelstrich „- als Leiter des Arbeitsstabs EPOS.NRW -“ 
der Spiegelstrich „- als Leiter der Stabsstelle und Ver-
treter des Beauftragten der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen für Informationstechnik (CIO) – “ 
eingefügt.

b)   In der Besoldungsgruppe B 8 wird die Amtsbezeich-
nung „Beauftragter der Landesregierung Nordrhein-
Westfalen für Informationstechnik (CIO)“ eingefügt.

Artikel 6
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Düsseldorf, den 19. Dezember 2013

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 
in eigener Ressortzuständigkeit 

sowie zugleich für 
den Minister 

für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 
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Natur- und Verbraucherschutz 
und 

die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, 

Pfl ege und Alter

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk

Garrelt  D u i n

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

zugleich auch für 
die Ministerin 

für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien

Guntram  S c h n e i d e r

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

Michael  G r o s c h e k

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2013 S. 880

221

Gesetz 
zur Errichtung einer Stiftung 

„Deutsche Zentralbibliothek für Medizin“
Vom 19. Dezember 2013

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird:

Gesetz 
zur Errichtung einer Stiftung 

„Deutsche Zentralbibliothek für Medizin“

§ 1 
Errichtung der Stiftung

(1) Das Land Nordrhein-Westfalen errichtet auf Dauer 
eine rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts unter 
dem Namen „Deutsche Zentralbibliothek für Medizin“ 
(ZB MED). Sie führt die Zusatzbezeichnung „Leibniz-
Informationszentrum Lebenswissenschaften“. Die Stif-
tung entsteht mit Inkrafttreten dieses Gesetzes. Sie hat 
ihren Sitz in Köln und einen weiteren Standort in Bonn.

(2) Die Stiftung führt ein Dienstsiegel.

§ 2 
Stiftungszweck

(1) Zweck der Stiftung ist die überregionale Informa-
tions- und Literaturversorgung in den Fachgebieten 
Medizin, Gesundheitswesen, Ernährungs-, Umwelt- und 
Agrarwissenschaften sowie deren Grundlagenwissen-
schaften und Randgebieten zur Abdeckung des Bedarfs 
in Forschung, Lehre und Praxis. Die Stiftung hat hierbei 
insbesondere die Aufgabe der zielgruppenspezifi schen 
Beschaffung, Erschließung, Archivierung und Bereitstel-
lung von in- und ausländischer Literatur sowie von 
sonstigen analogen und digitalen Informationsmedien. 
Die Stiftung hat ferner die Aufgabe, Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte im Bereich der Informationswis-
senschaften gerade auch zur Weiterentwicklung der 
Informations- und Literaturversorgung durch die Stif-
tung durchzuführen.

(2) Zur Erfüllung ihres Stiftungszwecks kooperiert die 
Stiftung mit der Universität Köln sowie der Universität 
Bonn. Sie arbeitet auch mit anderen Institutionen der 
wissenschaftlichen Forschung und Informationsvermitt-
lung in ihren Fachgebieten zusammen.

§ 3 
Stiftungssatzung

(1) Die Stiftung gibt sich eine Satzung. Die Satzung 
regelt die konkrete Ausgestaltung des Stiftungszwecks 
nach § 2 Absatz 1, die Arbeitsweise und die Zusammen-
setzung der Organe sowie die organisatorische Gliede-
rung. Die Satzung wird vom Stiftungsrat mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder beschlos-
sen. Änderungen der Satzung bedürfen ebenfalls einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Stiftungs-
rates. Die Satzung wird im Ministerialblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen veröffentlicht und tritt am Tag 
nach der Veröffentlichung in Kraft.

(2) Die Satzung sowie Änderungen der Satzung bedür-
fen der Genehmigung durch das für Forschung zustän-
dige Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen.

§ 4 
Stiftungsvermögen, Zuwendungen

(1) Mit dem Errichtungszeitpunkt gehen das Vermögen, 
die Verbindlichkeiten und sämtliche Rechte und Pfl ichten 
der bisherigen Landeseinrichtung Deutsche Zentralbib-
liothek für Medizin im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
auf die Stiftung über.

(2) Das Vermögen besteht aus dem Eigentum an der 
Sammlung von Literatur und sonstigen Informationsme-
dien sowie an der Betriebs- und Geschäftsausstattung 
der bisherigen Einrichtung.

(3) Die Stiftung erfüllt ihre Aufgaben aus

1.  den jährlichen Zuwendungen gemäß § 4 Absatz 5,

2.  Zuwendungen von Dritten und

3.  sonstigen Einnahmen.

(4) Die Mittel der Stiftung dürfen ausschließlich zur 
Erfüllung der in § 2 Absatz 1 genannten Zwecke verwen-
det werden.

(5) Die Zuwendungen des Bundes und des Landes Nord-
rhein-Westfalen sowie der übrigen Länder, die die Stif-
tung zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhält, basieren auf 
Artikel 91 b des Grundgesetzes sowie auf §  3 Absatz  1 
und §  5 der Ausführungsvereinbarung WGL vom 27. 
Oktober 2008, BAnz Nr. 18 a vom 4. Februar 2009, S. 8, in 
der jeweils geltenden Fassung.

(6) Die Mittel nach Absatz  5 werden der Stiftung nach 
Maßgabe des Haushalts des Bundes, des Landes Nord-
rhein-Westfalen und der Ländergemeinschaft im Rah-
men des festgestellten Wirtschaftsplans in der Form eines 
Programmbudgets bereitgestellt.

(7) Die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen der 
Stiftung richten sich nach kaufmännischen Grundsätzen 
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unter Beachtung der haushaltsrechtlichen Bestimmun-
gen des Landes Nordrhein-Westfalen.

(8) Die Direktorin oder der Direktor hat innerhalb von 
sechs Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres 
einen Jahresabschluss sowie einen Sachbericht aufzu-
stellen. Der Jahresabschluss ist, unbeschadet der Prü-
fung des Landesrechnungshofes, durch sachverständige 
Prüferinnen oder Prüfer oder eine unabhängige Prü-
fungseinrichtung zu prüfen. Die Prüferinnen oder Prüfer 
oder die Prüfungseinrichtung bestimmt der Stiftungsrat 
auf Vorschlag der Direktorin oder des Direktors. Der 
Jahresabschluss ist dem für Forschung zuständigen 
Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen zusammen 
mit dem Sachbericht vorzulegen.

(9) Wird die Stiftung zahlungsunfähig, haftet das Land 
hinsichtlich der Lohn-, Gehalts- oder Vergütungsforde-
rungen der Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes in der Stiftung beschäftigt sind oder 
ausgebildet werden. Soweit das Land diese Forderungen 
befriedigt, gehen sie auf das Land über.

(10) Die Stiftung kann Gebühren für ihre Verwaltungstä-
tigkeit und für ihre Benutzung nach näherer Bestim-
mung einer Gebührenordnung erheben. Die Gebühren-
ordnung muss zumindest den die Gebühr begründenden 
Tatbestand, den Gebührensatz sowie den Zeitpunkt ihrer 
Fälligkeit angeben. Die §§ 3 bis 28 des Gebührengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen gelten entsprechend, 
soweit in der Gebührenordnung nichts anderes bestimmt 
ist.

(11) Die Stiftung kann das Nähere über die Benutzung 
durch eine Benutzungsordnung regeln.

§ 5 
Organe der Stiftung

Organe der Stiftung sind

1.  der Stiftungsrat,

2.  die Direktorin oder der Direktor und

3.  der Wissenschaftliche Beirat.

§ 6 
Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mitgliedern mit 
Stimmrecht:

1.   der Vertreterin oder dem Vertreter des für Forschung 
zuständigen Ministeriums des Landes Nordrhein-
Westfalen als Vorsitzende oder Vorsitzender. Der Stif-
tungsrat kann ein anderes Mitglied aus seiner Mitte 
als Vorsitzende oder Vorsitzenden wählen. Das Nähere 
regelt die Satzung.

2.   der Vertreterin oder dem Vertreter des zuständigen 
Bundesministeriums,

3.   der Vertreterin oder dem Vertreter der Universität 
Köln,

4.   der Vertreterin oder dem Vertreter der Universität 
Bonn und

5.  drei weiteren Personen nach Maßgabe der Satzung.

(2) Mit beratender Stimme gehören dem Stiftungsrat an:

1.  die Direktorin oder der Direktor,

2.   die oder der Vorsitzende des Wissenschaftlichen Bei-
rats oder eine vom Wissenschaftlichen Beirat be-
nannte Vertreterin beziehungsweise ein vom Wissen-
schaftlichen Beirat benannter Vertreter,

3.  die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer,

4.   zwei Personen, die auf Vorschlag des Personalrats vom 
Stiftungsrat berufen werden, und

5.  die Gleichstellungsbeauftragte.

(3) Die Bestellung der Mitglieder des Stiftungsrats nach 
Absatz  1 Nummer  5 erfolgt durch das für Forschung 
zuständige Ministerium des Landes Nordrhein-Westfa-
len im Einvernehmen mit dem zuständigen Ministerium 
des Bundes.

(4) Der Stiftungsrat entscheidet mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder. Er kann sich eine Geschäftsordnung geben.

§ 7 
Aufgaben des Stiftungsrats

(1) Der Stiftungsrat ist zuständig für die Wahrung des 
Stiftungszweckes und überwacht die wesentlichen wis-
senschaftlichen, programmatischen und wirtschaftlichen 
Angelegenheiten der Stiftung. Er berät die Direktorin 
oder den Direktor und hat ein umfassendes Informati-
onsrecht.

(2) Der Stiftungsrat ist insbesondere zuständig für

1.  den Erlass und die Änderung der Satzung,

2.   die Feststellung des Programmbudgets und des Jah-
resabschlusses,

3.   den Erlass und die Änderung der Gebühren- sowie 
der Benutzungsordnung,

4.   die Entgegennahme des Jahresberichts sowie die Ent-
lastung der Direktorin oder des Direktors und

5.   die Bestellung und Abberufung der Direktorin oder 
des Direktors sowie der Mitglieder des Wissenschaftli-
chen Beirats.

(3) Der vorherigen Zustimmung des Stiftungsrates be-
dürfen

1.   Rechtsgeschäfte, die über den Rahmen der laufenden 
Geschäfte hinausgehen und der Stiftung über ein Jahr 
hinausgehende Verpfl ichtungen auferlegen und

2.  wesentliche organisatorische Änderungen.

(4) Beschlüsse

1.   zu Fragen von wissenschafts- und forschungspoliti-
scher Bedeutung,

2.  mit erheblichen fi nanziellen Auswirkungen,

3.  in Bezug auf das Leitungspersonal der Stiftung oder

4.  nach Absatz 3

bedürfen der Zustimmung der Mitglieder nach §  6 
Absatz 1 Nummer 1 und 2.

§ 8 
Direktorin oder Direktor

Die Direktorin oder der Direktor wird vom Stiftungsrat 
bestellt. Sie oder er leitet die Stiftung und vertritt sie 
nach außen. Ihr oder ihm wird eine Geschäftsführerin 
oder ein Geschäftsführer zur Seite gestellt. Das Nähere 
regelt die Satzung.

§ 9 
Wissenschaftlicher Beirat

(1) Der Wissenschaftliche Beirat besteht aus sachver-
ständigen Personen, auch aus dem Ausland. Mitglieder 
des Beirats sind insbesondere Vertreterinnen und Vertre-
ter aus den von der Stiftung abzudeckenden Fachgebie-
ten, dem informationswissenschaftlichen Bereich sowie 
aus dem Bereich der Nutzerinnen und Nutzer. Darüber 
hinaus können Vertreterinnen und Vertreter anderer 
Gruppen, auch des Personals, berufen werden.

(2) Der Wissenschaftliche Beirat berät die Organe der 
Stiftung in wissenschaftlichen und programmatischen 
Fragen und begleitet, fördert und bewertet dadurch die 
Tätigkeit der Stiftung. Das Nähere regelt die Satzung.

§ 10 
Aufsicht

Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des für For-
schung zuständigen Ministeriums des Landes Nord-
rhein-Westfalen. § 76 Absatz 2 bis 4 des Hochschulgeset-
zes vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. S.  474), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 28. Mai 2013 
(GV. NRW. S. 272), gelten entsprechend.
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§ 11 
Dienst- und arbeitsrechtliche Regelungen

(1) Die Direktorin oder der Direktor ist dienstvorge-
setzte Stelle des Personals der Stiftung. Sie oder er trifft 
die dienst- und arbeitsrechtlichen Entscheidungen.

(2) Das zum Errichtungszeitpunkt bei der Deutschen 
Zentralbibliothek für Medizin vorhandene beamtete Per-
sonal bleibt im Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen 
und wird auf der Grundlage des § 20 Absatz 2 des Beam-
tenstatusgesetzes zu der ihren Ämtern entsprechenden 
Tätigkeit der Stiftung zugewiesen. Das für Forschung 
zuständige Ministerium des Landes Nordrhein-Westfa-
len führt die Zuweisung der Direktorin oder des Direk-
tors durch. Die Zuweisung lässt die Befugnisse des Stif-
tungsrates gemäß §  8 Satz  1 unberührt. Die Direktorin 
oder der Direktor führt die Zuweisung des übrigen be-
amteten Personals der bisherigen Landeseinrichtung 
Deutsche Zentralbibliothek für Medizin durch. Bis zur 
endgültigen Bestandskraft der Zuweisung ist die Direk-
torin oder der Direktor dienstvorgesetzte Stelle der 
 Beamtinnen und Beamten der vormaligen Landesein-
richtung Deutsche Zentralbibliothek für Medizin. Die 
Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten bleibt 
gemäß §  20 Absatz  3 des Beamtenstatusgesetzes unbe-
rührt. Dies gilt auch im Hinblick auf § 8 Satz 1.

(3) Die Stiftung tritt im Rahmen der Gesamtrechtsnach-
folge anstelle des Landes in die Rechte und Pfl ichten aus 
den im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bestehenden Arbeits- und Ausbildungsverhältnissen mit 
Personen ein, die bei der Deutschen Zentralbibliothek 
für Medizin beschäftigt sind oder ausgebildet werden. 
Die für die Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Aus-
zubildenden des Landes geltenden Tarifverträge fi nden 
in ihrer jeweiligen Fassung sowohl auf die bestehenden 
als auch neu begründete Arbeits- und Ausbildungsver-
hältnisse der Stiftung Anwendung. Gleiches gilt für alle 
Beschäftigungsverhältnisse, die mit aus Drittmitteln 
fi nanzierten Stellen verbunden sind. Betriebsbedingte 
Kündigungen aus Anlass der Umbildung sind ausge-
schlossen.

(4) Betriebsbedingte Kündigungen von Arbeiterneh-
merinnen und Arbeitnehmern, deren bestehende Arbeits-
verhältnisse nach Maßgabe des Absatzes 3 Satz 1 von der 
Stiftung übernommen werden, sind ausgeschlossen. Dies 
gilt nicht für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
das Angebot einer anderen Landesdienststelle auf eine 
vergleichbare Weiterbeschäftigung an demselben 
Dienstort einschließlich seines Einzugsgebietes endgültig 
ablehnen.

(5) Die Stiftung sorgt dafür, dass die Rechtsstellung der 
übergeleiteten Beschäftigten und die von ihnen erworbe-
nen Besitzstände infolge der Umbildung nicht einge-
schränkt werden. Für die übergeleiteten Beschäftigten 
werden die beim Land Nordrhein-Westfalen in einem 
Arbeits- und Ausbildungsverhältnis zurückgelegten Zei-
ten einer Beschäftigung so angerechnet, als wenn sie bei 
der Stiftung zurückgelegt worden wären. Die Geltung 
des Tarifvertrags zur Überleitung der Beschäftigten der 
Länder in den TV-L und zur Regelung des Übergangs-
rechts (TVÜ-Länder) bleibt durch den Arbeitgeberwech-
sel unberührt.

(6) Die bei der Stiftung verbrachten Beschäftigungszei-
ten und die davor liegenden, vom Land Nordrhein-West-
falen entsprechend den tarifl ichen Vorschriften angerech-
neten Beschäftigungszeiten der von der Stiftung 
übernommenen Beschäftigten werden bei einem späteren 
unmittelbaren Wechsel zum Land Nordrhein-Westfalen 
von diesem als Beschäftigungszeit nach §  34 Absatz  3 
Satz  1 und 2 des Tarifvertrags für den öffentlichen 
Dienst der Länder (TV-L) in der für das Land Nord-
rhein-Westfalen jeweils geltenden Fassung angerechnet, 
sofern das Arbeitsverhältnis zur Stiftung auf eigenen 
Wunsch oder unverschuldet beendet wurde. Die Anrech-
nung der Beschäftigungszeit erfolgt ebenso bei einem 
Wechsel zu einer Hochschule oder Universitätsklinik. 
Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend. Bei Bewerbungen der 
nach §  11 Absatz  3 Satz  1 übergeleiteten Beschäftigten 
auf Ausschreibungen des für Forschung zuständigen 
Ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen sind 
diese als interne Bewerberinnen oder interne Bewerber 
des Landes Nordrhein-Westfalen zu behandeln.

(7) Die Stiftung ist verpfl ichtet, unverzüglich nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Beteiligungsvereinba-
rung mit der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder (VBL) für alle nach deren Satzung versicherba-
ren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu schließen 
und die für die Beteiligung erforderlichen rechtlichen 
und tatsächlichen Voraussetzungen zu schaffen und zu 
erhalten. Die Stiftung haftet für Verbindlichkeiten 
gegenüber Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der 
Stiftung, die daraus folgen, dass eine Beteiligungsverein-
barung zwischen der VBL und der Stiftung nicht 
zustande kommt. Der Umfang der Haftung ist auf die 
Höhe der Leistungen beschränkt, die die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer im Rahmen der Pfl ichtver-
sicherung gegenüber der VBL beanspruchen können, 
wenn die Beteiligungsvereinbarung zwischen der VBL 
und der Stiftung zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes wirksam werden würde. Die Sätze 2 und 3 gel-
ten entsprechend für den Zeitraum vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bis zum Wirksamwerden der Beteili-
gungsvereinbarung.

(8) Beschäftigte der Stiftung sowie ihr zugewiesene 
Beamtinnen und Beamte dürfen Einrichtungen und 
Angebote der Universitäten Köln und Bonn im gleichen 
Umfang und zu den gleichen Bedingungen in Anspruch 
nehmen wie bei den Universitäten Beschäftigte. Beschäf-
tigte der Stiftung dürfen Einrichtungen und Angebote 
des Landes im gleichen Umfang und zu den gleichen 
Bedingungen in Anspruch nehmen wie Beschäftigte des 
Landes.

§ 12 
Übergangsvorschriften

(1) Die Aufgaben des Stiftungsrates nehmen ab dem 
Errichtungszeitpunkt die Mitglieder nach §  6 Absatz  1 
Nummer 1 bis 4 wahr. Sie erlassen innerhalb eines hal-
ben Jahres nach dem Errichtungszeitpunkt eine vorläu-
fi ge Satzung, in der insbesondere die Voraussetzungen 
für die Bestellung der weiteren Mitglieder des Stiftungs-
rates nach § 6 Absatz 1 Nummer 5 innerhalb eines Jah-
res nach dem Errichtungszeitpunkt geregelt werden.

(2) Der bisherige Personalrat bleibt bis zur regulären 
Neuwahl im Amt.

(3) Die am 31. Dezember 2013 bestehende Gebührenord-
nung gilt bis zum Inkrafttreten einer neuen Gebühren-
ordnung fort, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 
2014. Entsprechendes gilt auch für die am 31. Dezember 
2013 bestehende Benutzungsordnung.

§ 13 
Auflösung der Stiftung

(1) Eine Aufl ösung der Stiftung ist nur durch Gesetz 
möglich. Für den Fall der Aufl ösung der Stiftung werden 
die nach § 11 dieses Gesetzes übergeleiteten Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer auf Antrag wieder in den 
Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen übernommen.

(2) Bei Aufl ösung der Stiftung fällt das Stiftungsvermö-
gen an das Land Nordrhein-Westfalen, das es unmittel-
bar und ausschließlich für wissenschaftliche Zwecke zu 
verwenden hat.

§ 14 
Inkrafttreten, Berichtspflicht

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

(2) Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 
31. Dezember 2018 und danach alle fünf Jahre über die 
Notwendigkeit des Fortbestehens des Gesetzes.

Düsseldorf, den 19. Dezember 2013

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen

Für die Ministerpräsidentin
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 
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in eigener Ressortzuständigkeit 
sowie zugleich für 

den Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 
und die Ministerin 

für Gesundheit, Emanzipation, 
Pfl ege und Alter

(L. S.) Sylvia  L ö h r m a n n

Der Finanzminister

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

Ralf  J ä g e r

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja  S c h u l z e

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport

Ute  S c h ä f e r

– GV. NRW. 2013 S. 881

822

Achte Satzungsänderung 
der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 

gemäß Beschluss der Vertreterversammlung
Vom 4. Dezember 2013

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse Nordrhein-
Westfalen hat in ihrer Sitzung am 4. Dezember 2013 in 
Düsseldorf gemäß §§ 33 Absatz 1 Satz 1 und 34 Absatz 1 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV) folgende 
Satzungsänderung beschlossen:

Artikel 1

Die Satzung der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen vom 
28. November 2007 (GV. NRW. S.  621, ber. 2008  S.  54), 
zuletzt geändert durch Satzung vom 5. Dezember 2012 
(GV. NRW. S. 681), wird wie folgt geändert:

1.  § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Nummer 1 wird die Angabe „§ 129 Abs. 4 SGB 
VII“ durch die Angabe „§§ 129 Abs. 4, 218 d Abs. 3 
SGB VII“ ersetzt.

 b)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

   „2. für in selbständiger Rechtsform betriebene Un-
ternehmen, an denen das Land, Gemeinden oder 
Gemeindeverbände allein oder zusammen mit an-
deren Gemeinden oder Gemeindeverbänden, einem 
oder mehreren Bundesländern oder dem Bund

  a)   bei Kapitalgesellschaften unmittelbar oder mit-
telbar die Mehrheit der Kapitalanteile auf sich 
vereinen oder

  b)   bei sonstigen Unternehmen die Stimmenmehr-
heit in dem Organ, dem die Verwaltung und 
Führung des Unternehmens obliegt, auf sich 
vereinen,

    (§§  128 Abs.  1 Nr.  1 Buchstabe a, 129 Abs.  1 
Nr. 1 Buchstabe a, 129 a SGB VII), soweit nicht 
in §§  129 Abs.  4, 218 d Abs.  3 SGB VII etwas 
anderes bestimmt ist,“.

 c)  Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

   „3. für in selbständiger Rechtsform betriebene Un-
ternehmen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 2 der Sat-
zung, für welche die Unfallkasse am 31. Dezember 

1996 zuständig war und bei denen seitdem keine 
wesentliche Änderung im Sinne des § 218 d Abs. 2 
SGB VII eingetreten ist,“.

2.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 10 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

   „b) Blut oder körpereigene Organe, Organteile 
oder Gewebe spenden oder bei denen Vorsorgeun-
tersuchungen oder Nachsorgemaßnahmen anläss-
lich der Spende vorgenommen werden, soweit die 
Unfallkasse für das Unternehmen zuständig ist, 
das die Maßnahme zur Gewinnung von Blut, kör-
pereigenen Organen, Organteilen oder Gewebe 
oder die Vorsorgeuntersuchung oder Nachsorge-
maßnahmen anlässlich der Spende durchführt 
(§§ 2 Abs. 1 Nr. 13 b, 133 Abs. 1 SGB VII),“.

 b)   In Nummer  18 werden nach dem Wort „beschäf-
tigt“ die Wörter „und in der gesetzlichen Renten-
versicherung nach § 4 Absatz 1 Satz 2 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) 
pfl ichtversichert“ eingefügt.

 c)   Nach Nummer 20 wird folgende Nummer 21 ange-
fügt:

   „21. Personen, die einen internationalen Jugend-
freiwilligendienst im Sinne der Richtlinie Interna-
tionaler Jugendfreiwilligendienst des Bundesmi-
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend vom 20. Dezember 2010 (GMBl S.  1778) 
leisten (§  2 Abs.  3 Nr.  2 c SGB VII), soweit die 
Unfallkasse für den zugelassenen Träger der Maß-
nahme zuständig ist.“

3.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz  1 werden nach den Wörtern „können 
sich“ die Wörter „auf schriftlichen Antrag bei der 
Unfallkasse“ eingefügt.

 b)  Dem einzigen Satz wird folgender Satz angefügt:

   „In den Fällen des Absatzes 1 Nummer  2 kann 
auch die Organisation, für die die Ehrenamtsträger 
tätig sind, oder ein Verband, in dem die Organisa-
tion Mitglied ist, den Antrag stellen; eine nament-
liche Bezeichnung des Versicherten ist in diesen 
Fällen nicht erforderlich.“

 c)  Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

   „Diese führt ein Verzeichnis der freiwillig Versi-
cherten und bestätigt diesen die Versicherung; in 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 bestätigt sie die 
Versicherung der Organisation oder dem Verband.“

 d)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

  aa)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

     „Für Versicherte nach Absatz  1 Satz  2 ist die 
jeweilige Organisation oder der jeweilige Ver-
band beitragspfl ichtig (§  150 Abs.  1 Satz  3 
i. V. m. § 185 Abs. 1 SGB VII).“

  bb)   In dem neuen Satz 4 werden nach den Wörtern 
„Versicherte nach Absatz  1 Nr.  2“ die Wörter 
„sowie nach Absatz 1 Satz 2“ eingefügt.

4.   Der Anhang zu §  27 der Satzung der Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen, Beitragsordnung, wird wie folgt 
geändert:

 a)  § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „LA1“ 
die Wörter „Unternehmen nach §  128 Abs.  4 
SGB VII in der Fassung bis 31. Dezember 2004 
i. V. m. § 218 d SGB VII und“ durch die Wörter 
„Unternehmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 der Sat-
zung, die dem Landesbereich zuzuordnen 
sind,“ ersetzt.

  bb)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „LS1“ 
das Wort „Aufwendung“ durch das Wort „Auf-
wendungen“ sowie die Wörter „Unternehmen 
nach § 128 Abs. 4 SGB VII in der Fassung bis 
31. Dezember 2004 i. V. m. § 218 d SGB VII und“ 
durch die Wörter „Unternehmen nach §  3 
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Abs.  1 Nr.  3 der Satzung, die dem Landesbe-
reich zuzuordnen sind, sowie“ ersetzt.

  cc)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „LS2“ 
die Wörter „Unternehmen nach §  128 Abs.  4 
SGB VII in der Fassung bis 31. Dezember 2004 
i. V. m. § 218 d SGB VII und“ durch die Wörter 
„Unternehmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 der Sat-
zung, die dem Landesbereich zuzuordnen sind, 
sowie“ ersetzt.

  dd)   In der Tabellenspalte „Bezeichnung“ werden 
die Wörter „LS3 (Schüler an berufsbildenden 
Schulen, Studierende, Lernende)“ durch die 
Wörter „LS3 (Schüler an berufsbildenden 
Schulen, Studierende, Lernende, Teilnehmer 
an einer Maßnahme nach §  2 Abs.  1 Nr.  14 b 
SGB VII)“ ersetzt.

  ee)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „LS3“ 
die Wörter „Unternehmen nach §  128 Abs.  4 
SGB VII in der Fassung bis 31. Dezember 2004 
i. V. m. § 218 d SGB VII und“ durch die Wörter 
„Unternehmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 der Sat-
zung, die dem Landesbereich zuzuordnen sind, 
sowie“ ersetzt.

  ff)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „LS3“ 
nach den Wörtern „Träger von öffentlichen 
Hochschulen i. S. v. § 2 Abs. 1 Nr. 8c“ die Wör-
ter „SGB VII, von Maßnahmen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 14 b SGB VII“ eingefügt.

 b)  § 2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „KA1“ 
die Wörter „Unternehmen nach §  129 Abs.  3 
SGB VII in der Fassung bis 31. Dezember 2004 
i. V. m. § 218 d SGB VII und“ durch die Wörter 
„Unternehmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 der Sat-
zung, die dem kommunalen Bereich zuzuord-
nen sind,“ ersetzt.

  bb)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „KA3“ 
nach den Wörtern § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB VII“ die 
Wörter „sowie an Stelle dieser Ehrenamtsträ-
ger in Fällen des § 6 Abs. 1 Satz 2 SGB VII die 
antragstellende gemeinnützige Organisation 
oder ihr antragstellender Verband“ eingefügt.

  cc)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „KS1“ 
die Wörter „Unternehmen nach §  129 Abs.  3 
SGB VII in der Fassung bis 31. Dezember 2004 
i. V. m. § 218 d SGB VII und“ durch die Wörter 
„Unternehmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 der Sat-
zung, die dem kommunalen Bereich zuzuord-
nen sind, sowie“ ersetzt.

  dd)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „KS2“ 
die Wörter „Unternehmen nach §  129 Abs.  3 
SGB VII in der Fassung bis 31. Dezember 2004 
i. V. m. § 218 d SGB VII und“ durch die Wörter 
„Unternehmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 der Sat-
zung, die dem kommunalen Bereich zuzuord-
nen sind, sowie“ ersetzt.

  ee)   In der Tabellenspalte „Mitglieder der Umlage-
gruppe“ werden in der Tabellenzeile „KS3“ 
die Wörter „Unternehmen nach §  129 Abs.  3 
SGB VII in der Fassung bis 31. Dezember 2004 
i. V. m. § 218 d SGB VII und“ durch die Wörter 
„Unternehmen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 der Sat-
zung, die dem kommunalen Bereich zuzuord-
nen sind, sowie“ ersetzt.

 c)  § 3 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Umlagegruppe LA1 wird nach dem Spiegel-
strich „- Deutsche, die im Ausland bei einer 
amtlichen Vertretung des Landes oder bei 
deren Leitern, deutschen Mitgliedern oder 
Bediensteten beschäftigt sind (§  2 Absatz  3 

Satz 1 Nr. 1 SGB VII)“ folgender Spiegelstrich 
eingefügt:

     „- Personen, die einen internationalen Jugend-
freiwilligendienst im Sinne der Richtlinie 
Internationaler Jugendfreiwilligendienst des 
Bundesministeriums für Familien, Senioren, 
Frauen und Jugend vom 20. Dezember 2010 
(GMBl. S. 1778) leisten (§ 2 Abs. 3 Nr. 2 c SGB 
VII),“.

  bb)   In Umlagegruppe LA1 wird der Spiegelstrich 
„-Blut-, Organ- und Gewebespender § 2 Abs. 1 
Nr. 13 b SGB VII)“ wie folgt gefasst:

     „- Personen, die Blut oder körpereigene 
Organe, Organteile oder Gewebe spenden oder 
bei denen Voruntersuchungen oder Nachsorge-
maßnahmen anlässlich der Spende vorgenom-
men werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 13 b SGB VII)“.

  cc)   In Umlagegruppe LS3 wird nach dem Spiegel-
strich „Lernende während der berufl ichen 
Aus- und Fortbildung (§  2 Abs.  1 Nr.  2 SGB 
VII)“ der Punkt gestrichen und folgender 
Spiegelstrich angefügt:

     „- Personen, die an einer Maßnahme teilneh-
men, wenn die Person selbst oder die Maß-
nahme über die Bundesagentur für Arbeit, 
einen nach §  6 Abs.  1 Satz  1 Nr.  2 SGB II 
zuständigen Träger oder einen nach § 6 a SGB 
II zugelassenen kommunalen Träger gefördert 
wird (§§  2 Abs.  1 Nr.  14 b, 136 Abs.  3 Nr.  3 
SGB VII) und das Land Nordrhein-Westfalen 
Träger der Maßnahme ist.“

 d)  § 3 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Umlagegruppe KA1 wird nach dem Spie-
gelstrich „- Personen, die nach Erfüllung der 
Schulpfl icht auf der Grundlage einer schriftli-
chen Vereinbarung im Dienst eines geeigneten 
Trägers im Umfang von durchschnittlich min-
destens acht Wochenstunden und für die 
Dauer von mindestens sechs Monaten als Frei-
willige einen Freiwilligendienst aller Genera-
tionen unentgeltlich leisten (§ 2 Abs. 1 a SGB 
VII)“ folgender Spiegelstrich angefügt:

     „- Personen, die einen internationalen Jugend-
freiwilligendienst im Sinne der Richtlinie 
Internationaler Jugendfreiwilligendienst des 
Bundesministeriums für Familien, Senioren, 
Frauen und Jugend vom 20. Dezember 2010 
(GMBl. S. 1778) leisten (§ 2 Abs. 3 Nr. 2 c SGB 
VII),“.

  bb)   In Umlagegruppe KA1 wird der Spiegelstrich 
„-Blut-, Organ- und Gewebespender (§  2 
Abs. 1 Nr. 13 b SGB VII)“ wie folgt gefasst:

     „- Personen, die Blut oder körpereigene 
Organe, Organteile oder Gewebe spenden oder 
bei denen Voruntersuchungen oder Nachsorge-
maßnahmen anlässlich der Spende vorgenom-
men werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 13 b SGB VII)“.

  cc)   In Umlagegruppe KA2 wird nach dem Spie-
gelstrich „- Personen, die sich bei der Verfol-
gung oder Festnahme einer Person persönlich 
einsetzen (§ 2 Abs. 1 Nr. 13 c SGB VII)“ folgen-
der Spiegelstrich eingefügt:

     „- Personen, die an einer Maßnahme teilneh-
men, wenn die Person selbst oder die Maß-
nahme über die Bundesagentur für Arbeit, 
einen nach §  6 Abs.  1 Satz  1 Nr.  2 SGB II 
zuständigen Träger oder einen nach § 6 a SGB 
II zugelassenen kommunalen Träger gefördert 
wird (§§  2 Abs.  1 Nr.  14 b, 136 Abs.  3 Nr.  3 
SGB VII) und eine Einrichtung zur Hilfe bei 
Unglücksfällen im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 7 
der Satzung Träger der Maßnahme ist“.

  dd)   In Umlagegruppe KA4 wird nach dem Spie-
gelstrich „- Personen, die in Feuerwehren im 
Sinne des §  3 Abs.  1 Nr.  6 der Satzung tätig 
sind (§  2 Abs.  1 Nr.  1, Abs.  2 Satz  1, Abs.  1 
Nr. 12 SGB VII) folgender Spiegelstrich einge-
fügt:
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     „- Personen, die an einer Maßnahme teilneh-
men, wenn die Person selbst oder die Maß-
nahme über die Bundesagentur für Arbeit, 
einen nach §  6 Abs.  1 Satz  1 Nr.  2 SGB II 
zuständigen Träger oder einen nach § 6 a SGB 
II zugelassenen kommunalen Träger gefördert 
wird (§§  2 Abs.  1 Nr.  14 b, 136 Abs.  3 Nr.  3 
SGB VII) und eine Feuerwehr im Sinne des § 3 
Abs.  1 Nr.  6 der Satzung Träger der Maß-
nahme ist“.

 e)  § 4 Absatz 10 wird wie folgt geändert:

   In Satz 1 werden nach den Wörtern „deren Träger 
der Umlagegruppe zugeordnet ist“ die Wörter 
„, sowie der Teilnehmer an einer Maßnahme nach 
§  2 Abs.  1 Nr.  14 b SGB VII, wenn der Träger der 
Förderung der Umlagegruppe zugeordnet ist“ ein-
gefügt.

Artikel 2
Artikel 1 tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

Düsseldorf, den 4. Dezember 2013

Der Vorsitzende der Vertreterversammlung

B i e w a l d

Der Vorsitzende des Vorstandes

E t s c h e n b e r g

Genehmigung

Der von der Vertreterversammlung der Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen am 4. Dezember 2013 beschlossene 
Achte Satzungsnachtrag wird gemäß § 34 Absatz 1 SGB 
IV in Verbindung mit § 114 Absatz 2 SGB VII genehmigt.

Düsseldorf, den 17. Dezember 2013

Ministerium 
für Arbeit, Integration und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen

V A 4 – 3541.8.112

Im Auftrag

(Siegel)  F r i e d r i c h

– GV. NRW. 2013 S. 884

2125

Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur Errichtung integrierter 

Untersuchungsanstalten 
für Bereiche des Verbraucherschutzes

Vom 20. Dezember 2013

Auf Grund des § 3 Absatz 1 sowie des § 5 Satz 1 des Ge-
setzes zur Bildung integrierter Untersuchungsanstalten 
für Bereiche des Verbraucherschutzes vom 11. Dezember 
2007 (GV. NRW. S. 662) wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung zur Errichtung integrierter Untersu-
chungsanstalten für Bereiche des Verbraucherschutzes 
vom 20. Dezember 2007 (GV. NRW. S.  740), die zuletzt 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. November 2010 
(GV. NRW. S.  599) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.  Nach § 28 wird folgender Teil 5 eingefügt:

 „Teil 5
 Chemisches und Veterinäruntersuchungsamt Westfalen

 § 29 
 Errichtung

  (1) Im Regierungsbezirk Arnsberg wird aus den Che-
mischen Untersuchungsämtern der Städte Hamm, 
Hagen und Bochum, dem Chemischen- und Lebens-
mitteluntersuchungsamt der Stadt Dortmund sowie 
dem Staatlichen Veterinäruntersuchungsamt Arnsberg 
eine integrierte Untersuchungsanstalt für Bereiche 
des Verbraucherschutzes (Untersuchungsanstalt) ge-
bildet und als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts zum 1. Januar 2014 errichtet.

  (2) Die Untersuchungsanstalt führt den Namen „Che-
misches und Veterinäruntersuchungsamt Westfalen“ 
(CVUA-Westfalen) mit dem Zusatz „Anstalt des 
öffentlichen Rechts“.

  (3) Der Einzugsbereich der Untersuchungsanstalt 
umfasst den Regierungsbezirk Arnsberg.

 § 30 
 Träger der Untersuchungsanstalt

  Träger der Untersuchungsanstalt sind das Land 
Nordrhein-Westfalen sowie die Städte Bochum, Dort-
mund, Hagen, Hamm, der Ennepe-Ruhr-Kreis, der 
Hochsauerlandkreis, der Märkische Kreis, die Kreise 
Olpe, Siegen-Wittgenstein, Soest und Unna (Kommu-
nen).

 § 31 
 Verwaltungsrat

  (1) Der Verwaltungsrat wird aus zwei Vertreterinnen 
oder Vertretern des Landes und jeweils einer Vertrete-
rin oder einem Vertreter jeder Kommune gebildet.

  (2) Die Vertretung des Landes hat insgesamt elf Stim-
men. Jede Vertreterin oder jeder Vertreter einer Kom-
mune hat eine Stimme.

  (3) Den Vorsitz führt eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter des Landes. Die Stellvertretung wird von den Ver-
tretungen der Kommunen im Verwaltungsrat mit ein-
facher Mehrheit gewählt.

  (4) Ein Beschluss des Verwaltungsrates über die Auf-
lösung eines zum 31. Dezember 2013 bestehenden 
Untersuchungsstandortes kann bis zum 31. Dezember 
2018 nur gefasst werden, wenn die Kommune, die die 
Untersuchungseinrichtung am Standort unterhält, 
zustimmt.

 § 32 
 Vorstand

  Der Vorstand besteht aus einer oder einem Vorstands-
vorsitzenden und vier weiteren Vorstandsmitgliedern. 
Der Leiter des Chemischen Untersuchungsamtes der 
Stadt Bochum wird zum Vorstandsvorsitzenden, die 
Leiter des Chemischen Untersuchungsamtes Hagen 
und Hamm, des Chemischen und Lebensmittelunter-
suchungsamtes Dortmund und des Staatlichen Veteri-
näruntersuchungsamtes Arnsberg werden zu weiteren 
Vorstandsmitgliedern bestellt. Das Recht des Verwal-
tungsrates nach § 8 Absatz 3 Nummer 3 des Gesetzes 
zur Bildung integrierter Untersuchungsanstalten für 
Bereiche des Verbraucherschutzes, die in Satz 2 gere-
gelte Besetzung des Vorstandes zu ändern, bleibt 
unberührt.

 § 33 
 Stammkapital

  Das Stammkapital der Untersuchungsanstalt beträgt 
220 000 Euro.

 § 34 
 Aufgaben der Untersuchungsanstalt

  Die Untersuchungsanstalt führt die in § 4 des Geset-
zes zur Bildung integrierter Untersuchungsanstalten 
für Bereiche des Verbraucherschutzes bestimmten 
Aufgaben durch.
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 § 35 
 Personal

  (1) Die bei Errichtung der Untersuchungsanstalt in 
den in § 29 Absatz 1 genannten Untersuchungsämtern

 1.   beschäftigten Beamten werden entsprechend §  17 
Absatz  7 des Gesetzes zur Bildung integrierter 
Untersuchungsanstalten für Bereiche des Verbrau-
cherschutzes in den Dienst der Untersuchungsan-
stalt übergeleitet,

 2.   bestehenden Ausbildungsverhältnisse gehen ent-
sprechend § 17 Absatz 2 des Gesetzes zur Bildung 
integrierter Untersuchungsanstalten für Bereiche 
des Verbraucherschutzes auf die Untersuchungsan-
stalt über.

  (2) Die bei Errichtung der Untersuchungsanstalt im 
Chemischen Untersuchungsamt der Stadt Hagen, 
Chemischen Untersuchungsamt der Stadt Hamm, 
Chemischen Untersuchungsamt der Stadt Bochum, 
dem Chemischen- und Lebensmitteluntersuchungs-
amt der Stadt Dortmund sowie dem Staatlichen Vete-
rinäruntersuchungsamt Arnsberg tätigen tarifl ich 
Beschäftigten sollen der Untersuchungsanstalt im 
Wege der Personalgestellung zur Verfügung gestellt 
werden.“

2.  Der bisherige Teil 5 wird Teil 6.

3.  Der bisherige § 29 wird § 36.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

Düsseldorf, den 20. Dezember 2013

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Naturschutz- und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Johannes  R e m m e l

– GV. NRW. 2013 S. 886
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